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Vorwort. 


Die  Anregung-  zu  der  vorliegenden  Arbeit  verdanke  ich 
meinem  hochverehrten  Lehrer,  dem  leider  zu  früh  verstorbenen 
Herrn  Professor  Dr.  Ludwig  von  Jolly  in  Tübingen,  der 
mich  auch  während  der  Abfassung  dieses  Werkes  in  liebens- 
würdigster Weise  durch  mir  überaus  wertvolle  Ratschläge 
unterstützt  hat. 

Ebenso  spreche  ich  allen  denen,  die  zur  Förderung  dieser 
Abhandlung  beigetragen  haben,  hiermit  meinen  verbindlichsten 
Dank  aus. 

Mücheln,  im  Juli  1905. 

Der  Verfasser. 


Einleitung. 


Glücksspiele  sind  Spiele,  bei  denen  die  Entscheidung* 
über  Gewinn  und  Verlust  durch  den  Zufall  getroffen  wird. 
Den  Gegensatz  bilden  die  Geschicklichkeitsspiele  oder  Kunst- 
spiele, bei  denen  die  geistige  oder  körperliche  Gewandt- 
heit entscheidet.  Bei  zahlreichen  Spielen  sind  die  beiden 
Entscheidungsarten  gemischt;  sie  sind,  Je  nachdem  die  eine 
oder  die  andere  Entscheidungsart  überwiegt,  mehr  Glücks- 
oder mehr  Geschicklichkeitsspiele. 

Das  Glücksspiel  kann  auf  den  Spieler  nachteilige 
Wirkungen  äußern.  Es  wird  oft  so  zur  Leidenschaft,  daß  er 
dafür  Ausgaben  macht,  die  seine  Mittel  übersteigen,  oder 
durch  Betrug  zu  gewinnen  sucht,  oder  in  Aberglauben  ver- 
fällt, oder  sich  die  Mittel  zum  Spiel  auf  unredliche  Weise 
verschafft.  Die  Hoffnung  auf  Gewinn  zieht  den  Spieler  von 
der  Arbeit  ab,  und  wenn  er  wirklich  gewinnt,  gewöhnt  er  sich 
oft  an  Verschwendung. 

Der  Staat  ist  deshalb  von  jeher  dem  Glücksspiel  mit 
Verboten,  polizeilichen  Beschränkungen  und  Steuern  entgegen- 
getreten. Doch  bezwecken  die  letzteren  oft  nicht  die  Eindäm- 
mung oder  Unterdrückung  des  Glücksspiels,  sondern  nur  die 
Besteuerung  von  Personen,  die  durch  Spielen  den  Besitz  von 
Geld  zeigen,  das  sie  leicht  entbehren  können  und  das  daher 
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zur  Inanspruchnahme  für  Staatsbedürfnisse  besonders  ge- 
eignet ist. 

Im  Deutschen  Reiche  liegen  auf  den  Glücksspielen  drei 
Steuern:  der  Spielkartenstempel,  der  Stempel  von  Lotterie- 
losen und  die  Steuer  auf  Wetten  bei  Pferderennen. 

Sie  sollen  im  folgenden  betrachtet  werden. 


I.  Die  Reichsspielkartensteuer. 

I.  Die  Spielkartensteuer  in  den  einzelnen  deutschen 
Staaten  vor  der  Einführung  der  Reichssteuer. 

Die  Heimat  der  Spielkartensteuer  ist  Frankreich.  Dort 
wurde  sie  im  Jahre  1581  zunächst  bloß  als  Ausfuhrabgabe 
und  von  1583  ab  auch  als  innere  Verbrauchsabgabe  erhoben.^) 

In  vielen  deutschen  Staaten  wurden,  wie  ülmenstein^) 
berichtet,  nachdem  im  17.  Jahrhundert  in  ihnen  schon  die 
Stempelpapier  Steuer  eingeführt  war,  auch  die  Spielkarten  mit 
einer  Abgabe  in  Stempelform  belegt,  z.  B.  in  Bayern  1724, 
bald  darauf  in  den  landgräflich  hessisch-kasselischen,  hessisch- 
darmstädtischen  und  markgräflich  badischen  Staaten.^)  Der 
Handel  mit  diesen  gestempelten  Karten  lag  allein  in  den 


^)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  2.  Aufl.  Artikel  Spiel- 
kartensteuer von  M.  V.  He  ekel  Bd.  6  S.  894/95. 

^)  Frh.  Friedr.  Wilhelm  v.  Ulmenstein,  Versuch  einer  kurzen 
systematischen  und  historischen  Einleitung  in  die  Lehren  des  teutschen 
Staatsrechts  von  Steuern  und  Abgaben  reichsständischer  Unterthanen 
und  dem  Steuerrecht  der  Reichsstände  Cap.  HI  §  20  S.  194 ff. 

'^j  Derselbe  §21  S.  197  und  Gg.  Meyer,  Lehrbuch  des  dtsch. 
Verwaltungsrechts  (1885)  Teil  2  S.  365  ff. 
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Händen  der  Staaten,  die  aber  dieses  Monopol  mehrfach  ver- 
pachteten. 

In  Preußen  wurde  die  Abstempelung  der  Karten  durch 
Edikt  vom  6.  Dezember  1701  angeordnet,  und  zwar  mußte 
jedes  Spiel  mit  einem  Groschen  markiert  werden.^)  Die  Ein- 
fuhr von  ausländischen  Spielkarten  wurde  vollständig  unter- 
sagt, und  der  Alleinverkauf  im  Inlande  war  durch  Edikt  vom 
18.  August  1703^)  der  königlichen  Stempel-  und  Kartenkammer 
übertragen,  die  dann  Karten  sowohl  an  Private  als  auch  an 
Kleinhändler  abgab.  Mit  unwesentlichen  Änderungen  ist  in 
Preußen  dieser  Zustand  bis  1838  bestehen  geblieben.^)  Da- 
mals wurde  durch  die  Verordnung  vom  16.  Juni  1838*)  die 
Herstellung  von  Spielkarten  und  der  bisher  auf  Rechnung 
des  Staates  betriebene  Handel  mit  ihnen  freigegeben,  dafür 
aber  den  Fabriken  eine  für  jedes  Spiel  zu  entrichtende 
Steuer  auferlegt  und  zugleich  eine  geeignete  Kontrolle  ein- 
gerichtet. Auf  den  gleichen  Grundsätzen  fußte  auch  das 
spätere  und  letzte  diesbezügliche  preußische  Gesetz  vom 
23.  Dezember  1867.'^) 

Der  Zollvereinsvertrag  vom  22.  März  1833^)  schloß  in 
den  Art.  7,  9  usw.  die  Spielkarten  vom  freien  Verkehre  unter 
den  Vereinsstaaten  aus.    Unter  Nr.  5  des  Schlußprotokolls 

^)  Corpus  constitutionum  Marciiicarum  von  Friedr.  Otto  Mylius 
Bd.  4  Nr.  6  S.  242. 

^)  Ebenda  Nr.  8  S.  243. 

^)  Die  nach  1703  erlassenen  diesbezüglichen  Patente,  z.  B.  die  vom 
9.  4.  1714  (Nr.  11  Mylius  S.  250/51)  und  vom  10.  4.  1733  (a.  a.  0. 
Nr.  25  S.  262)  usw^.  enthalten  nur  Erinnerungen  und  Verschärfungen. 

*)  s.  Preuß.  Gesetzessammlung  1838  S.  370. 

^)  s.  Preuß.  Gesetzessammlung  1838  S.  19  u.  21. 

6)  s.  Bd.  1  der  Verträge  S.  3  und  auch  Frh.  Otto  v.  Aufseß, 
Die  Zölle  und  Steuern  des  Deutschen  Reiches  5.  Aufl.  S.  259ff. 
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zum  Vertrage  vom  4.  April  1853  ^)  wurde  es  den  Staaten,  in 
denen  Spielkarten  ungehindert  eingeführt  werden  durften, 
anheimgegeben,  solche  Freiheit  zu  beseitigen.  Auch  noch 
in  dem  Vertrage  vom  16.  Mai  1865  ^)  waren  die  in  den  so- 
eben erwähnten  Art.  7  und  9  festgesetzten  Verbote  und  Be- 
schränkungen aufrecht  erhalten.  Eine  Änderung  führte  erst 
der  Zolleinigungs vertrag  vom  8.  Juli  1867  ^)  herbei.  Durch 
diesen  wurde  die  Ausschließung  der  Spielkarten  vom  freien 
Verkehre  beseitigt,  aber  im  Schlußprotokoll  unter  Nr.  3  be- 
stimmt, daß  der  Wegfall  des  Verkehrsverbotes  die  Erhebung 
einer  Stempelabgabe  von  den  aus  den  anderen  Vereinsstaaten 
oder  dem  Vereinsauslande  eingehenden  Spielkarten  nicht  aus- 
schließe, und  daß  bei  dem  Eintritt  der  Karten  in  Staaten,  in 
denen  solche  Abgaben  bestehen,  die  Übergangsscheinkontrolle 
stattzufinden  habe.  Der  nunmehr  gesetzlich  allerdings  er- 
laubte Verkehr  mit  Spielkarten  von  Gliedstaat  zu  Gliedstaat 
mußte  durch  die  wegen  der  gliedstaatlichen  Steuerinteressen 
an  den  Landesgrenzen  stattfindende  Kontrolle  sehr  gelähmt 
werden.  Auch  die  Gründung  des  Deutschen  Reiches  führte 
hierin  keine  Änderung  herbei,  da  die  Regelung  der  Spiel- 
kartenabgabe nach  wie  vor  Sache  der  einzelnen  Staaten  blieb. 
Jeder  Bundesstaat  erhob  andere  Sätze,  nur  in  Baden,  im 
oldenburgischen  Fürstentum  Birkenfeld,  in  Lübeck  und  in 
Elsaß-Lothringen  bestand  keine  Spielkartensteuer. 

An  Steuer  war  im  Jahre  1877  zu  entrichten^)  in 
Preußen:  für  Tarockkarten  und  französische  Karten 

von  mehr  als  32  Blättern,  vom  Spiel  Mk.  — ,80, 

1)  s.  ebenda  Bd.  4  S.  39. 

2)  s.  ebenda  Bd.  5  S.  48. 

3)  s.  ebenda  Bd.  5  S.  104  u.  v.  Aufseß  a.  a.  0.  S.  259. 

4)  s.  Reichstag  1878,  Anlageband  3  S.  141. 
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für  französische  Karten  von  32  oder  weniger 
Blättern  (Pikettkarten),  deutsche  Karten  oder 

Traplierkarten  Mk.  — ,30 

Bayern:  für  deutsche  Karten  von  36  oder  weniger 

Blättern  „  —30 

für  jedes  andere  Spiel  „  —,60 

Sachsen:  für  Tarockkarten  „  1,50 

für  französische  Karten  „  1, — 

für  deutsche  Karten  oder  nach  deutscher  Art  „  —,50 

für  andere  Karten  „  1, — 

Württemberg:  für  Tarockkarten  „  —,40 

für  andere  Karten  „  — ,20 

Hessen:  für  Kartenspiele  von  mehr  als  52  Blättern  „  — ,80 

„  „  „  32    52       „  „  ,50 

bis  zu  32       „  „  —15 

Mecklenburg-Schwerin:  für  jedes  Spiel  „  — ,25 

Sachsen-Weimar:  für  Spiele  von  mehr  als  36  Blättern  „  — ,50 

„      „  36  u.  weniger  „  „  —,30 

Oldenburg:  wie  in  Preußen, 

Braunschweig:  für  Tarockkarten  „  — ,70 

für  Whist-  und  L'hombrekarten  „  — ,50 

für  Pikett-  und  deutsche  Karten  „  —,30 

Sachsen-Meiningen:  für  Kartenspiele  von  mehr  als 

36  Blättern  „  —,60 

für  Kartenspiele  von  36  u.  weniger  Blättern  „  — ,40 

Sachsen- Altenburg:  für  Tarockkarten  „  — ,90 

für  französische  Karten  „  — ,50 

für  deutsche  und  nach  deutscher  Art  „  — ,25 

Sachsen-Koburg:  für  Spiele  von  36  Blättern  und 

darunter  „  — ,40 

für  Spiele  von  mehr  als  36  Blättern  „  — ,60 

Kaup.  2 
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Sachsen-Gotlia:  für  Tarockkarten  und  französische  Mk.  — ,80 

für  Pikettkarten,  deutsche  usw.  „  — ,30 
Anhalt:  wie  in  Preußen, 

Schwarzburg-Rudolstadt:  für  Tarockkarten  „  1,40 

für  französische  Karten  „    — ,85 

für  deutsche  Karten  „    — ,20 

Schwarzburg-Sondershausen:  für  Tarockkarten         „      1, — 
für  deutsche  Karten  „    — ,50 

für  französische  Karten  „    — ,25 

Waldeck:  für  Tarockkarten  und  französische  von 

mehr  als  32  Blättern  „    — ,60 

für  Pikett-  und  deutsche  Karten  „    — ,30 

Reuß  ä.  L.:  für  Tarockkarten  „  1,50 

für  L'hombre-  und  Whistkarten  „  1,— 

für  deutsche  Karten  und  französische  von 

32  und  weniger  Blättern  „  — ,50 

Eeuß  j.  L.  wie  in  Reuß  ä.  L. 
Schaumburg-Lippe  wie  in  Preußen, 

Lippe:       für  jedes  Spiel  „    — ,50 

Bremen:      „      „       „  „    — ,50 

Hamburg:    „      „       „  „  —10 

Die  erwähnten  Beschränkungen  des  Verkehrs  mit  Spiel- 
karten innerhalb  des  Reiches  widersprachen  der  Reichs- 
verfassung, da  nach  Art.  33  derselben  Deutschland  ein  ein- 
heitliches Handelsgebiet  ist.  Preußens  Anregung  ist  es  zu 
verdanken,  daß  der  verfassungswidrige  und  des  Reiches  un- 
würdige Zustand  beseitigt  und  auch  für  Spielkarten  Verkehrs- 
freiheit hergestellt  wurde. 
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2.  Das  Reichsspielkartenstempelgesetz  vom 
3.  Juli  1878. 

Preußen  beantragte  am  4.  Juni  1877  beim  Bundesrate^) 
die  Berufung  einer  Kommission  von  Sachverständigen  der 
Bundesstaaten,  die  die  Einfübrung  von  Reicbsstempel-  und 
Erbschaftssteuern  an  Stelle  der  gleichartigen  Abgaben  der 
Bundesstaaten  erörtern  sollte.  Dem  Vorschlage  Preußens 
stimmte  der  Bundesrat  am  25.  Juni  1877  ^)  zu.  Die  Kommission 
trat  sofort  zusammen,  und  am  6.  Oktober  desselben  Jahres^) 
berichtete  sie  eingehend  über  das  Ergebnis  ihrer  Beratung. 
An  der  Hand  des  Berichtes  wurden  dann  in  den  Bundesrats- 
ausschüssen Gesetzentwürfe  betreffend  1.  die  Erhebung  von 
Reichsstempelabgaben  und  2.  den  Spielkartenstempel  ausge- 
arbeitet. Beide  Vorlagen  gingen  am  1.  Dezember  1877*)  dem 
Bundesrate  zu,  der  dieselben  am  2.  Februar  1878^)  mit  wenigen 
Änderungen  genehmigte  und  an  den  Reichstag  bringen  ließ. 

Der  Gesetzentwurf  betreffend  den  Spielkartenstempel  ^) 
hatte  im  wesentlichen  folgenden  Inhalt: 

Die  Spielkarten  sollen  vom  1.  Juli  1878  ab  (§27) 
im  ganzen  Eeiche  an  Stelle  der  verschiedenen  Landesabgaben 
mit  einem  einheitlichen  Satze  von 

Mk.  — .50  für  jedes  Kartenspiel  von  36  oder  weniger  Blättern, 
Mk.  1. —  für  jedes  andere  Spiel 


1)  Bundesratsdrucksachen  1877  Nr.  91. 

2)  §  328  der  Bundesratsprotokolle  von  1887. 
^)  Bundesratsdrucksachen  1877  Nr.  98. 

^)  Bundesratsdrucksachen  1877  Nr.  177. 
5)  §  82  der  Bundesratsprotokolle  von  1878. 

^)  Reichstag,  Session  1878,  Anlagebd.  3  Nr.  7.  Die  Paragraphen  der 
Vorlage  sind  in  Klammern  beigefügt. 

2* 
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belegt  werden  (§  1).  Die  Erhebung  dieser  Abgabe  erfolgt  in 
Stempelform  von  allen  im  Eeicbsgebiete,  also  auch  in  den 
ZoUausscblüssen,  in  Umlauf  zu  setzenden  Kartenspielen,  und 
zwar  für  Recbnung  des  Reiches  durch  die  betreffenden  Landes- 
zoll- und  Steuerbehörden  gegen  eine  Entschädigung  von  5  ^/^^ 
der  von  ihnen  eingezogenen  Beträge  (§§  2,  23).  Für  die  im 
Inlande  hergestellten  Karten  muß  bei  ihrer  Ausführung  aus 
der  Fabrik  die  Steuer  vom  Fabrikanten  gezahlt  werden,  doch 
können  ihm  gegen  Sicherstellung  angemessene  Fristen  für  die 
Entrichtung  der  Steuer  gewährt  werden  (§  7).  Für  die  ein- 
geführten Karten  ist  der  Stempelbetrag  entweder  an  der 
Landesgrenze  oder  beim  Empfang  im  Inlande  vom  Importeur 
zu  erlegen  (§  3).  Die  Einrichtung  von  Spielkartenfabriken 
kann  bloß  an  solchen  Orten  obrigkeitlich  erlaubt  werden,  in 
denen  zur  Wahrnehmung  der  Steueraufsicht  geeignete  ZoU- 
und  Steuerbehörden  vorhanden  sind  (§  4).  Die  Herstellung 
der  Karten  muß  nach  Anordnung  der  zuständigen  Steuerbe- 
hörde des  betreffenden  Bundesstaates  erfolgen  und  darf  bei 
bestehenden  Fabriken  nur  in  den  angemeldeten  und  bei  neu 
zu  errichtenden  Fabriken  bloß  in  den  obrigkeitlich  genehmigten 
Räumen  vorgenommen  werden  (§§  5, 13),  Strafen  sind  nicht 
nur  den  Spielkarten-Fabrikanten,  -Importeuren  und  -Händlern, 
sondern  auch  den  Wirten  angedroht,  in  deren  Räumen  mit 
ungestempelten  Karten  gespielt  wird  (§§  10 — 17). 

Nach  den  dem  Entwürfe  beigegebenen  Motiven  brachten 
die  Landesabgaben  damals  1220  000  Mk.  ein,  und  es  entfielen 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in  Bayern  und  Sachsen  5  Pfg., 
in  Preußen  3  Pfg.,  in  Württemberg  2  Pfg.,  in  anderen  Staaten 
1  Pfg.  oder  weniger.  Die  Reichsregierung  hoffte,  daß  die 
Steuereinnahme  des  Reiches  höher  ausfallen  werde,  weil  die 
Einheitlichkeit  der  Gesetzgebung  die  Steuerhinterziehungen 
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"beschränken  werde.  Sie  erwartete  einen  jährlichen  Steuer- 
ertrag von  2  000  000  Mk.  oder  von  5  Pfg.  auf  den  Kopf.  Ein 
möglichst  hoher  Steuerertrag  wurde  neben  der  Beseitigung 
der  Verkehrsbeschränkungen  als  Hauptziel  des  Gesetzes  be- 
zeichnet. Wegen  dieses  Zieles  müßten  —  nach  der  Meinung 
der  Motive  —  vermieden  werden  einerseits  zu  niedrige  Sätze, 
welche  die  Einnahmen  schmälern,  und  andererseits  zu  hohe, 
welche  den  Kartenverbrauch  vermindern.  Die  Absicht,  das 
Spielen  zu  beschränken,  lag  also  dem  Gesetzgeber  fern.  Die 
Mehrzahl  der  mit  Karten  betriebenen  Spiele  sind  ja  eine 
harmlose  Unterhaltung,  der  deshalb,  weil  Karten  manchmal 
zu  schädlichem  Glücksspiel  verwendet  werden,  entgegenzu- 
treten, sinnlos  wäre.  Der  Spielkartenstempel  belastet  also 
zwar  das  Glücksspiel,  aber  er  beeinträchtigt  es  nicht  und  will 
es  nicht  beeinträchtigen. 

In  der  ersten  Lesung  am  23.  Februar  1878  ^)  wurde  der 
Gesetzentwurf  vom  Reichstage  ohne  jede  Beratung  einer 
Kommission  zur  Prüfung  überwiesen. 

Diese  Kommission  schlug  in  ihrem  am  9.  April  1878 
erstatteten  Berichte-)  vor: 

1.  Die  Herabsetzung  der  Steuersätze  von  50  auf  30  und 
von  100  auf  50  Pfg.  (§  1), 

2.  die  Beseitigung  der  gegen  Sicherstellung  zu  gewäh- 
renden Steuerkredite  (§  7), 

3.  gewisse  Änderungen  der  Übergangsbestimmungen  (§24). 
Der  schwierigste  Punkt  in  der  Gesetzesvorlage  war  die 

Normierung  einer  angemessenen  Höhe  des  Spielkartenstempels. 

Die  Verhandlungen  über  diese  Frage  wurden  auf  Grund 
der  von  der  Regierung  in  der  Gesetzesvorlage  vorgeschlagenen 

^)  Reichstag,  Session  1878,  Verhandlungsbd.  1  S.  179. 

2)  Reichstag,  Session  1878,  Anlagebd.  4  Nr.  167  S.  1076—1081. 
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Scheidung-  aller  Kartenspiele  in  zwei  Gruppen,  und  zwar  nach 
der  Zahl  der  Blätter  in  solche  mit  höchstens  36  und  solche 
mit  mehr  Karten,  geführt.  Auf  diese  Gliederung  war  die 
Regierung-,  nach  den  Angaben  in  den  Motiven,  durch  die  in 
den  beiden  größten  deutschen  Staaten  mit  mehreren  Stempel- 
sätzen gemachten  finanziellen  Erfahrungen  gekommen.  Im 
Durchschnitt  der  Jahre  1876  und  1877  verhielten  sich  näm- 
lich die  Erträge  aus  dem  höheren  Steuersatz  zu  denen  aus 
dem  niederen  in  Preußen  wie  1  :  2,8  und  in  Bayern  wie  1 :  5,6 
Demnach  wäre  bei  der  Annahme  eines  einzigen  Stempelsatzes 
dieser,  um  nicht  einen  Steuerausfall  zu  erzeugen,  so  hoch 
festzusetzen  gewesen,  daß  er  eine  ungebührliche  Belastung 
der  geringeren  Karten  dargestellt  hätte.  Außerdem  hätte 
ein  Einheitssatz  nicht  so  hoch  bestimmt  werden  können,  daß 
für  die  feinen  ausländischen  Karten  eine  Steuervergünstigung 
nicht  eingetreten  wäre.  Daher  sind  die  Kartenspiele  in  die 
beiden  oben  angeführten  Gruppen  geteilt.  Während  vorher 
in  Preußen  zwischen  Spielen  mit  höchstens  32  Blättern  und 
größeren  Spielen  unterschieden  worden  war,  wurden  vom 
Entwurf  36  Blätter  als  Grenze  bestimmt,  um  die  in  Süd- 
deutschland sehr  viel  und  vor  allem  von  den  unteren  Klassen 
benutzten,  aus  36  Blättern  bestehenden  Tarockkarten  nicht 
mit  dem  höheren  Stempel  zu  treffen. 

Über  die  Höhe  des  Spielkartenstempels  standen  sich  im 
Reichstage  in  der  zweiten^)  und  dritten^)  Lesung  des  Ent- 
wurfes —  am  16.  bezw.  20.  Mai  1878  —  drei  Meinungen 
gegenüber. 


1)  Reichstag,  Session  1878,  Verhandlungsband  2  S.  1831—1848. 

2)  Reichstag,  Session  1878,  Verhandlungsband  2  S.  1481—1436. 
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Es  wollte  für  die  beiden  Gruppen 

1.  die  Kegierung  50  und  100  Pfg. 

2.  die  Kommission  30  und    50  Pfg. 

erhoben  wissen,  und  3.  nach  dem  in  zweiter  Lesung  von 
V.  B  e  n  d  a  und  Gen.^)  eingebrachten  und  in  dritter  Lesung  von 
Grumbrecht  und  Gen. ^)  erneuerten  Amendement  sollten 
30  und  80  Pfg.  gezahlt  werden. 

Die  Regierung  machte  für  ihre  Sätze  von  50  und  100 
Pfennigen  geltend, 

a)  daß  dieselben  für  eine  Eeihe  von  Staaten  bereits  be- 
ständen, und  daß  sie  ferner  für  ausgedehnte  Gebiete,  wie 
z.  B.  Preußen  mit  30  und  80  Pfg.  Steuer,  eine  nur  geringe 
Erhöhung  darstellten  und  daher  eine  Minderung  des  in  fester 
Gewohnheit  begründeten  Konsums  an  Spielkarten  nicht  her- 
beiführen würden.    Außerdem  würden 

b)  die  reichen  Leute  bei  einer  kleinen  Verteuerung  des  Stem- 
pels nicht  mit  weniger  sauberen  Karten  spielen  wollen.  Der 
Lebenslauf  der  Spielkarten  würde  unverändert  bleiben  sowohl  bei 
einer  Heraufsetzung  der  Steuer  um  20  Pfg.,  als  auch  bei  einer 
Herabsetzung  um  30  Pfg.  Die  Spiele  würden  vorwiegend 
zuerst  von  den  Kasinos,  Klubs  und  Gasthöfen  gekauft,  dann 
wanderten  sie  nach  einer  stärkeren  oder  minderen  Abnützung 
in  die  weniger  bemittelten  Kreise,  welche  in  bezug  auf  Sauber- 
keit der  Blätter  nicht  so  peinlich  sind,  und  so  fort.  Die  Spiele 
mit  wenig  Karten,  die  von  den  unteren  Klassen  vorwiegend 
verwandt  werden,  würden  von  den  einfachen  Leuten  nach 
wie  vor  derart  strapaziert  werden,  daß  sie  nicht  länger  als 
bisher  benützt  werden  könnten. 


1)  Reichstag,  Session  1878  Anlageband  4  Nr.  235. 

^)  Reichstag,  Session  1878,  Verhandlungsband  2  S.  1433. 
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Von  dem  Kommissions-Bericliterstatter  und  aus  der  Mitte 
des  Reichstags  wurde  aber  darauf  hingewiesen,  daß  bei  einem 
zu  hoch  gegriffenen  Stempel  die  Gefahr  nahe  läge, 

a)  daß  das  Kartenspiel  abnehmen  und  an  seine  Stelle 
ein  anderes  Spiel,  z.  B.  Domino  treten  würde,  wie  es  in 
Frankreich  geschehen  sei,  und 

b)  daß  dauerhaftere  Karten  angefertigt  würden.  Wenn 
auch  nicht  wie  in  Österreich  die  Herstellung  von  Waschkarten 
zu  erwarten  stünde,  weil  diese  unhandlicher  wären,  so  würde 
doch  versucht  werden,  die  Spiele  durch  Verwendung  besseren 
Papieres  für  eine  um  so  längere  Benützung  brauchbarer  zu 
machen,  je  höher  die  zu  entrichtende  Abgabe  wäre.  Hierdurch 
würde  der  Preis  der  Karten  gesteigert,  was  zu  einer  vorsich- 
tigeren Behandlung  derselben  führen  würde,  und  es  ginge 
also  der  Kartenverbrauch  gleichzeitig  wegen  des  durch  den 
hohen  Stempel  und  die  hohen  Herstellungskosten  gesteigerten 
Preises  und  wegen  ihrer  vermehrten  Schonung  zurück,  was 
zugleich  der  Industrie  und  der  Staatskasse  Abbruch  täte. 

Die  Kommission  hob  zur  Begründung  ihrer  Sätze  haupt- 
sächlich hervor,  daß 

a)  die  Abgabe  von  30  Pfg.  für  die  kleineren  Spiele  und 
von  50  Pfg.  für  die  größeren  sich  am  engsten  an  die  bisherige 
Gesetzgebung  der  meisten  deutschen  Staaten  anschlösse. 

b)  Es  würde  sich  das  Publikum,  je  billiger  die  Karten 
wären,  desto  mehr  und  leichter  daran  gewöhnen,  häufiger  die 
Karten  zu  wechseln,  was  vor  allem  für  die  am  meisten  be- 
nutzten kleinen  Spiele  in  Betracht  käme. 

c)  Außerdem  müßte  bedacht  werden,  daß  die  Spiele  mit 
mehr  als  36  Blättern  nicht  allein  von  den  begüterten  Ständen, 
sondern  auch  zum  Teil  in  den  unteren  Schichten  der  Bevöl- 
kerung benützt  würden,  wie  z.  B.  das  in  Württemberg  allge- 
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mein  beliebte  Geig-elspiel  mit  48  Karten,  so  daß  eine  Steuer 
von  50  Pfg.  genügend  hocli  wäre. 

Zugunsten  des  in  zweiter  Lesung  von  v.  Benda  und 
Genossen  eingebrachten  und  in  dritter  Lesung  von  Gr  um- 
brecht und  Genossen  wieder  erneuerten  Amendements  wurde 
von  den  Antragstellern  und  von  der  Regierung  hauptsächlich 
darauf  hingewiesen,  daß  der  Durchschnitt  sämtlicher,  in  den 
deutschen  Bundesstaaten  bisher  erhobenen  Steuersätze  für 
Spiele  mit  32  bezw.  36  Blättern  30 Pfg.  und  für  solche 
mit  mehr  Karten  73  ^/-^o  oder  rund  74  Pfg.  betrüge.  Eine 
Annahme  der  Stempelsätze  von  30  und  50  Pfg.  würde  mit- 
hin in  den  meisten  Staaten  ' eine  Begünstigung  der  größeren, 
vorzugsweise  in  den  besser  situierten  Kreisen  benutzten  Spiele 
bedeuten.  Keineswegs  würde  aber  durch  diese  Ermäßigung 
eine  etwa  erhoffte  Erhöhung  der  Steuereinnahmen,  sondern 
eine  erhebliche  Verminderung  derselben  herbeigeführt  werden. 
Denn  eine  Steuerermäßigung  von  80  auf  50  Pfg.  würde  — 
nach  den  Angaben  eines  Regierungsvertreters  —  im  Ver- 
hältnis zum  Preise  eines  Spieles  nur  etwa  17^/^  ausmachen. 
In  dem  Falle  könnte  man  also  bloß  auf  einen  um  17^ /q  stärkeren 
Verbrauch  jener  Karten  rechnen,  während  ein  um  mindestens 
33<^/o  erheblicherer  Absatz  an  größeren  Spielen  bei  einer  Ab- 
gabe von  50  Pfg.  eintreten  müßte,  um  der  Staatskasse  den- 
selben Ertrag  zu  liefern  wie  bei  einem  Stempelsatze  von  80  Pfg. 

Die  von  der  Kommission  vertretene  Ansicht,  daß  der 
30-  und  der  50  Pfg.-Satz  für  die  beiden  Arten  von  Spielen 
die  geeignetsten  seien,  fand  im  Reichstag  die  meisten  An- 
hänger. 

Ein  weiterer  Vorschlag  der  Kommission  verlangte  die 
Beseitigung  der  in  der  Regierungsvorlage  vorgesehenen  Steuer- 
kredite, die  gegen  Sicherstellung  gewährt  werden  sollten. 
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Dieser  Wunsch  wurde  im  Reichstag  in  der  zweiten  Lesung^ 
vor  allem  damit  motiviert,  daß  die  Fabrikanten  jedesmal  nur 
so  viel  Karten  stempeln  zu  lassen  brauchten,  als  gerade  ver- 
langt würden.  Alle  übrigen  Kartenvorräte  könnten,  ohne  an 
Wert  zu  verlieren,  ungestempelt  im  Fabriklager  gelassen 
werden.  Die  Gewährung  eines  Steuerkredites  würde  nur  das 
sonst  vom  Staate  bekämpfte  Borgsystem  befördern,  da  bei 
einem  staatlichen  Kredit  an  die  Fabrikanten  die  Karten- 
händler von  letzteren  um  so  mehr  einen  langen  Kredit  fordern 
würden.  Außerdem  könnten  die  weniger  vermögenden  Fabri- 
kanten die  Vorteile  des  Steuerkredites  gar  nicht  ausnützen^ 
da  ihnen  die  zur  Sicherung  der  Steuerforderung  zu  hinter- 
legenden Wertpapiere  fehlen  dürften.  Überdies  müßte,  um 
den  Steuerkredit  nicht  geradezu  zu  prämiieren,  den  die  Steuer 
sofort  entrichtenden  Fabrikanten  auch  ein  entsprechender  Ab- 
zug gewährt  werden. 

Diesen  Ausführungen  entgegen  wurde  von  anderer  Seite 
namentlich  betont,  daß  die  Fabrikanten,  bei  denen  aus  prak- 
tischen Gründen  die  Stempelabgabe  erhoben  werden  solle, 
den  Kartenhändlern  unbedingt  einen  Kredit  gewähren  müßten, 
da  die  letzteren  gezwungen  wären,  um  stets  der  Nachfrage 
genügen  zu  können,  immer  einen  Vorrat  an  Karten  zu  halten^ 
auch  wenn  der  Absatz  der  Spiele  sich  nur  langsam  vollzöge. 
Der  durch  die  Kreditierung  des  Kartenpreises  —  in  dem  auch 
die  vom  Fabrikanten  vorgestreckte  Steuer  steckt  —  ent- 
stehende Zinsverlust  würde  nicht  durch  einen  entsprechenden 
Aufschlag  auf  den  Preis  wieder  ausgeglichen  werden  können, 
da  die  durch  die  Eeichsspielkartensteuer  geschaffene  Gleich- 
heit in  den  Produktionsbedingungen  eine  derart  scharfe  Kon- 
kurrenz unter  allen  deutschen  Spielkartenfabrikanten  bei  einer 
jedenfalls  sich  gleichbleibenden   Zahl  von  Kartenhändlern 
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herbeiführen  würde,  daß  eher  eine  Verbilligung  als  eine  Ver- 
teuerung- der  Spielkarten  eintreten  dürfte.  Es  würde  mithin 
ohne  Gewährung  eines  staatlichen  Steuerkredites  der  Spiel- 
kartenstempel, anstatt  allein  den  Verbrauch  von  Spielkarten 
zu  belasten,  auch  noch  die  Herstellung  der  Karten  unbe- 
rechtigterweise mit  treffen. 

Es  wurde  daher  vom  Reichstag-e  in  der  zweiten  Lesung- 
der  Kommissionsantrag  verworfen  und  das  von  v.  Behr- 
Schmoldow  und  Scipio^)  eingebrachte  Amendement  mit 
dem  Unteramendement  v.  Benda^):  „Für  die  Abführung 
der  Steuer  können  angemessene  Fristen  bis  zur  Dauer  von 
drei  Monaten  gegen  Sicherstellung  bewilligt  werden"  ange- 
nommen, dem  auch  in  dritter  Lesung  zugestimmt  wurde. 

Ein  dritter  und  letzter  Antrag  der  Kommission  verlangte, 
daß  nicht  nur,  wie  der  Entwurf  vorsah,  die  Spielkarten- 
Fabrikanten  und  -Händler,  sondern  auch  die  Inhaber  öffent- 
licher Lokale  —  Klublokale  und  Kasinos  ausgenommen  — 
ihren  ganzen  Spielkartenvorrat  beim  Inkrafttreten  des  vor- 
liegenden Reichsgesetzes  zur  Umstempelung  einliefern  sollten. 
Man  hat  sich  dabei  jedenfalls  von  der  Zweckmäßigkeit  leiten 
lassen,  die  in  der  Einheitlichkeit  des  Stempels  aller  für  das 
Publikum  bereitgehaltenen  Spielkarten  liegt.  Außerdem  sollte 
die  in  der  Vorlage  für  sämtliche  andere,  dem  Eigengebrauch 
dienende  Karten  freigestellte  Einreichung  zur  Umstempelung 
nur  so  weit  aufrechterhalten  werden,  als  es  sich  um  Spieie 
mit  keinem  oder  mit  einem  geringeren  als  dem  Reichsstempel 
handelt,  da  nur  für  diese  nach  dem  Willen  der  Regierung 
der  etwaige  Mehrbetrag  der  Reichssteuer  entrichtet  werden 
soll.    Gleichzeitig  wurde  eine  Verlängerung  der  Einlieferun gs- 

1)  Reichstag,  Session  1878,  Verhandlungsband  2  S.  1338. 
")  Reichstag,  Session  1878,  Verhandlungsband  2  S.  1341. 
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frist  für  solche  Karten  von  vier  Wochen  auf  drei  Monate 
gefordert. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  billigte  der  Reichstag  in 
der  zweiten  Lesung  und  schloß  sich  dem  Vorschlage  hinsicht- 
lich der  Behandlung  der  Umstempelungsfrage  für  die  Karten, 
welche  nur  dem  eigenen  Gebrauche  dienen,  nach  der  vom 
Abgeordneten  Ei  ch  t  e  r  ^)  beantragten  klareren  Formuli  erung  an 

Die  Übergangsbestimmungen  (§  24)  lauteten  daher  nach  jl 
der  zweiten  Lesung  des  Gesetzes: 

„Von  dem  Zeitpunkte  ab,  mit  welchem  dies  Gesetz  in 
Wirksamkeit  tritt,  ist  der  Gebrauch  von  anderen  als  mit  dem 
Eeichsstempel  versehenen  Spielkarten,  vorbehaltlich  der  im 
dritten  Absatz  zugelassenen  Ausnahme,  nicht  weiter  gestattet. 

Karten -Fabrikanten  und  -Händler  und  Inhaber  öffent- 
licher Lokale  haben  bei  Vermeidung  der  in  den  §§12  und  14 
verordneten  Strafen  ihren  Gesamtvorrat  an  Spielkarten  der 
Steuerbehörde  nach  näherer  Vorschrift  des  Bundesrats  anzu- 
melden. Auf  die  zu  entrichtende  Eeichsstempelabgabe  ist  der 
Betrag  der  von  den  nachzustempelnden  Karten  bereits  ent- 
richteten landesgesetzlichen  Abgabe  abzurechnen. 

Andere  Personen  können  die  beim  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  in  ihrem  Besitz  befindlichen  Spielkarten,  soweit  sie 
mit  einem  gleich  hohen  oder  höheren  Landesstempel  als  dem 
Eeichsstempel  versehen  sind,  auch  ferner  gebrauchen,  soweit 
sie  aber  ungestempelt  oder  mit  einem  geringeren  Landes- 
stempel als  dem  Eeichsstempel  versehen  sind,  innerhalb  einer 
dreimonatlichen  Frist  bei  der  Steuerbehörde  mit  dem  Eeichs- 
stempel versehen  lassen.  Sie  haben  dabei  in  denjenigen 
Teilen  des  Bundesgebietes,  in  welchen  keine  Besteuerung  der 
Spielkarten  bestand,  die  in  §  1  bestimmte  Abgabe,  im  übrigen 

1)  Reichstag  1878  Session  II,  Anlageband  4  Nr.  236,  2  S.  1528. 
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Bundesgebiete  nur  den  etwaigen  Mehrbetrag  dieser  Abgabe 
über  die  entrichtete  Landessteuer  zu  erlegen  .  .  . 

In  dieser  Fassung  wurden  die  vorgeschlagenen  Änderungen 
auch  in  dritter  Lesung  angenommen. 

Der  übrige  Inhalt  des  Gesetzentwurfes  erfuhr  im  Reichs- 
tag keine  Änderungen.^)  In  der  vom  Reichstag  genehmigten 
Fassung  wurde  das  Gesetz  vom  Bundesrate  sanktioniert,  am 
3.  Juli  1878  2)  ausgefertigt  und  trat  am  1.  Januar  1879'^)^) 
in  Kraft. 

3.  Statistik- 

über  den  Ertrag  der  Steuer  gibt  die  Tabelle  auf  S.  18/19 
Aufschluß.  Danach  ist  seit  dem  Bestehen  des  Reichsspiel- 
kartenstempels die  Zahl  der  versteuerten  Spiele  immer  größer 
geworden.    Sie  betrug  z.  B.  im  Etatjahr : 

1879/80:  3405911 

1884/85:  3  520  517 

1889/90:  4137  441 

1894/95:  4  553  589 
1899/1900:  5150  535 

1903/04:  5  510  636, 

1)  Reichstag,  Session  1878,  Anlageband  4  Nr.  242  S.  1539—1543. 

2)  Reichsgesetzblatt  1878  Nr.  21  S.  133—39. 

^)  In  der  Regierungsvorlage  war  als  Termin  des  Inkrafttretens  des 
Gesetzes  der  1.  7.  1878  angenommen  gewesen. 

Im  Centraiblatt  des  Deutschen  Reiches  für  1878  S.  403—410 
finden  sich  die  ersten  Ausführungsbestimmungen  zu  den  einzelnen 
Paragraphen  des  Gesetzes.  Gleichzeitig  mit  ihnen  (am  6.  7.  1878)  sind 
vom  Bundesrate  ein  Regulativ  über  die  Kontrolle  und  den  Betrieb  der 
Spielkartenfabriken  und  Bestimmungen  über  die  Nachversteuerung  er- 
lassen worden.  Die  weiteren  bezüglichen  Verfügungen  des  Bundesrates 
sind  zusammengestiellt  bei  v.  Aufseß  a.  a.  0.  S.  260 — 62. 
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was  einer  Steigening  von  100  auf  103,  122,  134,  151,  162 
entspricht. 

In  demselben  Maße  erhöhten  sich  auch  die  Einnahmen 
aus  dem  Spielkartenstempel.  Sie  beliefen  sich  in  den  gleichen 
Eechnungsperioden : 

1879/80  auf  Mk.  1077  385 

1884/85    „     „    1098  639 


1889/90 
1894/95 
1899/1900 
1903/04 


1  277  369 
1  399  929 
1  582  868 
1  698  019, 


was  eine  relative  Zunahme  von  100  auf  102,  119,  130,  147, 
158  bedeutet. 

Auch  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  weisen  die  Brutto- 
erträge des  Spielkartenstempels  einen  erfreulichen  Fortschritt, 
auf,  denn  es  kamen  in  den  oben  betrachteten  Zeiträumen  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  2,4,  2,4,  2,6,  2,7,  2,9  und  2,9  Pfg. 
an  vereinnahmtem  Spielkartenstempel. 

Ganz  anders  wird  aber  das  Ergebnis,  wenn  die  Karten- 
spiele in  die  beiden  durch  die  Steuergesetzgebung  herbei- 
geführten Gruppen  geschieden  werden.  Die  Zahl  der  ver- 
steuerten kleinen  Spiele  hat  sich  von  Jahr  zu  Jahr  vergrößert. 
Sie  betrug  z.  B.  in  der  Rechnungsperiode 

1879/80:  3127  846 

1884/85:  3  308100 

1889/90:  3  956  760 

1894/95:  4  384  329 
1899/1900:  4  962  000 

1903/04:  5  286  496 
und  ist  mithin  in  jenen  Zeitabschnitten  im  Verhältnis  von 
100  zu  106,  126,  140,  159,  169  gestiegen. 
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Von  den  großen  Spielen  hingegen  sind  seit  1879/80  bis 
1899/1900  fast  ununterbrochen  immer  weniger  zur  Abstem- 
pelung gebracht  worden,  und  erst  nach  1899/1900  setzt  wieder 
eine  günstigere  Entwicklung  ein.  Es  wurde  nämlich  z.  B.  in 
dem  Etats]  ahre 

1879/80  für  278  065, 
1884/85  „  212  417, 
1889/90  „  180  681, 
1894/95  „  169  260, 
1899/1900  „  188  535, 
1903/04    „  224140 

größere  Spiele  die  Abgabe  entrichtet,  welche  Ziffern  eine 
relative  Bewegung  von  100  auf  75,  65,  61,  68,  81  darstellen. 
Der  sich  hierin  spiegelnde  Rückgang  des  Verbrauchs  großer 
Spiele  ist  vielleicht  darauf  zurückzuführen,  daß  Whist  und 
L'hombre  mehr  und  mehr  durch  Skat  verdrängt  werden. 

Den  obigen  Angaben  entsprechend  hat  sich  auch  der 
Stempelertrag  aus  jeder  der  beiden  Gruppen  von  Karten- 
spielen vollkommen  verschieden  gestaltet. 

An  Steuer  von  kleinen  Spielen  wurden  nämlich  verein- 
nahmt z.  B.  in  dem  Etatsjahre 

1879/80  Mk.  938  354 

1884/85    „  992  430 

1889/90    „  1  187  028 

1894/95    „  1315  299 

1899/1900    „  1488  600 

1903/04    „  1585  949, 

was  eine  relative  Vermehrung  von  100  auf  106,  127,  140, 
159  und  169  bedeutet. 

Kaup,  3 
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Die  größeren  Spiele  aber  bracMen  in  den  gleichen  sechs 
Jahren  an  Reichsstempel 

Mk.  139  033 

„  106  209 
„  90  341 
„      84  630 

„  94  268 

„  112  070 

ein,  welche  Erträge  sich  wie  100 :  76:  65:  61 :  68:  81  ver- 
halten. 


Es  machte  mithin  die  Stempeleinnahme  von 


im  Etats]  ahr 

kleinen  Spielen 

großen  Spielen 

1879/80 

87,0 

13,0 

1884/85 

90,4 

9,6 

1889/90 

92,9 

/o 

7,1 

10 

1894/95 

94,0 

6,0 

1899/1900 

94,0 

6,0 

1903/04 

93,4 

6,6 

des  gesamten  Spielkartensteuerertrages  aus. 


4.  Kritik  des  heutigen  Rechtszustandes. 

Die  deutsche  Spielkartenindustrie  ist  unter  der  Herrschaft 
der  Reichs-Spielkartenstempelsteuer  zweifellos  leistungsfähiger 
geworden.    Diese  Tatsache  dürfte  hervorgehen 

a)  aus  der  gegenüber  der  Größe  des  einheimischen 
Kartenkonsums    sehr  geringen   Zahl  von   in  Deutschland 
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in  Verkehr  gebrachten  ausländischen  Kartenspielen^)  und 
auch 

b)  aus  der  im  Verhältnis  zu  der  geringen  Verwendung 
ausländischer  Karten  sehr  bedeutenden  Menge  ausgeführter 
deutscher  Kartenspiele.^) 

Die  Stärkung  des  Industriezweiges  ist  aber  auf  Kosten 
der  kleinen  Fabrikanten  eingetreten,  denn  seit  Eintritt  der 
schrankenlosen  Konkurrenz  ist  trotz  der  ständig  gewachsenen 
Produktion  an  Spielkarten  die  Zahl  der  Betriebe  eine  immer 


^)  Vom  Auslande  sind  eingegangen  und  in  freien  Verkehr  getreten 


im  Durchschnitt 
der  Etatsjahre 

Spiele  mit 
36  und  weniger  |    mehr  als  36 
Karten 

1879/80-1883/84 

19  897 

6  348 

1884/85-1888/89 

15  827 

19126 

1889/90-1893/94 

20  305 

8  201 

1894/95—1898/99 

23  261 

12  814 

1899/1900-1903/04 

26  401 

21  210 

^)  Aus  Deutschland  wurden  ausgeführt: 


im  Durchschnitt 
der  Etatsjahre 

an  deutschen  Spielen,  solche  mit 
bis  36       1    mehr  als  36 
Karten 

1879/80-1883/84 

180  067 

820  931 

1884/85-1888/89 

211603 

922  038 

1889/90—1893/94 

661  514 

758  590 

1894/95—1898/99 

387  863 

840  959 

1899/1900-1903/04 

384  193 

862  450 

3* 
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kleinere  geworden.^)  Der  Großbetrieb  mit  seinen  besseren 
Einriclitungen  und  sonstigen  Produktions-  und  Abs  atz  vorteilen 
hat  eben  den  kleinen,  weniger  kapitalkräftigen  Unternehmer 
immer  mehr  zurückgedrängt  und  schließlich  ihm  den  Lebens- 
faden abgeschnitten.  Das  ist  für  die  Betroffenen  zwar  zu 
bedauern,  volkswirtschaftlich  aber  zu  begrüßen,  da  die 
zweifellose  Yerbilligung  der  Kartenspiele  durch  den  Groß- 
betrieb dem  spielenden  Publikum  und  unter  diesem  vor  allem 
dem  kleinen  Manne  zugute  kommen. 

Nicht  bewährt  hat  sich  dagegen  die  Höhe  der  Abgabe 
für  Spiele  mit  über  36  Blättern.  Aus  der  Steuerstatistik  geht 
klar  hervor,  daß  der  Zweck,  den  man  mit  der  verhältnis- 
mäßig niedrigen  Normierung  des  Stempels  für  größere  Spiele 
auf  nur  50  Pfennige  zunächst  verfolgte,  nämlich  einen 
stärkeren  Verbrauch  der  größeren  Spiele  zu  bewirken,  was 
natürlich  einen  höheren  Steuerertrag  eingebracht  hätte,  nicht 
erreicht  worden  ist. 

Der  zweite  Zweck,  der  den  Eeichstag  bei  der  niedrigen 
Bemessung  der  Steuer  für  die  vielblättrigen  Spiele  leitete, 
die  Schonung  der  unteren  Klassen,  bei  denen  gewisse,  mehr 
als  36  Karten  erfordernde  Spiele  stark  verbreitet  sind, 
namentlich  das  in  Württemberg  beliebte  Geigelspiel,  ist 
gleichfalls  nicht  erreicht  worden,  wie  die  beiden  folgenden 
Bundesratsverordnungen  zeigen : 

^)  Die  Zahl  der  Spielkartenfabriken  in  Deutschland  betrug  während 
des  Etatsjahres: 

1879/80:  66 
1884/85:  61 
1889/90:  52 
1894/95:  36 
1899/1900  :  82 
1903/04:  30 


—    25  — 


1.  Die  Bekanntmacliung  vom  11.  November  1878  bestimmt 
über  das  Geigelspiel,  welches  sich  aus  2  mal  24  gleichen 
Karten  zusammensetzt,  daß  jedes  der  im  Geigelspiel  von  48 
Blättern  befindlichen  beiden  Herzasse  mit  dem  ßeichsstempel 
von  30  Pfg.  versehen  sein  muß  usw.^) 

2.  Der  Bundesratsbeschluß  vom  8.  November  1883  setzt 
fest,  daß  die  aus  48  Blättern  bestehenden  sogen.  Widderkarten, 
von  welchen  je  24  zu  einem  gewöhnlichen  Kartenspiel  ver- 
wendet werden  können,  als  doppeltes  Spiel  anzusehen  und 
folge  weise  mit  je  30  Pfg.  Stempel  für  jede  Hälfte  zu  belegen 
sind.^) 

Hiernach  ist  also  der  Geigelspieler  mit  zweimal  30  Pfg. 
=  60  Pfg.  belastet,  während  für  Spiele  der  wohlhabenderen 
Klassen,  wie  Tarock,  Whist  usw.,  zu  denen  52  und  mehr 
Blätter  gehören,  10  Pfg.  weniger,  nämlich  nur  50  Pfg.,  an 
Steuer  zu  entrichten  ist. 

Wenn  für  die  Geigelkarten  60  Pfg.  bezahlt  werden 
müssen,  so  würde  die  Erhöhung  der  Steuer  für  die  viel- 
blättrigen Spiele  von  50  auf  80  Pfg.  jedenfalls  der  Gerechtig- 
keit entsprechen.  Vermutlich  würde  die  Erhöhung  auch  nicht 
eine  Verminderung  des  Verbrauchs  an  Karten  bewirken  und 
mithin  eine  Steigerung  des  Steuerertrages  herbeiführen. 


1)  Centraiblatt  des  Deutschen  Reiches  1878  S.  628. 
Centralblatt  des  Deutschen  Reiches  1888  S.  333. 
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II.  Die  Besteuerung  der  Lose  von  öffentlichen 
Lotterien  und  Ausspielungen. 

I.  Das  Wesen  und  die  Entwicklung  der  Lotterien  und 
Ausspielungen. 

Die  Lotterien  sollen  in  Italien  entstanden  sein. 

In  der  Blütezeit  der  oberitalienischen  Handelsstädte, 
hauptsächlicli  während  der  Kreuzzüge,  hatten  sich  die  Kauf- 
leute häufig  mit  der  mißlichen  Tatsache  abzufinden,  daß 
Warenmengen  nur  schwer  abgesetzt  werden  konnten,  sei  es 
weil  sie  dem  Publikum  zu  teuer  waren,  sei  es  daß  sie  wegen 
der  Unsicherheit  des  Verkehrs  nicht  auf  gute  Märkte  gebracht 
werden  konnten.  Da  soll  ein  Kaufmann  in  Bologna  auf  den 
Gedanken  gekommen  sein,  den  Gegenwert  der  zum  Absatz 
bestimmten  Waren  in  gleichgroße  und  nicht  hohe  Beträge  zu 
zerlegen  und  jedem,  der  die  angesetzte  Teilsumme  bezahlte, 
einen  mit  einer  Nummer  versehenen  Schein  als  Quittung  über 
das  Geleistete  und  mit  dem  Anspruch  auf  die  ganze 
Ware  zu  geben,  wenn  bei  einer  zu  veranstaltenden  Los- 
ziehung seine  Nummer  herauskommen  sollte.^)  Die  Aussicht, 
gegen  eine  verhältnismäßig  geringe  Zahlung  große  Eeichtümer 
erwerben  zu  können,  reizte  das  Publikum  natürlich  zum 
Kaufe  solcher  Lose  an,  und  daher  bürgerte  sich  diese  Art  des 
Absatzes  bald  nicht  nur  für  schwer  unterzubringende  wert- 
volle Gegenstände,  sondern  auch  für  alle  möglichen  anderen 
Fälle  ein,  und  man  gelangte  naturgemäß  bald  dazu,  die  zu 


^)  Fr.  En  dem  ann  ,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Lotterie  und  zum 
heutigen  Lotterierecht,  Bonn  1882,  S.  35  ff. 
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verlosenden  Waren  nicht  einem  Lose  ganz,  sondern 
in  gleichen  oder  ungleiclien Teilen  verschiedenen 
Losen  zuzusichern  und  den  Gesamtpreis  der  Lose  höher  zu 
bestimmen  als  den  Wert  der  Gewinne.  Als  auch  die  Regie- 
rungen sich  der  Einrichtung  bemächtigten,  um  sich  Geld  zu 
verschaffen,  hatten  sie  keinen  Grund,  als  Gewinne  Waren  zu 
kaufen,  sondern  setzten  Geldgewinne  aus,  die  auf  ein  viel 
größeres  Publikum  rechnen  konnten. 

Die  älteste  derartige  Geldlotterie  soll  in  Florenz  1530 
stattgefunden  haben  unter  der  Bezeichnung  Lotto  (von  lot, 
Los).  Die  Einrichtung  wurde  bald  in  allen  Ländern  nach- 
geahmt und  in  Holland  dahin  ausgebildet,  daß  mehrere  auf- 
einander folgende  Losziehungen  (Klassen)  miteinander  ver- 
bunden wurden.  Der  Spieler  kann  sich  hier  an  einer  oder 
durch  entsprechend  höheren  oder  durch  wiederholten  Einsatz 
auch  an  jeder  folgenden  zugehörigen  Klasse  beteiligen  und 
kann  sich  also  die  Leistung  des  für  die  volle  Beteiligung 
nötigen  Beitrags  durch  Ratenzahlung  erleichtern.  Lidem  für 
jede  folgende  Ziehung  günstigere  Gewinnchancen  gegeben 
werden,  wird  ihm  nahegelegt,  entweder  von  vornherein  für 
alle  Ziehungen  zu  setzen  oder  nach  jeder  Ziehung  wieder 
beizutreten. 

Die  Klassenlotterie  ist  sehr  bald  auch  nach  Deutschland 
gekommen.  In  Preußen  fand  sie  1703  Eingang,  wo  sie  bis 
1767  gegen  die  Einholung  einer  Konzession  der  privaten 
Tätigkeit  überlassen  war  und  dann  für  den  Staat  monopolisiert 
wurde. 

Über  die  Ausdehnung  und  über  die  Einrichtung  der 
deutschen  Staatslotterien  im  Jahre  1903  (bezw.  1898)  gibt 
die  umstehende  Übersicht  Auskunft. 
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Die  Gewinne,  die  die  deutschen  Gliedstaaten  aus  ihren 
Lotterieunternehmungen  ziehen,  bestehen,  da  meist  alle  Los- 
gelder zum  Spielkapital  verwandt  werden,  bloß  aus  dem  Ab- 
züge, der  von  jedem  Gewinne  gemacht  wird.  Es  wurden 
Prozente^)  abgezogen  im  Jahre  (1898  bezw.)  1903  in 


Preußen  (15V5) 

Sachsen  (l^Vs)  0 

Hamburg^)  (10  resp.  15)    15  bezw.  20 

Braunschweig  (15)  15 

Mecklenburg-Schwerin  (l^VJ  18^/^ 

Hessen-Thüringen  ( — )  15^/5 

Lübeck  (I6V3)  16% 

Thüringen-Anhalt  (15)  I7V2  (1902). 

Die  Reineinnahmen  aus  Staats-Lotterien  beliefen  sich  im 
Jahre  1898  in  Mark  in: 

absolut  auf:  pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf: 

1.  Preußen  9  763  300  0,31 

2.  Sachsen  4  243  295  1,12 

3.  Hamburg  2  371800  3,48 

4.  Braunschweig    1245  000  2,87 

5.  Mecklenburg- 

Schwerin^)      873  839  1,46 

6.  Lübeck  315  500  4,28 


^)  Die  Abzüge  fallen  nicht  ganz  der  Generallotteriekasse,  sondern 
zu  einem  kleinen  Teile  auch  den  mit  dem  Verschleiße  der  Lose  be- 
trauten Einnehmern  zu. 

^)  In  Hamburg  (Staat)  wird,  Je  nachdem  es  sich  um  Gewinne 
unter  oder  über  Mk.  100  handelt,  der  niedere  oder  der  höhere  Prozent*» 
satz  in  Abzug  gebracht. 

^)  Die  absoluten  Zahlen  für  Mecklenburg  -  Schwerin  beziehen  sich 
auf  das  Jahr  1897  (s.  Sieghart  S.  287). 
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Staaten,  die  selbst  keine  Lotterie  besitzen,  gestatten  zu- 
weilen einem  anderen  Staate  den  Absatz  seiner  Lose  in 
ihrem  Gebiete  gegen  eine  entsprechende  Geldleistung. ^)  Ab- 
gesehen von  solchen  Verträgen  ist  der  Absatz  der  Lose  eines 
Staates  auf  fremdem  Gebiete  und  meist  auch  das  Spielen  in 
fi'emden  Lotterien  bei  Strafe  verboten.'^)  — 

Privatpersonen  können  öffentliche  Lotterien  bloß  mit 
staatlicher  Genehmigung^)  veranstalten,  die  nur  erteilt  wird, 
wenn  der  Ertrag  für  gemeinnützige  Zwecke  bestimmt  ist. 
Ihr  Gewinn  besteht  darin,  daß  von  den  Losgeldern  bis  50^/^ 
zurückbehalten  werden  und  bloß  der  Eest  zur  Auslosung  ver- 
wandt wird. 

Lotterien,  bei  denen  die  Gewinne  aus  anderen  Dingen  als 
aus  Geld  bestehen,  werden  jetzt  regelmäßig  „Ausspielungen" 
genannt.  Das  Stempelgesetz  von  1881  spricht  aber  von  Aus- 
spielungen von  Geld  und  anderen  Gewinnen  und  behandelt 
also  die  Worte  Lotterie  und  Ausspielung  als  gleichbedeutend. 

^)  Es  erhielt  z.  B.  Oldenburg  von  Hessen  laut  Vertrag  vom  7.  11. 
1901  für  die  Zulassung  des  Vertriebs  hessischer  Lose  in  seinem  Gebiete 
zunächst  Mk.  30000  (nach  der  6.  Lotterie)  usw.  (s.  Bajonski  S.  3G). 
Bremen  bekommt  nach  den  Angaben  Siegharts  (a.a.O.  S.  288)  von 
Braunschweig  aus  dem  gleichen  Grunde  jährlich  Mk.  24  000.  Weitere 
derartige  Beispiele  finden  sich  in  Schanz'  Finanz- Archiv  IX  S.  345. 

^)  In  Preußen  gilt  heute  noch  die  bezügliche  Strafbestimmung  vom 
29.  7.  1885  (,,Gesetzes-Sammlung  für  die  kgl.  preuß.  Staaten"  31). 
Weitere  Angaben  hierüber  sind  bei  Sieg  hart  (a.  a.  0.  S.  288  Anm.  1) 
zu  finden. 

^)  In  Preußen  wird  die  Genehmigung  vom  Oberpräsidenten  für 
dessen  Verwaltungsbezirk  erteilt;  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie 
muß  sie  vom  Ministerium  des  Innern  gegeben  werden.  Bei  Ausspielungen 
geringfügiger  Sachen  bei  Volksfesten  und  dergl.  genügt  die  Erlaubnis 
der  Ortspohzei  (s.  auch  E  n  d  e  m  a  n  n  a.  a.  0.  S.  85  und  B  a  j  o  n  s  k  i 
a.  a.  0.  S.  17). 
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2.  Die  Entwicklung  der  Reichsbesteuerung  der  Lose 
von  öffentlichen  Lotterien  und  Ausspielungen. 

Die  verbündeten  Eegierungen  legten  zuerst  im  Jahre 
1878^)  dem  Reichstag  einen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Er- 
hebung von  Reichsstempelabgaben  vor,  in  dessen  6.  Abschnitt 
die  Besteuerung  der  Lotterielose  vorgesehen  war. 

Die  Begründung  geht  von  den  in  dem  Entwürfe  zunächst 
geregelten  Abgaben  für  den  Umsatz  von  Wertpapieren  aus 
und  legt  dar,  daß  auch  durch  die  Lotterien  bedeutende  Über- 
tragungen von  Vermögenswerten  stattfinden,  die  sich  ebenso 
zur  Besteuerung  eignen.  Sodann  weist  sie  darauf  hin,  daß 
der  auf  Arbeit,  Produktion  usw.  beruhende  Erwerb  durch  die 
Stempelpflichtigkeit  der  ihn  vermittelnden  Rechtsgeschäfte 
besteuert  wird,  und  daß  es  daher  der  Gerechtigkeit  entspricht, 
wenn  auch  die  Lotterielose,  durch  die  die  Anwartschaft  auf 
einen  mühelosen  Gewinn  erlangt  wird,  mit  einer  Abgabe  be- 
legt werden.  Endlich  wird  hervorgehoben,  daß  die  Steuer 
sich  mit  den  einzelstaatlichen  Verboten  des  Lotteriespiels 
nicht  in  Widerspruch  setzt;  sie  kann  natürlich  nur  so  weit 
erhoben  werden,  als  Lotterien  zugelassen  sind,  und  Lose 
können,  auch  wenn  sie  versteuert  sind,  nicht  in  Gebieten  ab- 
gesetzt werden,  von  denen  sie  ausgeschlossen  sind. 

In  der  ersten  Lesung  am  23.  Februar  1878  ^)  wurde  die 
Regierungsvorlage  vomReichstagohneDebatte  einer  Kommission 
zur  Prüfung  überwiesen,  in  der  jedoch  die  Angelegenheit  un- 
erledigt blieb.    Der  im  Jahre  1880 wieder  eingebrachte 

^)  Reichstag,  IL  Session  1878,  Anlageband  3  Nr.  22  S.  413/14. 

2)  Reichstag,  1878  II.  Session,  Berichtband  S.  178/79. 

3)  Reichstag,  1880  III.  Session,  Berichtband  2  S.  962—72,  1005-24, 
Anlageband  4  Nr.  96. 
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Entwurf  erlebte  auch  nur  die  erste  Lesung.  Erst  nacli  der 
dritten  Vorlage  im  Jahre  1881  machte  er  alle  Gesetzgebungs- 
stadien durch. 

a)  Das  Reichsstempelgesetz  vom  1.  Juli  1881. 

Nach  der  ersten  Lesung  am  28.  und  29.  März  1881  ^) 
wurde  die  Eegierungsvorlage^)  vom  Reichstage  der  1 2.Kommissi  on 
zur  Beratung  übergeben. 

In  dieser  Kommission  ^)  wurde  gegen  die  geplante  Steuer 
geltend  gemacht,  daß  sie  die  wünschenswerte  Aufhebung  der 
Staatslotterien  erschwere,  während  von  anderer  Seite  die  An- 
sicht vertreten  wurde,  daß  die  Steuer  die  Erträgnisse  einzelner 
Staatslotterien  verringern  und  dadurch  bei  den  beteiligten 
Regierungen  vielleicht  die  Geneigtheit  zu  deren  Aufhebung 
befördern  werde. 

Ferner  wurde  von  einem  Mitgliede  als  Voraussetzung 
der  Steuer  die  Zulassung  der  besteuerten  Lose  im  ganzen 
Reiche  bezeichnet,  da  auch  die  Staaten  ohne  Lotterie  Anteil 
an  dem  Steuerertrag  hätten;  es  müßten  daher  die  einzel- 
staatlichen Verbote  des  Spielens  in  Lotterien  anderer  deutscher 
Staaten  aufgehoben  werden.  Dem  wurde  jedoch  entgegen- 
gehalten, daß  man  den  Staaten,  welche  Lotterien  wegen  ihrer 
Verwerflichkeit  nicht  eingeführt  hätten,  nicht  zumuten  könne, 
fremde  Lose  zuzulassen;  zudem  sei  bei  einer  der  bestehenden 
Staatslotterien  die  Zahl  der  Lose  unbeschränkt,  sodaß  bei 
Freizügigkeit  der  Lose  die  anderen  Staaten  mit  solchen  über- 
schwemmt werden  könnten ;  es  müßte  also  bei  Aufhebung  der 


1)  Reichstag,  Session  1881,  Berichtbaiid  1  S.  551-94. 

Reichstag,  Session  1881,  Anlageband  3  Nr.  59. 
3)  Reichstag,  Session  1881,  Anlageband  4  Nr.  162. 
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örtlichen  Schranken  des  Absatzes  der  Lose  ihre  Zahl  vom 
Eeiche  festgesetzt  werden. 

Außerdem  wurde  die  von  der  Eegierung  vorgeschlagene 
Abgabenbefreiung  für  Lose  inländischer  Lotterien  und  Aus- 
spielungen, deren  Gesamtpreis  den  Betrag  von  Mk.  1000 
nicht  übersteigt,  verworfen.  In  den  Motiven  zu  dem  Ent- 
würfe war  für  diese  Abgabenfreiheit  geltend  gemacht  worden : 
„Statt  nach  dem  Vorgänge  anderer  Gesetzgebuügen  einzelne 
Kategorien  von  Ausspielungen,  wie  Ausspielungen  gering- 
wertiger Gegenstände,  Eßwaren  usw.  oder  Ausspielungen  zu 
wohltätigen  Zwecken  in  namentlicher  Aufzählung  als  steuer- 
frei zu  bezeichnen,  hat  der  Entwurf  es  vorgezogen,  eine  be- 
stimmte, nicht  allzu  niedrig  gegriffene  Wertgrenze  der  Steuer- 
befreiung festzusetzen  und  allen  Ausspielungen  innerhalb 
dieser  Grenzen,  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Zweck,  diese  Ver- 
günstigung zuteil  werden  zu  lassen.  Maßgebend  für  diese 
Abweichung  war  die  Erwägung,  daß  es  bei  der  Dehnbarkeit 
des  Begriffes  der  Wohltätigkeit  oder  Gemeinnützigkeit  im 
Vollzuge  schwierig  ist,  die  Grenzlinie  der  vom  Gesetz  be- 
absichtigten Befreiungen  zu  ziehen,  und  daß  andererseits  auch 
kein  hinreichender  Grund  besteht,  Lotterien  von  bedeuten- 
derem Umfange,  selbst  wenn  sie  wohltätigen  Zwecken  zu 
dienen  bestimmt  sind,  von  der  Abgabe  zu  befreien,  da  diese 
nicht  die  Unternehmung,  sondern  die  Spieler  trifft."  ^) 

In  der  Kommission  jedoch  wurde  zunächst  die  Beseitigung 
jeglicher  Steuerfreiheit  verlangt,  gegen  die  aber  von  anderer 
Seite  angeführt  wurde,  daß  bei  gemeinnützigen  Unternehmungen 
die  Lotterie  oft  nicht  zu  entbehren  sei,  da  sie  ein  zweck- 
mäßiges Mittel  bilde,  um  auf  eine  leichte  Weise  Beiträge  zu 


1)  Reichstag,  Session  1881,  Anlageband  3  Nr.  60  S.  347/48. 
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erhalten,  wozu  noch  der  Umstand  trete,  daß  die  betreffenden 
Lose  meist  nicht  aus  Gewinnsucht  genommen  würden,  sondern 
um  dem  guten  Zwecke  zu  dienen.^)  Diese  letztere  Ansicht 
gewann  schließlich  die  Oberhand,  und  so  wurde  dann  von  der 
Kommission  dem  Plenum  vorgeschlagen,  an  Stelle  der  von 
der  Regierung  gewünschten  Vergünstigung  folgendes  zu  setzen: 
„Befreit  sind  alle  von  den  zuständigen  Behörden  genehmigten 
Ausspielungen  und  Lotterien  zu  mildtätigen  Zwecken." 

Dieses  Amendement  der  Kommission  wollte  in  der  zweiten 
Lesung  des  Plenums  der  Abgeordnete  vonWedell-Malchow 
durch  den  Zusatz  ergänzt  wissen:  „sofern  den  durch  den 
Bundesrat  zu  erlassenden  Vorschriften  genügt  wird",*)  um 
dadurch  eine  einheitliche  Bestimmung  des  Begriffs  der  „Mild- 
tätigkeit" im  ganzen  Deutschen  Reiche  herbeizuführen.  Diese 
Ergänzung  wurde  aber  vom  Reichstag  verworfen.  Dagegen 
wurden  die  von  der  Kommission  verlangten  Änderungen  vom 
Reichstag  angenommen,  obwohl  in  der  zweiten  Beratung  am 
28.  Mai  1881^)  ein  Antrag  von  L  er  chenf  eld^)  eingebracht 
worden  war,  der  die  Beseitigung  des  erwähnten  Kommissions- 
beschlusses forderte,  und  obwohl  in  der  dritten  Lesung  am 
13.  Juni  1881^)  die  verbündeten  Regierungen  darauf  hinwiesen, 
daß  durch  die  Aufhebung  der  von  ihnen  vorgeschlagenen  Be- 
stimmungen betreffs   der  Steuerfreiheit  für  die  Lose  aller 


1)  Reichstag,  Session  1881,  ADlageband  4  Nr.  162  S.  896. 

Reichstag,  Session  1881,  Anlageband  4  Nr.  162  S.  897,  983. 
^)  Außerdem   nahm    die   Kommission    eine  kleine  redaktionelle 
Änderung  in  §  32  (,, Einführung"  für  „Einfuhr"  von  Losen)  vor. 
^)  Reichstag,  Session  1881,  Anlageband  4  Nr.  185  S.  959. 
5)  Reichstag,  Session  1881,  Berichtband  2  S.  1381/82. 
5)  Reichstag,  Session  1881,  Anlageband  4  Nr.  187  S.  960. 
Reichstag,  Session  1881,  Berichtband  2  S.  1693  und  1695. 
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Lotterien  und  Ausspielungen  bis  zum  Gesamtwerte  von  Mk.  1000 
bei  strenger  Handhabung  des  Gesetzes  auch  die  bei  Jahr- 
märkten und  dergleichen  Gelegenheiten  häufigen  Ausspielungen 
von  geringwertigen  Sachen  der  Besteuerung  unterliegen  würden, 
was  im  Hinblick  auf  die  bedeutenden  technischen  Schwierig- 
keiten bei  der  Erhebung  der  Abgabe  für  den  Staat  sinnlos 
sei  und  daher  zu  einem  entsprechenden  Hinweis  in  den  Aus- 
führungsbestimmungen nötige. 

Die  übrigen  Teile  des  Entwurfes  genehmigte  der  Reichstag 
in  der  zweiten  und  dritten  Lesung^)  ohne  Debatte. 

Nachdem  der  Bundesrat  den  Beschlüssen  des  Reichstags 
zugestimmt  hatte,  wurde  das  Gesetz  am  1.  Juli  1881  vom 
Kaiser  vollzogen  und  im  Reichsgesetzblatt  ^)  veröffentlicht. 
Am  1.  Oktober  1881  trat  es  in  Kraft. 

Die  wesentlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes  lauten: 

III.  Lotterielose  (Tarif nummer  5).  §  12.  Wer  im  Bundes- 
gebiete Lotterien  und  Ausspielungen  veranstalten  will,  hat 
die  Stempelabgabe  für  die  gesamte  planmäßige  Anzahl  der 
Lose  oder  Ausweise  über  Spieleinlagen  im  voraus  zu  ent- 
richten. 

§  13.  Vor  der  Entrichtung  der  Abgabe  darf  ohne  Ge- 
nehmigung der  zuständigen  Steuerstelle  mit  dem  Losabsatze 
nicht  begonnen  werden. 

§  14.  Wer  ausländische  Lose  oder  Ausweise  über  Spiel- 
einlagen in  das  Bundesgebiet  einführt  oder  daselbst  empfängt, 
hat  dieselben,  bevor  mit  dem  Vertriebe  begonnen  wird,  späte- 
stens binnen  drei  Tagen  nach  dem  Tage  der  Einführung  oder ' 
des  Empfanges  der  zuständigen  Behörde  anzumelden  und  davon 
die  Stempelabgabe  zu  entrichten. 

^)  Reichstag,  Session  1881,  Anlageband  4  Nr.  247. 
2)  Reichsgesetzblatt  1881  Nr.  17. 
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§  16.  Die  Nichterfüllung  der  in  den  §§  12—14  bezeich- 
neten Verpflichtungen  wird  mit  einer  dem  fünffachen  Betrage  der 
hinterzogenen  Abgabe  gleichkommenden  Geldstrafe  geahndet . . . 

§  17.  Ein  Anspruch  auf  Eückerstattung  des  eingezahlten 
Abgabebetrages  ist  ausgeschlossen ;  eine  solche  kann  von  der 
obersten  Landesfinanzbehörde  nur  dann  zugestanden  werden, 
wenn  eine  beabsichtigte  Ausspielung  erweislich  nicht  zustande 
gekommen  ist. 

§  18.  Die  §§  12 — 17  erleiden  auf  Staatslotterien  deutscher 
Bundesstaaten  keine  Anwendung. 

Die  Stempelsteuer  für  die  Lose  der  letzteren  wird  durch 
die  Lotterieverwaltung  eingezogen  und  in  einer  Summe  für 
die  Gesamtzahl  der  von  ihr  abgesetzten  Lose  zur  Reichskasse 
abgeführt  .  .  . 

§  20.  Öffentliche  Ausspielungen,  Verlosungen  und  Lotte- 
rien, für  welche  die  Reichsstempelabgabe  zu  entrichten  ist,unter- 
liegen  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  keiner  weiteren  Stempel- 
abgabe (Taxe,  Sportel  usw.). 

Tarif  Nr.  5  lautet: 

Lose  öffentlicher  Lotterien,  sowie  Ausweise  über  Spiel- 
einlagen bei  öffentlich  veranstalteten  Ausspielungen  von  Geld 
und  anderen  Gewinnen 

Steuersatz  ...  5  vom  Hundert 

a)  bei  inländischen  Losen  vom  planmäßigen  Preise  (Nenn- 
werte) sämtlicher  Lose  oder  Ausweise, 

b)  bei  ausländischen  Losen  von  dem  Preise  der  einzelnen 
Lose  in  Abstufungen  von  5  Pfg.  für  jede  Mark  oder  einen 
Bruchteil  dieses  Betrages. 

Befreit  sind:  Lose  der  von  den  zuständigen  Behörden 

Raup.  4 
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genehmigten  Ausspielungen  und  Lotterien  zu  mildtätigen 
Zwecken.^) 

Durch  Gesetz  vom  29.  Mai  1885  wurde  das  Stempelab- 
gabengesetz von  1881  verschiedenen  Änderungen  unterworfen, 
aber  die  Bestimmungen  über  den  Lotteriestempel  blieben 
unberührt.  Dagegen  beschäftigt  sich  eine  weitere  Novelle 
vom  27.  April  1894  auch  mit  diesem. 

b)  Das  Abänderungsgesetz  vom  27.  April  1894. 

Zuerst  beschränkte  das  neue  Gesetz^)  die  Steuerfreiheit 
der  Lotterien  zu  mildtätigen  Zwecken.  Die  Regierung  machte 
hierfür  geltend,  daß  die  bestehende  Begünstigung  weit  über 
die  Absicht  hinauswirke,  die  den  Gesetzgeber  geleitet  habe. 

„Äußerungen  des  Mildtätigkeitssinnes",  sagen  die  Motive, 
„liegen  ersichtlich  nur  bei  der  Beteiligung  an  solchen  Aus- 
spielungen vor,  die  sich,  wie  z.  B.  die  aus  Anlaß  von  Weih- 
nachtsbescherungen für  bedürftige  Kinder  oder  in  Verbindung 
mit  Bazaren  zur  Unterstützung  von  Notleidenden  und  Kranken 
usw.  veranstalteten,  auf  eine  bestimmte  Örtlichkeit  oder  einen 
bestimmten  Personenkreis  beschränken.  Bei  weiterer  Aus- 
dehnung der  Verlosung  tritt  bei  den  Teilnehmern  der  Charakter 
der  Mildtätigkeit  mehr  zurück,  und  vollends  ist  dies  der  Fall  bei 
den  großen,  mitunter  über  das  ganze  Reich  verbreiteten 
Lotterien  mit  erheblichen  Gewinnen  in  Geld  oder  Edelmetall, 

^)  Über  die  Ausführungsbestimmungen  des  Bundesrates  zu  dem 
Gesetze  s.  die  bzgl.  Zusammenstellung  bei  B.  Gaupp,  Das  deutsche 
Reichsgesetz  über  die  Reichsstempelabgaben  in  der  Passung  vom  29.  5. 
1895  S.  67—72. 

2)  Die  Vorlage  s.  Reichstag,  II.  Session  1893/94,  Anlageband  1  Nr.  52 
S.  382  und  388. 
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die  sich  zum  Vertriebe  ihrer  Lose  einer  Reihe  an  dem  Erlöse 
zu  beteiligender  Agenten,  meist  gewerbsmäßiger  Händler, 
bedienen.  Abgesehen  von  dem  Unternehmer  der  Ausspielung, 
ist  in  solchen  Fällen  die  Absicht  der  daran  interessierten 
Personen,  insbesondere  der  Käufer  der  Lose,  vorzugsweise 
auf  Gewinn  gerichtet,  und  während  auf  der  einen  Seite  es 
für  die  letzteren  ohne  Belang  sein  wird,  ob  sie  für  die  Ge- 
winnchance einige  Hundertteile  des  Lospreises  mehr  zahlen 
oder  nicht,  liegt  auf  der  anderen  Seite  für  den  Gesetzgeber 
kein  Grund  vor,  zur  Begünstigung  dieser  Sucht  nach  mühe- 
losem Gelderwerbe  noch  besondere  Ausnahmebestimmungen 
zu  treffen." 

Außerdem,  legten  die  Motive  dar,  müßten  Lotterien  ganz 
kleiner  Beträge  ohne  Rücksicht  auf  den  Zweck  befreit  werden, 
z.  B.  die  bei  Jahrmärkten  und  öffentlichen  Volksbelustigungen 
üblichen  Ausspielungen  geringwertiger  Gegenstände  und  die 
Verlosungen  von  Handarbeiten  usw.,  wie  sie  bedürftigen  Per- 
sonen zuweilen  gestattet  werden.  Hierfür  sprächen  nicht  nur 
Billigkeitsgründe,  sondern  auch  der  Umstand,  daß  hier  der 
Ertrag  der  Steuer  zu  dem  für  die  Erhebung  nötigen  Ver- 
waltungsapparat in  keinem  Verhältnis  steht. 

Aus  diesen  Gründen  und  um  auch  lokale  große  Wohl- 
tätigkeitslotterien zu  begünstigen,  befreite  der  Entwurf  „Lose 
der  von  den  zuständigen  Behörden  genehmigten  Ausspielungen 
und  Lotterien,  sofern  der  Gesamtpreis  der  Lose  einer  Aus- 
spielung die  Summe  von  100  Mk.  und  bei  Ausspielungen  zu 
ausschließlich  mildtätigen  Zwecken  die  Summe  von  5000  Mk. 
nicht  übersteigt." 

Durch  die  Fassung  „ausschließlich  mildtätige  Zwecke" 

sollte  im  Einklang  mit  der  bisherigen  Praxis  klargestellt 

werden,  daß  gemeinnützige  Zwecke  nicht  in  Betracht  kommen. 

4* 
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Als  weitere  wicMige  Änderung  brachte  das  Gesetz  die 
Erhöhung  des  Steuersatzes  von  5  auf  8  ^/q.  Die  Motive  führten 
hierüber  aus,  daß  bei  der  vorgesehenen  Erhöhung  aller  Stempel- 
abgaben  einer  stärkeren  Belastung  der  Lotterielose  am  wenigsten 
Bedenken  entgegenständen,  zumal  da  durch  schärfere  Her- 
anziehung zur  Steuer  eine  Abnahme  der  Spiellust  und  damit 
ein  Verlust  resp.  ein  Rückgang  der  gliedstaatlichen  Ein- 
nahmen aus  ihren  eigenen  Lotterien  nicht  zu  erwarten  sei. 
Eine  Beeinträchtigung  der  einzelstaatlichen  Spieleinnahmen 
dürfte  nicht  herbeigeführt  werden,  da  in  diesem  Falle  der 
Haushalt  der  Einzelstaaten  mehr  Nachteil  als  durch  die  Er- 
höhung der  Steuereinnahmen  das  Reich  Vorteil  haben  würde. 

In  der  ersten  Beratung  der  Abänderungsvorlage  am  5., 
6.  und  7.  Dezember  1893  ^)  war  im  Reichstag  die  Stimmung 
für  sie  günstig.  Von  einem  Redner  wurde  sogar  die  Erhöhung 
der  Belastung  der  Lotterielose  von  5  auf  10  7o  gefordert,  um 
damit  —  wie  gesagt  wurde  —  zu  zeigen,  daß  „diese  Lotte- 
rien nichts  taugen". 

Der  Entwurf  wurde  einer  Kommission  überwiesen. 

Das  Ergebnis  ihrer  Beratungen^)  waren  zwei  Anträge: 

1.  Die  Forderung  einer  Erhöhung  der  Belastung  der 
Lotterielose  von  5  auf  10%  und  nicht  nur  auf  SVo?  wie  es 
von  den  verbündeten  Regierungen  verlangt  worden  war,  und 

2.  Steuerfreiheit  für  Lose  von  Lotterien  und  Ausspielungen 
zu  ausschließlich  mildtätigen  Zwecken  nicht  nur  bis  zu  5,, 
sondern  bis  zu  25  000  Mk. 

Für  den  ersten  Punkt  war  geltend  gemacht  worden,^) 

1)  Reichstag,  Session  1893/94,  Berichtband  1  S.  289,  295,  299,  300, 
307,  311,  334. 

2j  Reichstag,  Session  1893/94,  Anlageband  1  Nr.  266  S.  1307,  1319. 

3)  Reichstag,  Session  1893/94,  Anlageband  2  Nr.  266  S.  1292/93. 
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„daß  diejenigen  Staaten,  welche  Lotterien  betrieben,  einen 
nngebülirlicli  hohen  Vorteil  von  denselben  hätten,  während  die 
Beteiligung  am  Lotteriespiel  sich  nicht  auf  die  Angehörigen 
dieser  Staaten  beschränken  ließe.  Es  sei  demgemäß  durchaus 
gerechtfertigt,  das  Eeich  einen  größeren  Anteil  an  dem  durch 
die  Lotterien  gewährten  finanziellen  Vorteile  nehmen  zu 
lassen". 

Dagegen  wurde  von  anderer  Seite  angeführt,  „daß  in 
einzelnen  Bundesstaaten  die  Beteiligung  am  Lotteriespiel  über- 
haupt untersagt  sei;  auch  könne  man  mit  Sicherheit  annehmen, 
daß  in  denjenigen  Staaten,  welche  das  Lotteriespiel  selbst 
betrieben,  sich  vorzugsweise  die  eigenen  Staatsangehörigen 
an  demselben  beteiligen,  die  Beteiligung  seitens  der  Ange- 
hörigen anderer  Staaten  dagegen  eine  verhältnismäßig  geringe 
sei.  Die  ganze  Börsensteuer  belaste  überwiegend  die  nord- 
deutschen Staaten,  während  die  süddeutschen  Staaten  zu 
derselben  erheblich  weniger  beitrügen.  Es  sei  demgemäß 
nicht  gerechtfertigt,  auch  noch  zum  Vorteil  der  süddeutschen 
Staaten  eine  Erhöhung  der  Steuer  auf  Lotterielose  einzu- 
führen, an  der  sie  aus  den  dargelegten  Gründen  erheblich 
weniger  beteiligt  wären  wie  die  norddeutschen  Staaten". 

ad  2.  Dem  Antrage  des  Entwurfes  auf  Aufhebung  der 
Steuerfreiheit  für  größere  Mildtätigkeitslotterien  wurde  von 
einer  Seite  mit  Befürwortung  der  Beibehaltung  der  bestehenden 
vollständigen  Freiheit  entgegengetreten.  Außerdem  wurde  mit 
Rücksicht  auf  den  bei  erheblicherer  Belastung  eintretenden 
unerwünschten  Rückgang  des  Ertrages  der  Lotterien  verlangt, 
daß  die  Errichtung  kirchlicher  Gebäude  im  Gesetz  als  mild- 
tätiger Zweck  anerkannt  werde.  Dem  wurde  jedoch  nicht 
stattgegeben  unter  Hinweis  darauf,  „daß  bei  großen  Lotterien, 
wie  z.  B.  der  des  Kölner  oder  des  Ulmer  Dombaues,  sich 
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eine  große  Anzahl  von  Spielern  lediglich  zum  Zwecke  des 
Gewinnes  und  nicht  aus  Gründen  der  Wohltätigkeit  beteilige".  ^) 
Als  der  letztere  Antrag  dahin  modifiziert  wurde,  daß  Steuer- 
freiheit nur  bei  Lotterien  zur  Errichtung  kirchlicher  Gebäude 
in  armen  Gemeinden  eintreten  solle,  wurde  dem  das  Nicht- 
vorhandensein eines  mildtätigen  Zweckes  im  eigentlichen 
Sinne  in  diesen  Fällen  entgegengehalten. 

Endlich  verdient  Erwähnung,  daß  in  der  Kommission 
beantragt  wurde,  in  das  Gesetz  den  Satz  aufzunehmen :  „Bei 
staatlichen  Geldlotterien,  bei  denen  das  gesamte  Spielkapital 
zu  Gewinnen  verwandt  wird,  kann  die  Stempelsteuer  statt 
von  der  Gesamtzahl  der  abgesetzten  Lose  von  der  Gesamtheit 
der  Gewinne  erhoben  werden."  Zur  Begründung  dieses  An- 
trags wurde  darauf  hingewiesen,  daß  es  für  den  Reichsfiskus 
völlig  gleichgültig  sei,  ob  der  an  das  Reich  zu  entrichtende 
Steuersatz  in  diesen  Fällen  von  den  Käufern  der  Lose  ent- 
richtet oder  von  den  Gewinnen  in  Abzug  gebracht  werde. 
Es  könne  aber  unter  Umständen  für  die  Regierungen,  welche 
Lotterien  haben,  erwünschter  sein,  die  Steuer  nicht  von  den 
Losen  zu  erheben,  sondern  von  den  Gewinnen  in  Abzug  zu 
bringen.  Hierauf  erwiderte  der  preußische  Finanzminister, 
daß  er  schon  nach  den  geltenden  Bestimmungen  die  Regie- 
rungen für  berechtigt  halte,  die  Steuer  von  den  Gewinnen 
abzuziehen.  Der  Antragsteller  konstatierte,  daß  diese  Ansicht 
keinem  Widerspruch  begegnete,  und  zog  dann  seinen  Antrag 
zurück. 

In  der  nach  den  Beschlüssen  der  Kommission  geänderten 
Fassung  wurden  die  auf  die  Lotterien  bezüglichen  Teile  der 


1)  Reichstag,  Session  1893/94,  Anlageband  2  Nr.  266  S,  1293. 
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Gesetzesvorlage  vom  Reiclistag  in  der  zweiten^)  und  dritten^) 
Lesung  am  7.^)  bezw.  19.^)  April  1894  genehmigt  und  traten 
am  1.  Mai  1894'^)  in  Kraft,  nachdem  sie  vom  Bundesrate 
sanktioniert  und  vom  Kaiser  am  27.  April  1894  im  Reichs- 
gesetzblatt    publiziert  waren. 

c)  Das  Abänderungsgesetz  vom  14.  Juni  1900. 

Eine  abermalige  Neugestaltung  der  Stempeltarife  fand 
im  Jahre  1900  statt  auf  die  Anregung  des  Abgeordneten 
Müller  (Fulda)  hin.  Derselbe  hatte  am  1.  Mai  genannten 
Jahres  im  Reichstag  einen  Antragt)  eingebracht,  der  einer- 
seits eine  weitere  Steigerung  der  Steuer  von  Lotterielosen  und 
andererseits  eine  Scheidung  der  Lotterien  und  Ausspielungen 
in  inländische  und  in  ausländische  mit  einer  ungleichen  Be- 
lastung der  Lose  derselben  mit  20  bezw.  25^/^  forderte. 

Er  berücksichtigte  bei  der  Forderung  höherer  Besteuerung 
der  ausländischen  Lose  jedenfalls,  daß  sie  bei  der  Unmöglich- 
keit polizeilicher  Kontrolle  der  Unternehmungen  die  Spieler 
in  besonderem  Maße  der  Ausbeutung  aussetzen,  daß  dem 
Spieltrieb  durch  inländische  Lotterien  mehr  als  genügende 
Gelegenheit  zur  Betätigung  geboten  ist,  und  daß  deshalb  kein 
Grund  zur  Zulassung  ausländischer  Konkurrenz  vorliegt. 

1)  Reichstag,  Session  1893/94,  Berichtband  3  S.  1982. 

2)  Reichstag,  Session  1893/94,  Berichtband  3  S.  2283/84,  2289  und 
Anlageband  1  Nr.  286. 

^)  Gemäß  dem  Antrag  G  esc  her  und  Genossen  (Anlageband  1 
Nr.  282).  In  dritter  Lesung  stand  gegen  letzteren  der  Antrag  Träger 
und  Gen.  (Anlage  Nr.  327),  welcher  den  1.  6.  als  Einführungstermin 
vorschlug. 

4)  R.G.B1.  1894  Nr.  17. 

5)  Reichstag,  Session  1898/1901,  Anlageband  7  Nr.  713. 
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Die  Vorschläge  Müllers  fanden  im  Reichstage  in  der 
ersten  Beratung  derselben  am  2.  Mai  1900^)  eine  gute  Auf- 
nahme, da  man  hoffte,  durch  ihre  Verwirklichung  die  zum 
Teil  noch  fehlenden  Einnahmen  zur  Deckung  der  Kosten  für 
die  bewilligte  Vergrößerung  der  Schlachtflotte  zu  erlangen. 

Die  Kommission^)  für  den  Reichshaushalt-Etat,  der  die 
Angelegenheit  zur  Prüfung  überwiesen  war,  gab  ihre  Zu- 
stimmung zu  dem  Antrage  und  begründete  ihren  Beschluß 
damit,  „daß  man  die  Spielsucht  im  Volke  doch  nicht  ver- 
hindern könne  —  was  auch  die  Regierungen  meinten  —  und 
daß,  wenn  die  Staatslotterien,  wie  die  Erfahrung  lehre, 
ständig  an  Ausdehnung  gewinnen  und  den  Einzelstaaten 
große  Beträge  für  ihre  Kassen  lieferten,  es  sehr  wohl  be- 
rechtigt wäre,  auch  für  das  Reich  diese  Steuerquelle  nutz- 
barer als  bisher  zu  machen.  Fast  allseitig  wäre  die  Über- 
zeugung, daß  selbst  eine  Verdoppelung  des  Lotteriestempels 
die  Lust  am  Spiel  nicht  einschränken  werde,  so  daß  der 
doppelte  Steuersatz  für  die  eigentlichen  Lotterien  annähernd 
auch  zu  einer  Verdoppelung  des  Ertrages  führen  werde." 

Außerdem  beschloß  die  Kommission,  dem  §  22  als  zweiten 
Absatz  anzufügen: 

„Inwieweit  Ausspielungen,  bei  welchen  keine  Spielaus- 
weise ausgegeben  werden,  zur  Steuer  heranzuziehen  sind,  ist 
vom  Bundesrate  zu  bestimmen  und  öffentlich  bekannt  zu 
machen."  Hierdurch  sollte  eine  rechtliche  Handhabe  für  die 
Besteuerung  derjenigen  Ausspielungen  gewonnen  werden,  bei 
denen  z.  B.  die  Spielenden  nur  in  eine  Liste  des  Unternehmers 
eingetragen  werden. 

1)  Reichstag,  Session  1898/1900,  Berichtband  6  S.  5198—5210. 

2)  Bericht  der  Kommission,  Reichstag,  Session  1898/1900,  Anlage- 
band 7  Nr.  870  S.  5545  ff. 
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Der  in  der  Kommission  gemachte  Versucli,  auch  für 
Lose  von  Lotterien  und  Ausspielungen  „zu  gemeinnützigen 
Zwecken"  die  Befreiung  von  der  Stempelabgabe,  wie  sie  seit 
1894  für  solche  von  „Ausspielungen  zu  ausschKeßlich  mild- 
tätigen Zwecken"  bestand,  durchzusetzen,  mißlang. 

In  der  am  9.  Juni  stattgehabten  zweiten  Beratung^)  und 
in  der  am  12.  Juni  erfolgten  dritten  Lesung^)  des  Gesetzes 
stimmte  der  Reichstag  den  angegebenen  Kommissions- 
anträgen zu. 

Das  Gesetz  wurde  dann  auch  vom  Bundesrate  unver- 
ändert angenommen  und  vom  Kaiser  am  14.  Juni  1900  im 
Eeichsgesetzblatt^)  publiziert.^) 


3.  Statistik. 

Einen  Einblick  in  die  Bewegungen  der  finanziellen  Er- 
träge der  Reichssteuer  von  Lotterielosen  und  Spielausweisen 
gewährt  die  umstehende  Tabelle. 

Aus  derselben  ersehen  wir,  daß  die  Steuereinnahmen 
absolut  ständig  gestiegen  sind.  Selbst  bei  den  1894  und  1900 
eingetretenen  Verdoppelungen  der  Stempelsätze  haben  die 
daraus  erzielten  Summen  in  gleichem  Verhältnis  zugenommen. 


1)  Reichstag,  Session  1898/1900,  Berichtband  7  S.  5923— 25. 

2)  Reichstag,  Session  1898/1900,  Berichtband  7  S.  6019—22. 

^)  Die  von  der  Kommission  vorgeschlagenen  Gesetzesänderungen 
sind  zusammengestellt  im  Anlageband  7  Nr.  870  S.  5579—81. 
R.G.B1.  1900  Nr.  21  S.  260ff. 

^)  Über  die  bisherigen  Ausführungsbestimmungen  des  Bundesrats 
s.  Gaupp  a.  a.  0.  S.  67—72;  v.  Auf  s  e  ß  a.  a.  0.  S.  270—271; 
Centralbl.  d.  Dtsch.  Reiches  1900  Nr.  27  S.  346  ff. 
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Es  betrugen  nämlicli  die  fragiichen  Gesamteinnalimeii  z.  B. 
im  Eeclinungsjahr : 

1893/94  (5%)  Mk.    9  366  000 

1895/96  (107o)  „    19  624  600  . 

1899/1900  (10%)  „    21916  700 

1901/02  (20  bezw.  257o)    „    42  730  200 

Sie  haben  sich  also  von  1893/4  bis  1895/6  um  ca.  109,5% 
und  von  1899/1900  bis  1901/2  um  rund  95%  vermehrt. 

Auch  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung-  hat  die  Stempel- 
abgabe im  großen  und  ganzen  von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr 
eingebracht  und  ungefähr  eine  Verdoppelung  erfahren.  So 
kamen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  an  eingegangenen  Los- 
steuern z.  B.  im  Rechnungsjahr 

1893/94  (57o)  18,4  Pfg. 

1895/96  (107o)  37,7  „ 

und  im  Rechnungsjahr: 

1899/1900  (10%)  39,7  „ 

1901/02  (20  bezw.  257o)  75,1  „ 

Die  Steuereinnahmen  von  ausländischen  Spielausweisen 
und  von  denen  inländischer  Privatlotterien  zeigen  natürlich  kein 
so  regelmäßiges  Bild  wie  die  von  Losen  der  Staatslotterien; 
es  scheint  aber  neuerdings  die  Tendenz  durchzubrechen,  daß 
der  Absatz  der  Lose  nichtstaatlicher  Lotterien  zurückgeht.^) 
So  wurden  aus  der  Abstempelung  von  Losen  inländischer 
Privatlotterien  erzielt  z.  B.  im  Etatjahr: 

1901/02  *Mk.  5  016  700 

1902/03  „     4  755  000 

1903/04  (für  9  Monate)    „     3  291  300 


1)  Für  eine  größere  Anzahl  von  Jahren  ist  diese  Erscheinung  leider 
nicht  feststellbar,  da  nur  von  1900  ab  eine  genaue  Gliederung  der 
Steuererträge  von  Lotterielosen  zu  erlangen  war. 
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Noch  viel  stärker  ging  der  Erlös  aus  Lotteriestempel- 
marken ^)  in  den  gleichen  Zeiträumen  zurück,  nämlich  z.  B. 
von 

Mk.  33  400  im  Etatjahre  1901/02 
auf    „    22  300    „         „  1902/03. 
Am  erheblichsten  verringerten  sich  aber  die  Stempel- 
einnahmen von  ausländischen  Losen,  und  zwar 
von  Mk.  5500  im  Etatjahr  1901/02 
auf     „    3700    „         „  1902/03. 
Bei  ihnen  ist  allerdings  nicht  feststellbar,  ob  der  Rück- 
gang nur  durch  eine  infolge  der  hohen  Abgabe  eingetretenen 
Abneigung  des  Publikums  gegen  ausländische  Lose  hervor- 
gerufen ist,  oder  auch  durch  Steuerhinterziehung.  Wenn 
ersteres  zuträfe,  läge  eine  weitere  Erhöhung  der  Belastung 
ausländischer  Lose  nahe,  um  ihre  vollständige  Verdrängung 
aus  Deutschland  zu  erreichen. 


4.  Kritik  des  heutigen  Rechtszustandes. 

Die  seit  1881  mehrfach  abgeänderten  Bestimmungen  über 
die  Besteuerung  der  Lotterielose  und  Spielausweise  scheinen 
sich  im  großen  und  ganzen  bewährt  zu  haben. 

^)  Nach  Ziffer  50  der  Ausführungsbestimmungen  zum  Reichs- 
stempelgesetz vom  14.  6.  1900  (s.  Centralbl.  d.  Dtsch.  Reiches  1900) 
kann  mit  Genehmigung  der  Steuerbehörde  die  Abgabe  für  Lotterielose 
und  Spielausweise  auch  durch  Entwertung  von  Stempelmarken  entrichtet 
werden.  Da  aber  die  Lose  von  Privatlotterien,  für  die  vor  ihrer  Aus- 
gabe der  Steuerbetrag  entrichtet  werden  muß,  in  der  Regel  nur  mit 
einem  auf  die  Besteuerung  bezüglichen  Stempelaufdruck  versehen 
werden,  so  werden  bei  ihnen  höchst  selten  Stempelmarken  zu  Steuer- 
zwecken verwendet. 
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Nur  hinsiclitlicli  der  Steuerfreiheit  dürfte  eine  Reform 
am  Platze  sein.  Wie  bereits  ausgeführt  ist,  sind  Lose  der 
behördlich  genehmigten  Lotterien  und  Ausspielungen  zu  aus- 
schließlich mildtätigen  Zwecken,  sofern  der  Gesamtpreis  der 
Lose  die  Summe  von  Mk.  25  000  nicht  übersteigt,  steuerfrei. 
Durch  diese  Vergünstigung  wollte  man  die  in  Form  des  Kauf- 
preises für  Lotterielose  zu  mildtätigen  Zwecken  gegebenen 
Beträge  von  der  Besteuerung  frei  lassen.  Wird  aber  ins 
Auge  gefaßt,  daß  die  hier  in  Betracht  kommenden  Lose  durch- 
weg auf  sehr  kleine  Beträge,  wie  z.  B.  auf  drei,  zwei  und 
eine  Mark,  lauten,  so  ist  es  klar,  daß  bei  einem  Gesamtpreis 
der  Lose  von  Mk.  25  000  jene  Unternehmungen  für  ihre  Spiel- 
ausweise ein  größeres  Absatzgebiet  als  die  engere  Umgebung 
haben  müssen,  was  zu  der  Annahme  berechtigt,  daß  bei  einem 
erheblichen  Teile,  hauptsächlich  der  auswärtigen  Käufer  der- 
artiger Lose  nur  Gewinnabsicht,  nicht  aber  ein  Interesse, 
gleichzeitig  dem  guten  Zwecke  zu  dienen,  vorliegt.  Um  das 
dem  Gesetzgeber  vorschwebende  berechtigte  Ziel  zu  erreichen, 
dürfte  es  daher  zweckmäßig  sein,  die  Steuerfreiheit  für  die 
Lose  von  Mildtätigkeitslotterien  nur  dann  eintreten  zu  lassen, 
wenn  deren  Gesamtpreis  so  niedrig  ist,  daß  sie  in  dem  kleinen 
Bezirk  abgesetzt  werden  können,  in  dem  Interesse  für  den 
Zweck  der  Lotterie  zu  vermuten  ist.  Es  wird  anzunehmen 
sein,  daß  dies  nur  bei  einem  Gesamtpreis  bis  etwa  zu  Mk.  5000 
zutrifft,  wie  im  Jahre  1894  von  der  Regierung  vorgeschlagen  war. 

Man  könnte  außerdem  an  eine  höhere  Besteuerung  der 
Privatlotterien  zum  Zwecke  der  Beschränkung  dieser  Unter- 
nehmungen denken.  Da  deren  Lose  regelmäßig  nur  50  Pfg. 
bis  3  Mk.  kosten,  sind  sie  für  den  Geldbeutel  des  kleinen 
Mannes  wie  geschaffen  und  mithin  sehr  geeignet,  selbst  den 
wirtschaftlich  Schwächsten  zum  Spiel  zu  verleiten.  Die  Unter- 
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nehmer  wenden  sich  auch  vorzugsweise  an  die  unteren  Klassen, 
indem  sie  die  Lose  durch  Kleinhändler  aller  Art,  wie  Krämer, 
Barbiere  und  Zigarrenhändler,  vertreiben  lassen.  Diese 
hängen  sie  in  ihren  Schaufenstern  aus  und  suchen  auch  in 
den  ärmsten  Gemeinden  Abnehmer  zu  gewinnen.  Derartiges 
widerspricht  natürlich  der  der  Organisation  der  Staatslotterien 
und  der  Eeichsgesetzgebung  zugrunde  liegenden  Absicht,  die 
unteren  Klassen  vom  Lotteriespiel  möglichst  fernzuhalten. 
Deshalb  hat  ja  gerade  die  Gewerbeordnung  die  Lotterielose 
vom  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  ausgeschlossen,  und  aus 
demselben  Grunde  ist  der  Preis  für  Lose  der  Staatslotterien 
ein  verhältnismäßig  hoher.  Auch  wird  das  Spielen  durch 
Spielgesellschaften  von  einzelnen  Eegierungen  bekämpft  und 
jede  Reklame  —  wenigstens  in  Preußen  —  vermieden.  AVas 
hat  es  daher  für  einen  Sinn,  den  unteren  Klassen  die  einen 
Lotterien  vorzuenthalten,  wenn  man  ihnen  die  anderen  ent- 
gegenbringt ? 

Hierauf  ist  aber  verschiedenes  zu  erwidern.  Die  unteren 
Klassen  haben  selbstverständlich  denselben  Hang  zum  Glücks- 
spiel wie  die  oberen,  und  wenn  sie  ihm  in  den  Grenzen  ihrer 
Mittel  frönen,  ist  dagegen  nicht  mehr  einzuwenden  als  gegen 
das  Lotteriespiel  der  Besitzenden.  Der  Lospreis  von  —3  Mk. 
steht  zum  Einkommen  von  Arbeitern  in  demselben  Verhältnis, 
wie  der  Preis  von  164  Mk.  der  preußischen  Klassenlotterie 
zum  Einkommen  der  Mittelklassen,  oder  wie  die  vom  Börsen- 
manne  bei  Differenzgeschäften  aufs  Spiel  gesetzten  Tausende 
von  Mark  zu  seinem  Gesamtvermögen.  Wenn  der  Staat  das 
letztere  Spiel  duldet  und  die  Klassenlotterie  organisiert,  kann 
er  die  Privatlotterien  vernünftigerweise  nicht  verbieten  oder 
durch  Besteuerung  unmöglich  machen.  Er  hat  guten  Grund, 
die  Zahl  und  den  Umfang  der  Privatlotterien  durch  die  Kon- 
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zessionspflicht  derselben  zu  beschränken,  wie  er  ja  auch  die 
Tätigkeit  seiner  eigenen  Lotterie  durch  die  Bestimmung  der 
Loszahl  begrenzt.  Ebenso  handelt  der  Staat  im  eigenen 
Interesse,  wenn  er  das  Hausieren  mit  Losen  untersagt,  weil 
die  Hausierer  ihre  Waren  oft  nicht  nur  anbieten,  sondern  dem 
Publikum  aufdrängen.  Ginge  er  aber  in  seinen  Vorschriften 
weiter,  so  würde  er  mit  zweierlei  Maß  messen  und  obendrein 
sein  Ziel  verfehlen,  da  dann  heimlich  in  ausländischen  Lotterien 
oder  sonstwo  gespielt  werden  würde. 

Außerdem  ist  zu  beachten,  daß  Privatlotterien  nur  für 
gemeinnützige  Zwecke  konzessioniert  werden,  d.  h.  für  Zwecke, 
die  an  Wichtigkeit  denen  gleichkommen  oder  verwandt  sind, 
die  die  Staaten  verfolgen.  Diese  Zwecke  könnten  ohne  die 
Privatlotterien  nur  vom  Staat  oder  von  den  Gemeinden  er- 
reicht werden,  die  aber  dafür  Steuern  erheben  müßten,  d.  h. 
Zwangsleistungen,  welche  die  Leistungspflichtigen  belasten,, 
während  die  Lotterielose  freiwillig  und  gern  gekauft  werden 
und,  wenn  sie  nicht  im  Übermaß  auf  den  Markt  kommen, 
die  Käufer  nicht  leicht  benachteiligen. 

Der  Hauptübelstand  des  deutschen  Lotteriewesens  liegt 
weder  in  den  Privat-  noch  in  den  Staatslotterien,  sondern  in 
der  Zersplitterung  derselben  infolge  der  ausschließlichen  Zu- 
ständigkeit der  Einzelstaaten  statt  des  Eeiches  auf  diesem 
Gebiete.  Wenn  eine  Privatlotterie  ihre  Lose  im  ganzen  Reiche 
absetzen  will,  muß  sie  sich  so  viele  Konzessionen  verschaffen, 
als  es  Staaten  gibt,  und  jeder  stellt  möglicherweise  andere 
Bedingungen.  Wer  Lose  in  einem  Staate  feilbietet,  der  sie 
nicht  konzessioniert  hat,  wird  bestraft ;  in  den  meisten  Staaten 
ist  sogar  auch  das  Spielen  in  nicht  konzessionierten  Lotterien 
strafbar.  In  derselben  Weise  wird  natürlich  gestraft,  wenn 
Staatslotterien  ihre  Tätigkeit  über  die  Landesgrenzen  aus- 
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dehnen.  Diese  Maßregeln  machen  den  Behörden  eine  Menge 
Arbeit.,  die  keinen  Nutzen  bringt,  aber  vielen  Schaden  an- 
richtet. 

Es  wird  jedoch  in  absehbarer  Zeit  keine  Ersetzung  der 
Staatslotterien  durch  eine  Reichslotterie  zu  erwarten  sein, 
weil  die  Staaten,  die  bisher  aus  prinzipiellen  Gründen  keine 
Staatslotterie  eingerichtet  haben,  ihr  Prinzip  nicht  werden 
opfern  wollen,  und  die  Übertragung  der  Konzessionierung  der 
Privatlotterien  auf  eine  Reichsbehörde  ist  unmöglich,  weil 
die  Verfolgung  der  Zwecke,  für  welche  Privatlotterien  ver- 
anstaltet werden,  zur  Zuständigkeit  der  Einzelstaaten  gehört. 

Um  so  mehr  müssen  die  kleinen  Fortschritte  begrüßt 
werden,  die  in  der  Richtung  der  Zentralisierung  des  Lotterie- 
wesens gemacht  worden  und  in  der  Entwicklung  begriffen 
sind.  Diese  Bedeutung  hat  zunächst  die  Steigerung  der  Be- 
steuerung der  Staatslotterien  durch  das  Reich,  da  sie  einen 
Teil  der  einzelstaatlichen  Lotteriegewinne  in  die  Reichskasse 
führt  und  die  Zulassung  der  Lose  der  Staatslotterien  in  den 
Staaten  ohne  solche  als  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit  er- 
scheinen läßt,  damit  nämlich  die  Angehörigen  dieser  Staaten 
in  demselben  Verhältnis  zu  der  nach  §  32  (1881)  des  Reichs- 
stempelgesetzes sämtlichen  Bundesstaaten  nach  dem  Maßstabe 
ihrer  Bevölkerung  zu  überweisenden  Reichssteuereinnahme 
beitragen,  wie  diejenigen  der  Staaten,  welche  eine  Lotterie 
halten.  Außerdem  gehören  hierher  die  Lotteriegemeinschafts- 
verträge, welche  verschiedene  Staaten  miteinander  abge- 
schlossen haben. 

Als  solche  sind  zu  nennen  der  Vertrag  vom  7.  November 
1901,  durch  den  der  Vertrieb  hessischer  Lose  auf  zehn  Jahre 
in  Oldenburg  und  in  den  Fürstentümern  Lübeck  und  Birken- 
feld gestattet  ist,  und  der  Vertrag  vom  15.  März  1902,  durch 

Kaup.  5 
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den  die  Hessische  und  die  Thüringisch-Anhaltinisclie  Staats- 
lotterie vereinigt  wurden  zu  der  sogen.  „Hessisch-Thüringischen 
Staatslotterie"  unter  hessischer  Verwaltung.  Auch  zwischen 
Bremen  und  Braunschweig  —  letzteres  duldet  die  Lose  sämt- 
licher deutscher  Staatslotterien  in  seinem  Lande  —  besteht 
die  Vereinbarung,  daß  braunschweigische  Staatslotterielose  in 
Bremen  abgesetzt  werden  dürfen.  Besonders  große  Erfolge 
auf  diesem  Gebiete  brachte  vor  allem  das  Jahr  1905.  In 
diesem  hoben  auf  Grund  des  Vertrages  mit  Preußen^)  das 
Großherzogtum  Mecklenburg  -  Schwerin  und  die  Freie  und 
Hansestadt  Lübeck  ihre  Staatslotterien  auf  und  öffneten  gleich- 
zeitig nur  für  Lose  der  preußischen  Klassenlotterie  ihre 
Grenzen.  Zii  derselben  Zeit  wurde  in  gleicher  Weise  der 
alleinige  Absatz  für  preußische  Staatslotterielose  im  Groß- 
herzogtum Mecklenburg-Strelitz  gesichert.  Außerdem  sind  in 
den  letzten  Monaten  von  Preußen  entsprechende  Verträge  mit 
den  in  der  Hessisch-Thüringischen  Lotteriegemeinschaft  ver- 
einigten Staaten  —  Hessen-Darmstadt,  Anhalt,  Schaumburg- 
Lippe,  Lippe  und  die  thüringischen  Staaten  —  und  mit 
Eeuß  j.  L.  abgeschlossen  worden,  die  aber  noch  nicht  sämt- 
lich ratifiziert  sind.  Schließlich  mag  auch  noch  auf  die  Be- 
strebungen Preußens,  mit  Sachsen  in  eine  Lotteriegemein- 
schaft zu  kommen,  und  auf  die  in  Aussicht  genommene 
Zulassung  preußischer  Lose  in  den  Reichslanden  von  Elsaß- 
Lothringen  hingewiesen  werden. 


^)  Gesetzes  -  Sammlung  für  die  Königlich  Preußischen  Staaten 
Jahrg.  1905  Nr.  16  S.  199  ff. 
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III.  Die  Besteuerung  der  Wetten  auf  Kennen. 

Im  Zusammenliaiige  mit  der  soeben  besprocheneii  Reichs- 
besteuerung der  Lotterielose  steht  die  steuerliche  Belastung 
der  Wetten  auf  Rennen,  da  die  auf  die  erstere  Materie  sich 
beziehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  zum  Teil  auch  auf 
die  letztere  Anwendung  finden. 

Bevor  indessen  zu  der  Betrachtung  des  Entwicklungs- 
ganges dieser  Reichsbesteuerung  geschritten  wird,  müssen  die 
für  die  Rennwetten  bestehenden  Einrichtungen  beschrieben 
werden. 

I.  Totalisator,  Wettbureaus  und  Buchmacher. 

a)  Der  Totalisator. 
a)  Das  Wesen  und  Wirken  desselben. 

Unter  Totalisator  ist  die  von  dem  Unternehmer  eines 
Wettrennens  auf  dem  Rennplatze  geübte  Tätigkeit  zu  ver- 
stehen, die  darin  besteht,  daß  Einsätze  auf  die  rennenden 
Pferde  angenommen  und  die  Summe  derselben  nach  Abzug 
bestimmter  Prozente  unter  diejenigen,  welche  auf  die  siegen- 
den Pferde  gesetzt  haben,  nach  dem  Verhältnis  ihrer  Ein- 
sätze verteilt  werden.  Die  Hauptmittel  zur  Förderung  der 
Zucht  edler  Pferde  fließen  den  Rennvereinen  durch  den  Totali- 
satorbetrieb zu,  indem  sie  Abzüge  von  den  Wetteinlagen 
machen;  auch  zieht  die  Gelegenheit  zum  Wetten  viele  Zu- 
schauer auf  den  Rennplatz,  was  natürlich  größere  Einnahmen 
aus  Eintrittsgeldern  zur  Folge  hat. 

Bei  den  Totalisatorwetten  gibt  es  zwei  Arten:  1.  Sieg- 
wetten und  2.  Platz-  (auch  Ziel-)  Wetten. 

5* 


—    56  — 


Bei  den  Siegwetten  wettet  der  Einsetzende,  daß  ein  "be- 
stimmtes Pferd  als  erstes  durchs  Ziel  geht,  bei  den  Platz- 
wetten dagegen,  daß  es  überhaupt  einen  Preis  in  dem  be- 
treffenden Laufe  bekommt.  Das  ganze  Wettgeschäft  wird  in 
einem  besonderen,  meist  in  der  Nähe  der  Tribüne  gelegenen 
Gebäude  abgewickelt.  In  diesem  befinden  sich  für  Sieg-  und 
für  Platz-Wetten  getrennte  Schalter,  an  denen  Einsätze  gegen 
Aushändigung  der  entsprechenden  Billets  gemacht  werden 
können.  Der  einfacheren  Rechnung  wegen  werden  gewöhn- 
lich nur  auf  einen  Grundbetrag  lautende  Quittungen  ausge- 
geben, z.  B.  auf  5,  10  und  20  Mk.,  so  daß  jemand  bei  einer 
Einzahlung  von  100  Mk.  z.  B.  bei  einem  Einheitssatze  von 
5  Mk.  20  Quittungen  bekommen  würde.  Diese  Quittungen 
werden  gewöhnlich  Totalisator- Tickets  genannt.  Damit  nun 
das  Publikum  jederzeit  sehen  kann,  wieviel  bisher  auf  die 
einzelnen  Pferde  gesetzt  ist,  sind  über  den  Schaltern  Tafeln 
mit  mechanisch  beweglichen  Zahlen  angebracht,  in  denen  jeder 
Einsatz  registriert  wird.  Es  kann  daher  fortwährend  be- 
rechnet werden,  welcher  Betrag  beim  Sieg  jedes  Pferdes  für 
die  Einsätze  darauf  zu  erwarten  ist.  Sobald  das  Zeichen  zum 
Beginn  des  Laufes  durch  das  Senken  der  Sign alf ahne  gegeben 
ist,  werden  die  Wettannahmestellen  geschlossen. 

Ist  die  Entscheidung  auf  dem  Rennplatze  gefallen  und 
ist  der  Sieger  von  dem  Schiedsrichteramt  festgestellt,  so  wird 
zur  Gewinnberechnung  geschritten.  Zu  dem  Zwecke  wird 
zunächst  bei  beiden  Arten  der  Wetten  von  dem  Gesamtbe- 
trage der  Einsätze  die  Steuer  und  der  Anteil  des  Rennver- 
eins abgezogen.  Der  Restbetrag  wird  dann  bei  den  Wetten 
auf  „Sieg"  auf  die  auf  den  Sieger  gelösten  Tickets  gleich- 
mäßig verteilt.  Bei  den  Wetten  auf  „Platz"  hingegen  werden 
von  der  zur  Auszahlung  kommenden  Summe  vorerst  alle  auf 
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die  erfolgreicli  gelaufenen  Pferde  gemacliten  Einsätze  für  die 
Rückvergütung  abgesetzt,  und  danach  wird  der  verbleibende 
Überscbuß  in  der  Weise  verteilt,  daß  auf  die  Gesamtheit  der 
Einlagen,  die  auf  jedes  plazierte  Pferd  gemacht  sind,  der 
gleiche  Betrag  entfällt.^)  Sind  zwei  oder  mehrere  Pferde 
gleichzeitig  durch  das  Ziel  gelaufen  oder  so  dicht  aufein- 
ander gefolgt,  daß  sie  vom  Schiedsrichter  nicht  mehr  aus- 
einander gehalten  werden  konnten  —  man  spricht  in  solchem 


^)  Beispiele.  ,, Siegwetten"  :  Angenommen  die  Summe  der  auf  die 
gelaufenen  Pferde  eingezahlten  Gelder  beträgt  Mk.  10000, — 

Hiervon  gehen  ab  für  Reichssteuer  (20  %)  und  (z.  B.  4  "/o) 
für  den  Rennverein  2400, — 

Sonach  verbleiben  zu  verteilen  Mk.    7  600, — 

Da  der  Sieger  das  Pferd  A  ist,  auf  welches  200  Tickets 


Mk.  5, —  gelöst  waren,  so  kommen  auf  jedes  dieser  Tik- 


kets  Mk.  38,—,  denn                                  3S  X  200  = 

Mk. 

7  600,— 

,, Platzwetten" : 

Auf  die  beteiligten  5  Pferde  sollen  eingegangen  sein 

Mk.  10000,— 

Hiervon  gehen  ab,  wie  oben 

2  400.— 

Demnach  bleiben  zu  verteilen 

Mk. 

7  600,— 

Als  erste  sind  —  angenommen  es  sind  2  Preise  zu 

verteilen  —  die  Pferde  A  und  B  durch  das  Ziel  gelaufen. 

Auf  diese  sollen  400  und  150  Tickets  ä  10  Mk.  gelöst 

worden  sein.    Mithin  sind  zunächst  als  Einsätze  zu  kürzen  Mk. 

5  5C0,— 

Von  den  noch  verbleibenden 

Mk. 

2100,— 

werden  auf  die  Gesamtheit  der  Einsätze  auf  A  und  auf  B 

je  Mk.  1050, —  verteilt,  was  unter  Abstreichung  der  Mark- 

bruchteile für  die  Wettscheine  auf  A  einen  Gewinnzu- 

schlag von  Mk.  2,—  (eigentlich  2,625) 

Mk. 

800,— 

und  auf  B  einen  Gewinnzuschlag  von  Mk.  7,—  = 

Mk. 

1050,— 

bringt. 

Der  Delkredere-Gewinn  für  die  Totalisatorkasse  be- 

trägt im  vorliegenden  Falle 

Mk. 

250,—. 
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Falle  von  „totem"  Eennen  — ,  so  wird  bei  Sieg-  und  bei  Platz- 
wetten der  Gewinn,  der  sonst  auf  die  Einlagen  eines  der 
Sieger  entfallen  wäre,  auf  alle  Einsätze  der  gleichzeitigen 
Sieger  verteilt.^)  Die  Berechnung  der  Gewinnquoten  erfolgt 
mit  Hilfe  einer  Rechenmaschine,  die  Totalisator  genannt  wird, 
und  von  der  der  Name  auf  die  Einrichtung  übergegangen  ist. 
Ergibt  sich  dabei  eine  Gewinnquote  mit  Pfennigen,  so  werden 
diese  zugunsten  der  Vereinskasse  nach  unten  auf  volle  Mark 
abgerundet.  Ist  nur  auf  nichtsiegende  Pferde  gewettet  worden, 
so  gehören  die  Einsätze  natürlich  dem  Totalisator. 

Die  Höhe  der  Gewinnquoten  richtet  sich  ganz  nach 
dem  Verhältnis  der  Besetzung  der  einzelnen  Pferde  zu  der 
Besetzung  des  Siegers.  Ist  auf  den  Sieger  wenig  angelegt, 
dagegen  auf  die  nicht  erfolgreichen  Pferde  viel,  so  ist  die 
Gewinnquote  groß;  sind  aber  auf  das  siegende  Pferd  große 
Einzahlungen  gemacht  worden,  auf  die  übrigen  Pferde  dagegen 
geringe,  so  fallen  die  Gewinne  kleiner  aus  und  können  sogar 
weit  hinter  dem  Einsätze  zurückbleiben.^''^)  In  besonders  starkem 
Maße  trifft  letzteres  bei  den  Platzwetten  zu.  Da  bei  diesen 
gewettet  wird,  daß  ein  Pferd  überhaupt  einen  (1.,  2.,  3.)  Preis 
bekommt,  so  werden  gewöhnlich  verhältnismäßig  viele  Ein- 
sätze auf  die  gewinnenden  Pferde  gemacht.  Es  können  daher 
die  herausspringenden  Gewinne  meist  nur  bescheiden  sein, 
weshalb  auch  die  Platzwetten  immer  unbeliebter  geworden 
sind.  Fällt  die  Gewinnquote  kleiner  aus,  als  der  Einsatz 
war,  so  legen  in  der  Regel  die  Rennverwaltungen  den  Fehl- 

^)  Über  die  Berechnung  der  Platzwetten  bei  „totem  Rennen"  geben 
die    auf  den  meisten  Rennplätzen   Deutschlands  gebräuchlichen  Be- 
stimmungen des  Berliner  Union-Klubs  —  abgedruckt  bei  Hermann 
Pfaender,  Die  Rennwette,  Leipzig  1905,  S.  35  bis  36  —  Auskunft, 
^a)  s.  erste  Anm.  auf  S.  59. 
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betrag  aus  eigener  Tasche  zu,  um  wenigstens  die  gewinnenden 
Teile  vor  einem  tatsächlichen  Verluste  zu  bewahren/'') 

Das  Laienpublikum  macht  seine  Einsätze  am  Totalisator 
meist  auf  die  Pferde,  die  in  den  Sportzeitungen  als  voraussicht- 
liche Sieger  bezeichnet  oder,  wie  der  Fachausdruck  lautet, 
„getipt"  sind.^)  Außerdem  sucht  es  natürlich  auch  auf 
dem  Rennplatze  die  Meinung  der  erfahrenen  Sportsleute 
ausfindig  zu  machen,  indem  auf  deren  Einsätze  genau  geachtet 
wird.  Da  nun  aber  der  am  Totalisator  Wettende  mit  jeder 
Einlage  auf  das  siegende  Pferd  die  Höhe  der  event.  Gewinn- 
quote drückt,  so  suchen  die  Pferdekenner  den  für  sie  unbe- 
quemen Beobachtungen  durch  das  Publikum  möglichst  zu 
entgehen,  indem  sie  für  sich  andere  an  die  Schalter  senden 
und  ihre  Einsätze  nicht  mit  einem  Male,  sondern  nach  und 
nach  machen.    Manchmal  werden  aus  diesem  Grunde  auch 

^a)  Ein  Beispiel  für  ,, Siegwetten"  möge  zur  Erklärung  dienen.  Es 
sind  gesetzt  auf  die  Pferde: 

A  Mk.  8000 
B  „  500 
C  „  200 
D  „  1000 
E     „  300 

zusammen  Mk.  10  000 

Von  diesen  werden  gekürzt  wie  oben  „  2400 
Mithin  bleiben  zu  verteilen  Mk.  76Ü0 

A,  ein  als  vorzüglicher  Läufer  anerkanntes  Pferd,  soll  Sieger  ge- 
worden sein.  Auf  ihn  sind  1600  Tickets  ä  Mk.  5  =  Mk.  8000  gekauft 
worden.  Es  müßten  mithin  für  jedes  dieser  Tickets  als  Gewinn  7600  :  1600 
=  Mk.  4,75  und  abgerundet  Mk.  4. —  ausgezahlt  werden.  Im  vorliegenden 
Falle  wird  daher  der  Rennverein  auf  jedes  gelöste  A-Ticket  Mk.  0,25  zu- 
legen, um  diesen  W^ettschein  pari  einzulösen. 

^)  s.  R.  Henning- Bern,  Das  Spiel  am  Totalisator  in  der  Deutschen 
Revue  Januarheft  1905  S.  120-124  und  H.  Pfaender  a.  a.  0.  S.  69. 
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für  die  Fachleute  besondere  Schalter  geöffnet,  zu  denen  nur 
sie  Zutritt  haben. 

ß)  Die  rechtliche  Behandlung-  des  Totalisators. 

Der  erste  Totalisator  Deutschlands  wurde  im  Jahre  1874-^) 
im  Hoppegarten  bei  Berlin  vom  Unionklub  aufgestellt,  nach- 
dem sich  dieser  Verein  bei  der  Staatsanwaltschaft  und  dem 
Polizeipräsidium  über  die  Zulässigkeit  seines  Vorhabens  ver- 
gewissert hatte.  Überall  in  Preußen  wurden  ungehindert  bis 
1880  Totalisatoren  errichtet  und  in  Betrieb  gehalten.  Die 
Rennwetten  wurden  allmählich  immer  beliebter  und  fanden, 
besonders  durch  das  Buchmacherwesen  unterstützt,  auch  in 
den  unteren  Volksschichten  eine  beklagenswert  weite  Ver- 
breitung. 

Im  preußischen  Abgeordnetenhause '"^j  wurden  in  der 
Sitzung  vom  1.  Dezember  1880  die  eingerissenen  Mißstände 
auf  dem  Gebiete  des  ßennwettwesens  besprochen,  und  das  hatte 
zur  Folge,  daß  die  Regierung  ernstlich  erwog,  wie  Abhilfe 

^)  Das  Jahr  1874  ist  als  Entstehungsjahr  des  Totalisators  in  Deutsch- 
land von  Georg  Hirschfeld  in  seinem  Buche  „Über  Wettrennen  und 
Rennwetten,  ein  Beitrag  zur  Lehre  von  Spiel  und  Wette"  (Bremen  1899) 
S.  25  angegeben,  Nach  Henning  (a.  a.  0.)  jedoch  wurden  die  beiden 
ersten  Totalisatoren  Deutschlands  in  Berlin  und  in  Hamburg  schon  im 
Jahre  1872  aufgestellt.  Ungefähr  gleichzeitig  mit  Deutschland  wurde 
der  Totalisator  auch  in  Österreich,  Rußland  und  Italien  eingeführt,  nach- 
dem er  in  Frankreich  bereits  etwa  10  Jahre  lang  in  Anwendung  gewesen 
war.  In  England  aber  wurde  derselbe  gleich  nach  seiner  Einführung 
im  Jahre  1867  für  immer  gesetzlich  aufgehoben,  während  man  das 
Buchmachen  bestehen  ließ. 

2)  Preuß,  Abgeordnetenhaus,  Session  1880,  Bd.  1  S.  449— 451.  Außer- 
dem s.  über  den  ganzen  folgenden  Teil  die  Darstellung  bei  Georg 
Hirschfeld  (a.  a.  0.  S.  25 ff.). 
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zu  schaffen  sei.  Der  nächstliegende  Gedanke  war,  die  AVetten 
auf  Rennpferde  gänzlich  zu  verbieten.  Das  zur  Begutachtung 
dieser  Frage  aufgeforderte  Präsidium  des  ünionklubs  betonte 
jedoch  nachdrücklich  die  Notwendigkeit  der  Beibehaltung 
der  Wetten  mit  dem  Hinweise  darauf,  daß  der  durch  die 
letzteren  vermehrte  Rennbesuch  und  die  damit  zusammen- 
hängende Steigerung  des  Ertrages  der  Eintrittsgelder  für  die 
Förderung  der  Vollblutzucht  und  damit  auch  für  die  Landes- 
pferdezucht unentbehrlich  sei.  Zugleich  empfahl  es  als  einzig 
praktisches  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Gemeingefährlichkeit 
des  Rennwettwesens  die  Gestattung  von  Wetten  ausschließlich 
am  Totalisator.  In  derselben  Weise  äußerte  sich  damals  auch 
die  preußische  Landespferdezucht-Kommission.  Trotzdem  wurde 
der  Totalisator  durch  ministeriellen  Erlaß  vom  4.  Januar  1881 
verboten.  In  Ausführung  dieser  Bestimmung  wurde  dann 
durch  eine  polizeiliche  Verfügung  am  7.  Februar  1881  der 
Totalisator  des  „Berliner  Traberklubs"  in  Weißen see  bei 
Berlin  und  am  10.  Mai  desselben  Jahres  der  des  Unionklubs 
behördlich  geschlossen.  Auch  eine  von  den  Betroffenen  im 
Verwaltungsstreitverfahren  angestrengte  Anfechtungsklage 
führte  keine  Änderung  hierin  herbei,  ja  sie  hatte  sogar  zur 
Folge,  daß  die  Vorstandsmitglieder  des  Rennklubs  noch  oben- 
drein durch  das  Landgericht  II  in  Berlin  nach  §  285  Str.G.B.^) 
verurteilt  wurden,  da  diese  —  als  Inhaber  eines  öffentlichen 
Versammlungsortes,  was  doch  der  dem  Publikum  zur  Benutzung 
offenstehende  Totalisator  sei  —  Glücksspiele  gestatteten.^) 

^)  §  285  Str.G.B.  lautet:  ,, Der  Inhaber  eines  öffentlichen  Versamm- 
lungsortes, welcher  Glücksspiele  daselbst  gestattet  .  .  .,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  zu  1500  Mk.  bestraft." 

^)  Eine  eingehende  Schilderung  der  betreffenden  Verhandlungen 
gibt  P.  Jonas  in  der  Zeitschr.  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft 
von  Bochow  und  Liszt  Bd.  2  S.  551  ff. 
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Dieses  Urteil  wurde  durch  die  Reiclisgericlitseiitsclieidung 
vom  7.  Juli  1882 1)  bestätigt. 

Nun  gab  es  auf  den  Rennplätzen  keinen  Totalisator  mehr, 
wodurch  von  selbst  auch  die  Buchmacher  ausgeschlossen 
waren.  Welche  Zugkraft  diese  beiden  Einrichtungen  bisher 
auf  die  Rennbesucher  ausgeübt  hatten,  zeigte  sich  sehr  bald 
in  der  raschen  und  erheblichen  Abnahme  der  Zahl  derselben. 

Es  ist  daher  erklärlich,  daß  diese  Maßnahmen  der  Re- 
gierung die  Finanzen  der  Rennvereine  in  eine  bedenkliche 
Lage  brachten;  nicht  nur  die  Einnahmen  aus  den  Eintritts- 
geldern wurden  geringer,  sondern  es  kamen  auch  die  Erträge 
des  Totalisators  und  die  Abgaben  der  bisher  konzessionierten 
Buchmacher  in  Wegfall. 

Wie  sollten  unter  solchen  Verhältnissen  die  Rennvereine 
ihre  Rennpreise  in  der  alten  Höhe  erhalten  können?  —  Das 
war  natürlich  unmöglich.  Somit  konnten  sie  ihrer  eigentlichen 
Aufgabe,  die  Vollblutzucht  durch  hohe  Rennprämien  anzuregen 
und  zu  fördern,  nicht  mehr  gerecht  werden,  und  die  Folge 
davon  mußte  der  Rückgang  der  Pferdezucht  sein. 

Nun  versuchte  man  auf  alle  mögliche  Weise,  die 
schlechten  Einnahmeverhältnisse  der  Rennvereine  zu  bessern. 
So  z.  B.  hoffte  man  das  Publikum  wieder  mehr  für  den 
Pferdesport  zu  interessieren  durch  eine  zur  Unterhaltung 
während  des  Rennens  zu  veranstaltende  Ausspielung  von  Geld, 
die  gleichzeitig  den  Vereinen  neue  Einnahmequellen  eröffnen 
sollte.    Es  blieb  aber  immer  nur  bei  den  Plänen. 

Die  völlige  Verdrängung  der  unter  obrigkeitlicher  Kon- 
trolle stehenden  Totalisatoren,  sowie  der  konzessionierten 
Buchmacher  durch  das  Gesetz  hatte  also  in  bezug  auf  die 
von  den  Staaten  angestrebte   gedeihliche  Entwicklung  der 

1)  R.G.E.  für  Strafs.  Bd.  7  Nr.  6. 
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Pferdezucht  recM  erhebliche  Mißstände  gezeitigt.  Dieser 
Schaden  hätte  immerhin  erträglich  erscheinen  können,  wenn 
die  gewählten  Maßregeln  nach  einer  anderen  Richtung,  nämlich 
hinsichtlich  der  Verhütung  von  Wetten  bei  den  unteren  Volks- 
klassen, den  gewünschten  Nutzen  gebracht  haben  würden. 
Aber  hier  war  man  nicht  glücklicher. 

Das  bisher  an  das  öffentliche  Wetten  gewöhnte  Publikum 
wurde  infolge  der  Vernichtung  der  Möglichkeit,  öffentlich  zu 
wetten,  zum  heimlichen  Abschluß  von  Wetten  bei  geheimen 
Buchmachern  verleitet  und  dadurch  ohne  rechtlichen  Schutz 
ränkevollen  Schwindlern  und  Wucherern  in  die  Hände  ge- 
trieben. 

Diese  traurigen  Zustände  waren  die  Veranlassung,  daß 
endlich  am  30.  August  1886  durch  eine  Zirkularverfügung 
der  preußischen  Ministerien  des  Innern,  der  Justiz,  der  Land- 
wirtschaft, Domänen  und  Forsten^)  die  ministeriellen  Ver- 
fügungen vom  4.  Januar  (und  14.  April)  1881,  soweit  sie  die 
Schließung  der  Totalisatoren  anordneten,  aufgehoben  wurden, 
und  daß  ,,im  Interesse  der  Förderung  der  heimischen  Pferde- 
zucht und  zur  Verminderung  des  heimlichen  Wettens  mit 
sogen.  Buchmachern  die  Aufstellung  und  Benutzung  von 
Totalisatoren  auf  den  Rennplätzen  auf  jedesmaligen  besonderen 
Antrag  der  Unternehmer,  und  zwar  auf  Grund  einer  von  den 
betreffenden  Regierungspräsidenten  bezw.  Regierungen  unter 
Vorbehalt  des  Widerrufs  zu  erteilenden  polizeilichen  Erlaubnis 
gestattet  wurde." 

Die  Erteilung  bezw.  Aufrechterhaltung  der  vorgenannten 
Konzession  wurde  an  die  Erfüllung  folgender  Hauptbedingungen 
geknüpft: 

^)  s.  Ministerialblatt  für  die  gesamte  innere  Verwaltung  der  prcuß. 
Staaten  1886  S.  201. 


1.  An  dem  am  Totalisator  stattfindenden  Glücksspiele 
dürfen  sich  die  Veranstalter  desselben,  der  Eennvörstand,  in 
keinem  Falle  beteiligen.  Sie  haben  sich  vielmehr  lediglich 
anf  die  Erhebung  einer  je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
von  der  die  Erlaubnis  erteilenden  Behörde  festzusetzenden, 
ausschließlich  zu  Eennzwecken  zu  verwendenden  Tantieme 
zu  beschränken,  welche  von  allen.  Einsätzen  ohne  Unter- 
schied als  Vergütung  für  die  fragliche  Veranstaltung  zu 
zahlen  ist. 

2.  Der  Totalisator  ist  in  einem  von  den  übrigen  Teilen 
des  Eennplatzes  abgeschlossenen  Eaume  aufzustellen;  auch 
ist  der  Zutritt  zu  demselben  nur  den  Inhabern  des  ersten 
Platzes  gegen  ein  besonderes,  entsprechend  hohes  Eintrittsgeld 
zu  gestatten.  Dadurch  sollten  die  meist  weniger  bemittelten 
Zuschauer  auf  den  billigeren  Plätzen  abgehalten  werden,  ihre 
geringe  Barschaft  zu  verwetten. 

3.  Die  Wetteinzahlungen  dürfen  nur  in  ein  für  allemal 
bestimmten,  nicht  zu  niedrig  festzusetzenden  Einheitssätzen 
bestehen. 

Hohe  Mindesteinsätze  wurden  verlangt,  um  das  Wetten 
auf  dem  Eennplatze  möglichst  auf  die  Wohlhabenden  zu  be- 
schränken. Die  Beschränkung  der  Totalisatorbenutzung  auf 
die  Besucher  der  besseren  Plätze  genügt  hierfür  nicht,  denn 
es  liegt  außer  Zweifel,  daß  auch  die  ersten  Plätze  oft  von 
Leuten  eingenommen  werden,  die  keinen  Überfluß  an  Geld 
haben  und  daher  durch  die  Annahme  niedriger  Mindestbeträge 
zu  nachteiligen  Ausgaben  verleitet  würden. 

4.  Die  Kontrolle  über  die  Ausführung  der  vorgenannten 
Bestimmungen  liegt  der  Ortspolizeibehörde  ob,  die  auch  die 
Bücher  und  Listen  des  Unternehmers  einsehen  darf. 


i 
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An  diesen  Bedingungen  sind  bis  heute  nur  geringfügige 
Veränderungen  vorgenommen. 

In  den  anderen  deutschen  Gliedstaaten  weist  die  recht- 
liche Stellung  des  Totalisators  von  der  in  Preußen  keine 
wesentlichen  Abweichungen  auf.^)  Auch  in  ihnen  ist  der 
Totalisator  in  der  Regel  „nur  geduldet,  aber  nicht  erlaubt". 

b)  Die  Privatwettbureaus. 
a)  Die  Geschäfte  depselben. 

Als  eine  Schöpfung  der  letzten  Jahre  sind  die  Privat- 
wettbureaus —  auch  Sports-Kommissions-Bureaus  genannt  — 
zu  bezeichnen.  Sie  treten  lediglich  als  Wettvermittelungs- 
einrichtungen  zwischen  dem  Publikum  und  den  Totalisator- 
betrieben in  die  Öffentlichkeit,  und  als  solche  müssen  sie  wie 
jedes  andere  Kommissionsgeschäft  geduldet  werden.  Tatsäch- 
lich werden  aber,  wie  allgemein  bekannt,  in  jenen  Unter- 
nehmungen die  meisten  Wetten  nicht  zur  Weitergabe  an  den 
Totalisator,  sondern  auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr  —  oder, 
wie  der  Fachausdruck  lautet,  „in  sich"  —  abgeschlossen. 

Gewöhnlich  wird  in  solchen  Bureaus  dem  Wettenden 
versprochen,  beim  Erfolg  des  besetzten  Pferdes  dieselbe  Ge- 
winnquote wie  am  Totalisator  zu  zahlen.  Sind  bei  ihnen  die 
Wetteinsätze  im  selben  Verhältnis  wie  am  Totalisator  gemacht, 
so  können  sie  die  gleichen  Gewinnquoten  wie  die  öffentliche 
Wettunternehmung  zahlen  und  haben  obendrein  den  hinter- 
zogenen  Steuerbetrag  und  den  Totalisatorabzug  für  sich  er- 
übrigt. Wetten  zu  festem  Kurse,  d.  h.  zu  einem  im  vorhinein 
bestimmten  Vielfachen  des  Einsatzes  im  Falle  des  Sieges, 
werden  bei  ihnen  höchst  selten  abgeschlossen. 

1)  s.  Hirschfeld  a.  a.  0.  S.  29. 
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Die  Wetteinlagen  werden  nun  niclit  nur  in  den  Wett- 
bureaus selbst,  die  heutzutage  in  fast  allen  größeren  Städten 
zu  finden  und  besonders  zahlreich  in  denen  mit  einem  Eenn- 
platze  vorhanden  sind,  angenommen,  sondern  auch  außerhalb 
derselben.  Zu  dem  Zwecke  senden  die  Inhaber  der  Bureaus 
häufig  ihre  Angestellten  umher  oder  gehen  selbst  in  alle 
möglichen  Lokale;  ja  sogar  an  den  Fabrikeingängen  stellen 
sie  sich  auf,  um  die  unwissenden  Arbeiter  zu  überreden,  ihre 
sauer  verdienten  Groschen  auf  das  von  ihnen  als  bestimmten 
Sieger  angepriesene  Pferd  zu  setzen.  Außerdem  werden  von 
den  Inhabern  vieler  Zigarren-  und  Schnapsläden,  einfacher 
und  besserer  Restaurants  usw.  Wettaufträge  auf  alle  möglichen 
Kennen  für  einen  der  zahlreichen  Wettbureau-Unternehmer 
angenommen  oder  —  wie  man  sagt  —  geschrieben,  oft  ohne 
den  Einzahlenden  eine  rechtsgültige  Quittung  über  das  Geld 
zu  geben.  Bis  zu  20  Pfennig  herab  kann  bei  solchen  Leuten 
gewettet  werden.  Die  Kunden  der  Privatwettbureaus  sind 
hauptsächlich  der  kleine  Mann,  den  vom  Totalisator  die  Höhe 
der  Mindesteinsätze  fernhält,  und  daneben  Leute,  die  große 
Summen  wetten,  dieselben  aber  nicht  am  Totalisator  anlegen 
wollen,  weil  hier  mit  der  Größe  der  Einsätze  der  Gewinn  sinkt. 

Die  zusammengebrachten  Wettgelder  sind  in  den  meisten 
Fällen  die  einzigen  Mittel,  die  die  Bureauinhaber  zur  Aus- 
zahlung der  etwaigen  Gewinne  besitzen.  Die  ganzen  Ein- 
nahmen werden  daher  gewöhnlich  bis  zur  Rennentscheidung 
in  der  Kasse  behalten.  Höchstens  dann,  wenn  sich  die  Ein- 
lagen auf  die  einzelnen  Pferde  für  den  Unternehmer  un- 
günstig verteilen,  wird  ein  Teil  des  Barvorrats  am  Totalisator 
angelegt.  In  solchem  Falle  setzt  der  Bureauinhaber  ebenso 
bei  diesem  wie  seine  Kunden  bei  ihm.  Haben  dieselben 
hauptsächlich  auf  das  nach  allgemeiner  Meinung  gewinnende 
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Pferd  gewettet,  so  tut  der  Untern ehmer  dasselbe,  weil  da- 
durch die  eventuelle  Gewinnquote  auf  die  bezüglichen  Wetten 
gedrückt  wird.  Ist  im  Bureau  dagegen  vorwiegend  auf 
sogen.  Qutsiders  gewettet,  d.  h.  auf  Pferde,  die  anscheinend 
mit  wenig  günstiger  Aussicht  auf  Erfolg  laufen  und  deshalb 
meist  mit  nur  geringen  Beträgen  am  Totalisator  belegt  sind, 
so  wettet  der  Bureauinhaber  wiederum  ebenso,  um  die  bei 
einem  unerwarteten  Siege  des  Outsiders  natürlich  erhebliche 
Totalisatorquote  auf  solche  Wetten  nach  Möglichkeit  zu  ver- 
ringern. Es  muß  aber  hervorgehoben  werden,  daß  der 
Bureauinhaber  bei  Beginn  des  Rennens  seine  wirkliche  Lage 
in  bezug  auf  die  eventuellen  Verbindlichkeiten  meist  nur  un- 
genügend kennt,  weil  ihm  die  in  seinen  Filialen  und  Agenturen 
auf  die  einzelnen  Pferde  eingelegten  Gelder  gewöhnlich  erst 
nach  dem  Rennen  mitgeteilt  werden.  Die  Hintermänner 
warten  im  eigenen  Interesse  und  in  dem  ihrer  Kommittenten 
die  Entscheidung  auf  dem  grünen  Rasen  ab,  da  sie  von  dem 
Wettunternehmer  keine  Garantien  für  die  Erfüllung  seiner 
Verpflichtungen  hinsichtlich  der  Auszahlung  der  Gewinnquoten 
und  der  ihnen  für  ihre  Vermittlung  zustehenden  fünfprozentigen 
Provision  von  den  Einlagen  auf  die  nicht  mit  Erfolg  bewetteten 
Pferde  haben. 

Ist  das  Rennen  beendet,  so  richtet  sich  nach  dem  Aus- 
fall desselben  und  nach  der  Höhe  der  am  Totalisator  zur 
Auszahlung  kommenden  Quoten  der  Grad  der  Zahlungsfähig- 
keit der  Wettbureau-Inhaber.  In  der  Regel  sind  diese  in 
der  Lage,  ihren  Verpflichtungen  den  Kunden  gegenüber  nach- 
zukommen, da  die  am  Totalisator  bezahlten  Gewinne  infolge 
der  Abzüge  des  Staats  und  des  Rennvereins  meist  so  mäßige 
sind,  daß  die  im  Bureau  erfolglos  gesetzten  Beträge  fast 
immer  genügen,  um  die  kleinen  Zuschläge  auf  die  gewinnen- 
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den  Einsätze  zu  decken.  Ist  aber  am  Totalisator  eine  be- 
deutende Gewinnquote  auf  ein  bei  den  Wettunternelimern 
selir  engagiertes  Pferd  herausgekommen  —  den  Ausgang 
eines  Eennens  können  selbst  die  besten  Pferdekenner  nicht 
mit  Gewißheit  voraussagen  — ,  so  zahlen  jene  Geschäftsleute, 
soweit  das  Geld  reicht,  und  machen  dann  bankerott,  oder  sie 
verschwinden  beizeiten  mit  dem  ganzen  Gelde.  In  den  meisten 
derartigen  Fällen  geben  sie  gerade  wie  ihre  Agenten  den 
Gewinnern  wenigstens  ihre  Einlagen  zurück,  wodurch  diese 
in  der  Eegel  geneigt  gemacht  werden,  von  einer  für  sie  doch 
nutzlosen,  straf-  und  civilrechtlichen  Belangung  des  Bureau- 
inhabers abzusehen,  denn  derartige  Schritte  würden  für  die 
Geschädigten  keinen  Erfolg  haben,  da  nach  §  762  des  B.G.B, 
durch  Spiel  oder  Wette  eine  Verbindlichkeit  nicht  begründet 
wird  und  das  auf  Grund  des  Spiels  oder  der  Wette  Ge- 
leistete nicht  zurückgefordert  werden  kann.  Auch  eine  An- 
zeige wegen  Unterschlagung  nach  §  246, 1  des  Str.G.B.  würde 
zu  keinem  Ziele  führen,  da  die  Weitergabe  eines  bestimmten 
Wettauftrages  an  den  Totalisator  und  die  Erhebung  des  ent- 
sprechenden Gewinnes  den  Vermittlern  nur  höchst  selten  nach- 
weisbar sein  dürfte. 

Die  Auszahlung  der  Gewinne  erfolgt  in  den  Wettbureaus 
selten  anstandslos,  vielmehr  wird  versucht,  die  Berechtigten 
um  das  ihnen  Zukommende  zu  bringen  oder  dasselbe  zu  ver- 
kürzen. Es  sind  eben  Einrichtungen,  die  vor  allem  auf  die 
Ausbeutung  des  unerfahrenen  Publikums  gerichtet  sind  und 
die,  wie  v.  Man  teuf  fei  sagt,  „die  Wettvermittlung  nur 
als  Deckmantel  für  ihr  Betrügergewerbe  benützen". ^) 

1)  Hansv.  Manteuffel,  Wettbureaus  und  Totalisator  in  Deutsch- 
land, im  Archiv  für  Kriminal-Anthropologie  und  Kriminalistik  von  Hans 
Groß  Bd.  8  S.  26. 


Nach  dem  Vorgeführten  unterliegt  es  keinem  Zweifel, 
daß  die  Geschäftsgewinne  der  Wettbureauunternehmer  oft 
recht  bedeutende  sein  können,  je  nachdem  die  Rennen  und 
die  Totalisatorquoten  für  sie  günstig  ausfallen  oder  nicht,  was 
ganz  vom  Zufall  abhängt.  Es  sind  eben  die  von  den  In- 
habern der  Privatwettbureaus  und  ihren  Zutreibern,  den 
Zigarrenhändlern,  Schankwirten  usw.,  gemachten  Wettgeschäfte 
Glücksspiele  im  wahrsten  Sinne  des  Wortes. 

ß)  Die  rechtliche  Behandlung  der  Privatwettbureaus. 

Was  die  rechtliche  Stellung  der  Privatwettbureaus  in 
Deutschland  betrifft,  so  sind  sie  zurzeit  nur  geduldet.  Als  im 
Jahre  1900  bei  Gelegenheit  der  Reform  des  Reichsstempel- 
gesetzes auch  die  Geschäfte  der  Wettbureaus  zur  Steuer  heran- 
gezogen wurden,  ging  der  Gesetzgeber  von  der  irrigen  Vor- 
aussetzung aus,  daß  jene  Unternehmer  lediglich  Wettaufträge 
ihrer  Kunden  an  die  Totalisatoren  inländischer  Rennbahnen 
oder  an  im  Auslande  zugelassene  Wettannahmestellen  weiter- 
geben. Deshalb  verlangen  die  Vollzugsbestimmungen,  daß  die 
Steuerentrichtung  für  vermittelte  Inlandswetten  durch  Bei- 
bringung der  am  Totalisator  gelösten  Wettausweise  (Totalisator- 
Tickets)  nachgewiesen  wird.  Für  vermittelte  Auslandswetten 
soll  der  fragliche  Ausweis  durch  Aufkleben  und  Entwerten 
hierzu  bestimmter,  in  der  Mitte  perforierter  Stempelmarken 
mit  je  einer  Hälfte  aufj  die  den  Wettenden  erteilten  Quittungen 
und  auf  die  in  den  Bureaus  als  Belege  zurückbleibenden 
gleichlautenden  Wettscheine  erbracht  werden. 

Zur  Sicherung  der  Steuer  wurden  den  Wettbureau- 
inhabern durch  die  Bundesratsverordnung  vom  21.  Juni  1900 
folgende  Pflichten  auferlegt.^) 

1)  s.  Centralblatt  des  Deutschen  Reiches  1900  S.  348/49  Nr.  56-58. 

Kaup.  6 
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1.  Sie  sollen  ihren  Betrieb  binnen  zwei  Wochen  nach  der 
Eröffnung-  desselben  der  Steuerbehörde  ihres  Bezirks  anzeigen. 
—  Das  tun  aber  die  allerwenigsten. 

2.  Alle  Wetten  sollen  sofort  in  ein  nach  der  Vorschrift 
der  Steuerbehörde  zu  führendes  Steuerkontobuch  eingetragen 
werden.  —  Diese  Pflicht  wird,  um  vor  den  Gefahren  einer 
plötzlichen  Steuerkontrolle  gesichert  zu  sein,  sogar  in  den 
polizeilich  nicht  angemeldeten  Betrieben  oft  in  scheinbar  voll- 
ständiger Weise  erfüllt.  Um  die  Steuerbehörde  zu  täuschen, 
lassen  die  Schwindler  von  minderwertigen  Personen  gegen 
eine  kleine  Vergütung  auf  den  Rennplätzen  vom  Publikum 
weggeworfene,  wertlose  Tickets  auflesen,  tragen  die  ent- 
sprechenden Wetten  als  ai^enommene  in  ihre  Bücher  und 
kleben  neben  die  Buchungen  als  Beleg  die  betreffenden  Tickets, 
um  dadurch  den  Schein  zu  erwecken,  daß  die  von  ihnen  ge- 
buchten Wetten  an  den  Totalisator  weiter  gegeben  seien. 
Nur  selten  sind  kleine  Beträge  mit  Treffern  eingezeichnet, 
die  der  Unternehmer,  vielleicht  für  eigene  Rechnung,  gesetzt 
hat,  einerseits,  um  die  gemachten  Buchungen  glaubwürdiger 
zu  gestalten,  und  andererseits,  um  aus  den  mehrfach  ange- 
gebenen Gründen  die  Totalisatorquote  z.  B.  auf  das  vermut- 
lich siegende  Pferd  herunter  zu  drücken.  Auch  die  gleich- 
mäßig verlaufenden  Schriftzüge  in  den  Eintragungen  zeigen 
dem  Kenner,  daß  dieselben  auf  einmal  für  größere  Zeit- 
räume gemacht  sind,  je  nachdem  die  aufgelesenen  Tickets  von 
den  verschiedenen  Rennplätzen  gerade  einliefen. 

Wetten  auf  im  Auslande  zugelassene  Wettannahmestellen 
werden  in  den  Büchern  der  inländischen  Sports-Kommissions- 
Bureaus  wegen  der  dazu  notwendigen,  eigens  mit  einem  hohen 
Reichsstempel  zu  versehenden  Wettscheine  als  Belege  zweifel- 
los sehr  wenig  zu  finden  sein,  obwohl  die  deutsche  Kundschaft 


—    71  — 


der  Privatwettbureaus  heutzutage  hauptsächlicli  in  ausländisclieii 
Rennen,  z.  B.  in  französischen,  wettet,  da  im  Auslande  wegen 
der  geringeren  Steuer-  und  Totalisator-Abzüge  die  Gewinn- 
quoten erheblichere  sind  als  in  Deutschland. 

Wie  groß  die  Steuerhinterziehungen  in  solchen  schein- 
baren Wettvermittlungsgeschäften  sein  können,  zeigt  unter 
anderem  ein  Beispiel,  das  der  auf  diesem  Gebiete  kompetente 
Kriminalkommissar  Hans  v.  Manteuffelin  Berlin^)  in  einem 
auch  im  vorhergehenden  schon  benützten  Aufsatze  anführt. 
Er  schreibt'^):  „In  einem  Verfahren  gegen  die  Inhaber  eines 
Wettbureaus  wegen  gewerbsmäßigen  Glücksspiels  und  Stempel- 
hinterziehung stellte  sich  heraus,  daß  allein  in  einer  ein- 
zigen Wettannahmestelle  dieses  Unternehmens,  und  zwar 
in  der  Zeit  von  noch  nicht  vier  Monaten,  nur  an  Wetteinlagen 
für  ausländische  Rennen  82  044  Mk.,  und  zwar  unversteuert, 
angenommen  Avorden  sind.  Die  Stempelsteuer  hätte  etwa 
27  380  Mk.  (33V37o)  betragen.  Nun  sind  aber  im  Jahre  1902 
von  allen  Wettbureaus  Berlins  zusammen  nur  8270  Mk.  mit 
2754  Mk.  und  im  Jahre  1901  nur  26  307  Mk.  mit  8760,50  Mk. 
und  1900  nur  52  822  Mk.  mit  17  590  Mk.  nach  Mitteilungen 
der  Steuerbehörde  versteuert." 

Das  ist  ein  Fall!  Werden  aber  die  zahlreichen  Bureaus, 
welche  Wetten  annehmen,  in  Betracht  gezogen,  so  kann  sich 
jeder  leicht  denken,  wie  ungeheuer  groß  der  Unterschied 
zwischen  der  als  zu  versteuernd  angegebenen  Summe  und 
den  wirklich  steuerpflichtigen  Geldern  im  ganzen  Reiche  sein 


1)  Hans  V.  Manteuffel  a.  a.  0.  S.  26ff.    Siphe  auch  die  Ab- 
handlung   desselben  Verfassers  über  „Wettbureaus  und  Winkelbuch- 
macher in  Deutschland"  in  der  gleichen  Zeitschrift  Bd.  13  S.  248  ff. 
s.  ebenda  Bd.  18  S.  248/49. 

6* 
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muß.  Und  das  sind  nur  die  Wettbureaus.  Welche  enorme 
Zahl  von  Wettbeträgen  kommt  nun  noch  zu  den  vorher  er- 
wähnten als  unversteuert  hinzu,  wenn  die  Einlagen  bei  den 
völlig  unkontrollierbaren  Wettbureau  -  Agenturen  —  den 
Zigarrengeschäften,  Schankwirtschaften  usw.  —  mit  berück- 
sichtigt werden! 

c)  Die  Buchmacher, 
a)  Die  Geschäfte  derselben. 

Nach  einem  vollständig  anderen  Prinzipe  als  am  Totali- 
sator und  zum  größten  Teile  auch  in  den  Wettbureaus  wird 
bei  den  Buchmachern^)  gewettet. 

Die  Buchmacher  bieten  auf  alle  in  einem  Rennen  enga- 
gierten Pferde  in  der  Regel  Wetten  nur  auf  „Sieg"  an,  und 
zwar  bloß  zu  festen  Kursen,  die  sie  so  zu  gestalten  suchen, 
daß  für  alle  denkbaren  Fälle  die  verfallenden  und  die  zu 
leistenden  Beträge  einander  decken.  Sie  sind  also  im  normalen 
Falle  nicht  Spieler,  sondern  gewerbsmäßige  Vermittler  zwischen 
Spielern. 

Zu  festem  Kurse  wetten,  heißt  — ,  wie  schon  bei  der 
Betrachtung  der  Geschäfte  der  Wettbureaus  ausgeführt 
wurde  —  dem  Wettenden  von  vornherein  im  Gewinnfalle  ein 
bestimmtes  Vielfache  vom  Einsatz  versprechen.  Die  Viel- 
fachen des  Einsatzes,  welche  dem  gewinnenden  Teile  außer 
seinem  Einsätze  ausgezahlt  werden  sollen,  werden  „Odds" 
genannt. 

^)  Die  Bezeichnung  „Buchmacher"  rührt  Jedenfalls  von  der  ur- 
sprünglichen Tätigkeit  jener  Leute  als  Mittelspersonen  zwischen  den 
wettenden  Sportsleuten  her,  als  welche  sie  ,,Buch"  führten  über  die  ihnen 
mitgeteilten  Wetten  und  Gegenwetten  und  dieselben  später  realisierten. 
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Die  Buchmacher  nehmen  nun  zu  festem  Kurse  „gegen" 
oder  „für"  („auf")  die  am  Rennen  beteiligten  Pferde 
Wetten^)  an. 

Eufen  dieselben  Odds  z.B.  3:1  „gegen"  das  rennende 
Pferd  A  als  Sieger  aus  (A  hat  nach  ihrer  Meinung  wenig 
Aussicht  auf  den  ersten  Preis),  so  bedeutet  das,  daß  der 
Buchmacher  im  Fall  des  von  ihm  nicht  erwarteteten  Sieges 
des  Pferdes  A  seinem  Kontrahenten,  der  hier  als  Nehmer 
bezeichnet  wird,  den  dreifachen  Betrag  der  Einsatzsumme 
außer  dieser  zahlt.  Ist  also  das  Wettobjekt  z.  B.  Mk.  300, 
so  bekommt  der  Nehmer  im  Siegesfalle  Mk.  300  +  3  x  300 
—  1200  Mk.  Siegt  dagegen  das  Pferd  A  nicht,  so  hat  der 
Gegenkontrahent  seinen  Einsatz,  in  dem  gegebenen  Beispiele 
300  Mk.,  verloren. 

Statt  auf  das  Unterliegen  eines  Pferdes  („gegen"),  kann 
der  Buchmacher  auch  auf  seinen  Sieg  wetten  (d.  h.  „für" 
oder  „auf"  ein  Pferd).  In  diesem  Falle  ruft  er  z.  B.  10  :  1 
für  das  Pferd  B.  Er  erhält  dann,  wenn  das  Pferd  siegt,  von 
seinem  Gegner  außer  dem  Einsatz  noch  den  zehnfachen  Betrag 
desselben,  während  er  beim  Unterliegen  des  Pferdes  nur  1 
(den  Einsatz  des  Gegners)  zu  zahlen  hat. 

Der  einfachste  Fall  ist  natürlich  der,  daß  die  beiden 
Kontrahenten  den  gleichen  Betrag  aufs  Spiel  setzen.  Wenn 
der  Buchmacher  in  solcher  Weise  auf  ein  Pferd  gewettet  hat. 


^)  Die  Wetten  der  Buchmacher  sind  heute  fast  ausschließlich 
solche  „mit  Start",  d.  h.  sie  behalten  ihre  Gültigkeit  nur  dann,  wenn 
das  betr.  Pferd  an  dem  vereinbarten  Rennen  teilnimmt.  Sogen.  „Vor- 
wetten", die  auch  bindend  bleiben,  wenn  das  zur  Zeit  des  Wettabschlusses 
für  das  in  Aussicht  genommene  Rennen  qualifizierte  Pferd  aus  irgend- 
einem Grunde  nicht  startet,  werden  des  großen  Risikos  wegen  vom 
Publikum  fast  nie  mehr  abgeschlossen. 
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und  dasselbe  siegt,  so  verfällt  ihm  der  Einsatz  des  Gegners, 
während  im  entgegengesetzten  Falle  er  dem  Gegner  den 
Einsatz  zurückgibt  und  den  gleichen  Betrag  hinzufügt. 

Außer  den  einfachen  Wetten  kommen  bei  den  Buch- 
machern auch  noch  komplizierte  Wetten  vor.  Die  gebräuch- 
lichsten unter  ihnen  dürften  die  Double-,  Triple-  und 
Quatruple-Events  und  die  Koppelwetten  sein.  Bei  Double-, 
Triple-  und  Quatruple-Events  wird  darüber  gewettet,  daß  2, 
3  oder  4  Pferde,  die  zu  einem  festen  Kurse  notieren,  in  ver- 
einbarten Eennen  siegen  oder  plaziert  sind.  Die  Wette  gilt 
für  den  Wettenden  schon  dann  als  verloren,  wenn  nur  eins 
der  Pferde  aus  irgendeinem  Grunde  nicht  gelaufen  ist  oder 
das  festgesetzte  Ziel  nicht  erreicht  hat.  Bei  gekoppelten 
Wetten  wird  dagegen  gewettet,  daß  in  einem  bestimmten 
Rennen  zwischen  zwei  Pferden  entweder  das  eine  oder  das 
andere  von  diesen  als  Sieger  durchs  Ziel  läuft.  Bei  den 
Double-,  Triple-  und  Quatruple-Events  ist  das  Risiko  der 
Wettenden  natürlich  weit  größer  als  bei  den  Koppelwetten, 
weshalb  die  Buchmacher  bei  der  ersten  Art  von  Kombinations- 
wetten meist  ohne  Gefahr  weit  höhere  Odds  bieten  können 
als  bei  den  gekoppelten  Wetten. 

Bis  zum  Ausgang  des  Rennens  können  die  Buchmacher 
jederzeit  die  Odds  auf  die  einzelnen  Pferde  eines  Laufes  er- 
höhen oder  verringern.  Dadurch  vermögen  sie  auf  die  Größe 
der  bei  ihnen  zu  machenden  Einsätze  auf  die  verschiedenen 
Pferde  und  auf  die  Gestaltung  des  eigenen  Risikos  einzuwirken, 
vorausgesetzt,  daß  sie  ihre  Odds  frei  ausrufen  dürfen,  wie 
z.  B.  in  England,  Österreich  und  Frankreich,  um  dadurch 
neue  Wettlustige  heranzulocken. 

An  der  Hand  von  zwei  Beispielen  soll  die  Praxis  eines 
Buchmachers  gezeigt  werden: 
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I. 


Gewettetes 
Pferd 

Odds 

Wetteinlagen 
in  Mk. 

event. 
Gewinn 

ev,  Gesamtauszahlung 
in  Mk. 

B 

3200 

4800 

8000 

C 

(2/1 
13/1 

800 
1400 

1600 
4200 

24001 
5600  j 

8O0O 

D 

[3/1 
16/1 

750 
710 

2250 
4260 

30001 
4970) 

7970 

E 

(5/1 
19/1 

850 

585 

1750 
5265 

21001 
5850  ( 

7950 

F 

11/1 

665 

7315 

79S0 

zusammen  Wetteinlagen  8460. —  Mk. 


In  der  vorstehenden  Zusammenstellung,  die  nach  dem 
Muster  einer  von  v.  Manteuffel  angegebenen  Rechnung 
aus  der  Praxis  angefertigt  ist,  hat  der  Buchmacher  nur 
Wetten  „gegen"  gelegt.  Es  ist  bei  ihm  auf  die  Pferde  B, 
C,  D,  E,  F  gewettet.  Favorit  war  unter  diesen  B,  weshalb 
der  Leger  nur  ganz  niedrige  Odds  auf  ihn  gab.  Um  sich 
nun  die  Möglichkeit  zu  verschaffen,  beim  Sieg  des  Pferdes  B 
seine  Verbindlichkeiten  erfüllen  zu  können,  mußte  er  das 
Publikum  zum  Wetten  auf  die  übrigen  Pferde  veranlassen, 
was  er  durch  entsprechend  hohe  Odds  erreichte,  die  er  für 
den  Fall  ihres  Sieges  versprach.  Es  ist  dem  Buchmacher  in 
dem  angenommenen  Fall  gelungen,  Einlagen  zu  erlangen,  die 
ihm  bei  jedem  Ausgang  des  Rennens  Gewinn  brachten;  er 
hätte  im  ungünstigsten  Fall,  nämlich  wenn  er  8000  Mk.  zu 
zahlen  hatte,  460  Mk.,  d.  h.  5,4'Vo  der  Einlagen  gewonnen. 

Das  folgende  zweite  Beispiel  zeigt  uns,  wie  ein  Buch- 
macher selbst  Nehmer  von  Wetten  geworden  ist. 
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n. 


Gewettetes 
Pferd 

Odds 

Wetteinlagen 
in  Mk. 

event. 
Gewinn 

event.  Gesamt- 
auszahlung in  Mk. 

A 

f/if3  auf 

6900 
ICOO 

2300 
200 

?|00}  10400 

B 

(  2/1  geg. 

i  5/1  „ 

1050 
1200 

2100 
6000 

im]  10350 

C 

1  4/1  „ 
120/1  „ 

100 
480 

400 
9600 

jO^OOj    10  580 

zusammen  Wetteinlagen  10  730  Mk, 


Nach  allgemeinem  Dafürhalten  wird  der  Eenner  A  als 
erster  durchs  Ziel  laufen.  Infolgedessen  konnte  der  Buch- 
macher nur  Odds  auf  das  Unterliegen  dieses  Pferdes  annehmen. 
Als  sich  der  Zudrang  der  den  gleichen  Satz  Anbietenden 
steigerte  und  damit  die  Grölte  des  Verlustes  des  Buchmachers 
im  Falle  des  Mißerfolges  von  A  wuchs,  ermäßigte  er  die  von  ihm 
beim  Unterliegen  des  Pferdes  zu  zahlenden  Odds.  Gleichzeitig 
wurde  natürlich  bei  ihm  „gegen"  die  übrigen  Pferde  gesetzt, 
und  hier  hat  er  sich  um  so  höhere  Odds  ansbedungen,  je 
niedriger  er  die  Gewinnaussichten  der  Pferde  schätzte.  Er 
würde  nach  der  oben  aufgestellten  Eechnung  auf  alle  Fälle 
l,47o  der  eingelaufenen  Wettgelder  erübrigen,  da  er  von 
Mk.  10  730  höchstens  Mk.  10  580  wieder  herauszuzahlen  braucht. 

In  den  vorgeführten  zwei  Beispielen  ist  rechnerisch  ge- 
zeigt worden,  daß  ein  vorsichtiger  Bachmacher  mit  einem 
bedeutenden  Überschuß  arbeiten  kann,  wenn  er  die  Wetten 
in  das  geeignete  Verhältnis  zueinander  bringt.  Natürlich 
muß  er  dann  die  Bedingungen  der  Wetten  fortwährend  nach 
dem  Angebot  an  solchen  gestalten,  wofür  vollkommene 
Freiheit  in  der  Ausübung  des  Buchmachergewerbes  nötig  ist. 

Die  eben  geschilderte  einwandfreie  Geschäftsführung  der 
besprochenen  Wettunternehmer  dürfte  in  Wirklichkeit  nur 
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selten  anzutreffen  sein.  Victor  Silber  er,  der  Herausgeber 
der  „Allgem.  Sportsztg.  Wien",  schreibt  am  10.  April  1887 
in  genannter  Zeitung  hierüber  folgendes: 

„Die  Buchmacher  spielen  entweder,  anstatt  vorsichtig 
Buch  zu  machen,  weil  sie  sich,  gestützt  auf  eine  vorgefaßte 
Meinung,  gegen  ein  Pferd  zu  sehr  engagierten,  oder  weil  sie 
nicht  die  nötigen  Mittel  besitzen  und  sich  im  Vertrauen  auf 
ihr  Glück  über  ihre  Kräfte  einlassen." 

Sie  nehmen  also  auch  unsichere  Wetten  an.  Geht  es 
dann  an  das  Realisieren  der  Wetten  und  ist  der  Verlauf  des 
Rennens  für  sie  günstig  gewesen,  so  ist  alles  schön;  trifft 
aber  das  Gegenteil  ein,  so  „brechen  sie  nieder"  und  ver- 
schwinden nicht  selten,  um  ihr  Schwindelgewerbe  anderswo 
weiter  zu  betreiben. 

Nicht  weniger  zu  verdammen  ist  die  Handlungsweise  der 
Zutreiber  der  Buchmacher,  als  welche  Zigarren-  und  Spiri- 
tuosenhändler, Barbiere  usw.  tätig  sind.  Diese  schließen  im 
Auftrage  und  für  Rechnung  der  Buchmacher  mit  dem  Publikum 
Wetten  ab.  Ihren  Kunden  bieten  sie  aber  in  betrügerischer 
Absicht  meist  geringere  Odds  an,  als  ihnen  vorgeschrieben 
sind.  Außerdem  behalten  sie  —  gerade  wie  die  Agenten  der 
Privatwettbureaus  —  die  zusammengebrachten  Wettgelder 
widerrechtlich  bis  nach  der  Rennentscheidung  zurück  und 
rechnen  erst  dann  mit  ihrem  Hintermanne,  dem  Buchmacher, 
ab,  da  sie  von  diesem  keine  Garantie  für  die  Auszahlung  der 
event.  Gewinnquoten  und  der  ihnen  zukommenden  5 — 10*^/^ 
Provivision  von  den  erfolglos  gemachten  Einsätzen  erhalten. 
Hat  jemand  eine  Wette  bei  ihnen  gewonnen,  so  zahlen  sie 
den  Gewinn  gewöhnlich  unter  allen  möglichen  Vorwänden 
nicht  aus,  sondern  geben  dem  Geschädigten  in  der  Regel  nur 
seine  Einlage  zurück,  womit  derselbe  schließlich  auch  zufrieden 
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sein  muß,  da  solche  Forderungen,  wie  bereits  erwähnt,  keinen 
rechtlichen  Schutz  genießen. 

ß)  Die  rechtliche  Behandlung*  der  Buchmacher. 

Schon  seit  der  Mitte  des  vergangenen  Jahrhunderts  wird 
in  Deutschland  das  Buchmachergewerbe  betrieben.  Es 
stand  bis  1882  unter  Kontrolle  des  Schiedsgerichtes  des 
Berliner  ünionklubs,  durch  welches  es  gleichsam  organisiert 
und  reglementiert  war.  Im  genannten  Jahre  wurde  aber  die 
ganze  Buchmacherei  durch  die  Reichsgerichtsentscheidungen 
vom  26.  April  und  30.  Juni  1882  ^)  als  gewerbsmäßiges 
Glücksspiel  bezeichnet  und  als  solches  nach  §  284  Str.G.B. 
bestraft.  Es  hörte  infolgedessen  das  offen  betriebene  Buch- 
machen in  Deutschland  auf.  Im  geheimen  wird  es  aber 
weiter  betrieben,  anscheinend  mit  großem  Zulauf,  der  so  lange 
nicht  abzuschneiden  sein  wird,  als  das  Publikum  von  dem 
reellen  Wetten  am  Totalisator  durch  die  hier  erhobene  hohe 
Steuer  abgeschreckt  wird. 

2.  Die  Entwicklung  der  Besteuerung  der  Rennwetten 
durch  das  Reich. 

Die  über  den  Ausgang  von  Pferderennen  am  Totalisator 
abgeschlossenen  Wetten  wurden  ursprünglich  nur  mit  einer 
von  dem  Eennverein  für  eigene  Eechnung  erhobenen  Abgabe 
belastet. 

Seit  der  Wie derge stattung  der  Totalisatoren,  also  in 
Preußen  seit  1886,  hätten  die  Rennwetten  am  Totahsator 

1)  s.  Entsch.  d.  R.G.  für  Strafsachen  Bd.  6  Nr.  64  (S.  172)  bezw. 
Nr.  130  (S.  421). 
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nach  dem  Wortlaute  des  Reiclisstempelgesetzes  von  1881  auch 
zur  Eeichsstempelsteuer  herangezogen  werden  können.  Es 
führte  hierüber  ein  Provinzialsteuerdirektor  bei  Gelegenheit 
einer  Anklage  wegen  Buchmacherei  aus,^)  daß  durch  das 
Eeichsstempelgesetz  von  1881  die  Lose  öffentlicher  Lotterien 
sowie  die  Ausweise  über  Spieleinlagen  bei  öffentlich  veran- 
stalteten Ausspielungen  von  Geld  und  anderen  Gewinnen 
stempelpflichtig  gemacht  seien,  und  daß  als  Spieleinlagen  auch 
die  Wetteinsätze  bei  öffentlich  veranstalteten  Pferderennen 
zu  betrachten  seien,  da  der  lotterieähnliche  Charakter  derartiger 
Glücksspiele  namentlich  in  dem  Urteile  des  erkennenden 
Strafsenats  des  Reichsgerichts  vom  7.  Juli  1882  ^)  zum  Aus- 
druck gebracht  worden  sei. 

a)  Die  Bundesratsver Ordnung  vom  2.  Juli  1891. 

Aber  erst  am  2.  Juli  1891  wurde  vom  Bundesrate  fest- 
gesetzt, daß  „die  von  den  Verwaltungen  der  Totalisatoren 
ausgegebenen  Bescheinigungen  (Totalisator-Tickets)  über  die 
gezahlten  Einsätze  auf  die  am  Rennen  beteiligten  Pferde  als 
Ausweise  über  Spieleinlagen  der  Reichsstempelabgabe  nach 
der  Tarifnummer  5  des  Gesetzes,  betreffend  die  Erhebung  von 
Reichsstempelabgaben"  ^)  —  d.  h.  einer  Steuer  von  5  7o  — 
„unterliegen  sollten". 

Die  gleiche  Verfügung  bestimmt  weiter,  daß  „auf  Antrag 
der  Totalisatorverwaltung  die  Abgabe  bis  zum  Schluß  des 
jeweiligen  Rennens  gestundet  werden  kann,  und  daß  in  solchen 

s.  R.G.E.  für  Strafsachen  Bd.  28  Nr.  116  S.  366. 

2)  s.  R.G.E.  für  Strafsachen  Bd.  7  S.  21  ff. 

3)  s.  Centralbl.  des  Deutschen  Reiches  1891  S.  208. 

4)  Reichsgesetzbl.  1885  Nr.  21  S.  194. 
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Fällen  von  der  Abstempelung  der  Spielausweise  Umgang  zu 
nehmen  und  die  Abgabe  von  dem  am  Schlüsse  des  Eennens 
sich  ergebenden  Gesamtbruttoertrag  der  Einsätze  zu  entrichten 
ist".  Da  von  dieser  Vergünstigung  durchweg  Gebrauch  ge- 
macht worden  ist,  ist  die  Stempelabgabe  zu  einer  Umsatz- 
steuer geworden. 

Daß  die  ßeichsabgabe  nur  von  den  am  Totalisator  ge- 
wetteten Beträgen  und  nicht  auch  von  den  bei  den  Buch- 
machern gesetzten  Summen  erhoben  wurde,  erklärt  sich  daraus, 
daß  in  der  in  Frage  stehenden  Verordnung  einerseits  ausdrück- 
lich das  Buchmachen  untersagt  und  andererseits  für  die 
Steuererhebung  und  Kontrolle  die  Ausstellung  von  urkund- 
lichen Spielausweisen  vorausgesetzt  war,  die  bei  den  privaten 
Buchmachern  nur  höchst  unvollkommen  stattfand. 

b)  Das  Abänderungsgesetz  vom  27.  April  1894. 

Im  Jahre  1894  wurde  das  Reichsstempelgesetz  abgeändert. 
Der  von  der  Regierung  unter  dem  21.  November  1893  einge- 
brachte, oben  S.  38 — 40  erwähnte  Entwurf^)  schlug  unter 
anderem  eine  Erhöhung  des  Stempels  auf  Lotterielose  von  5 
auf  8  vor,  welche  nach  dem  geltenden  Recht  auch  für  die 
Totalisator-Tickets  in  Betracht  kam.  Ein  besonderer  Hinweis 
auf  die  Rennwetten  war  aber  nicht  gemacht.  Erst  in  der  neunten 
Kommission,  der  die  Vorlage  vom  Reichstage  nach  der  am 
5.  und  6.  Dezember  1893^)  stattgefundenen  ersten  Lesung 
überwiesen  war,  kam  nach  deren  Bericht  vom  13.  März  1894^) 


1)  Reichstag,  Session  1893/94,  Anlageband  1  Nr.  52. 

2)  Reichstag,  Session  1893/94,  Berichtband  1  S.  288  ff. 

3)  Reichstag,  Session  1898/94,  Anlageband  2  Nr.  266  S.  1293. 
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bei  Gelegenheit  der  Erörterungen  über  die  Stempelabgabe  von 
Losen  öffentlicher  Lotterien  die  Sprache  auch  auf  den  Totali- 
sator und  die  Wetteinsätze  bei  öffentlich  veranstalteten  Pferde- 
rennen. Einerseits  wurde  die  allgemeine  Verderblichkeit  dieser  Art 
des  Spiels,  und  zwar  nicht  nur  für  die  wohlhabenderen  Kreise, 
sondern  auch  erfahrungsgemäß  für  sehr  viele  kleine  Leute, 
welch  letztere  durch  solche  Wetten  besonders  häufig  ins  Elend 
gestürzt  würden,  hervorgehoben;  andererseits  wies  man  aber 
auf  die  guten  Wirkungen  des  Totalisators  hin,  besonders  auf 
die  durch  ihn  bewirkte  solide  Gestaltung  des  Wettwesens. 
Beim  Totalisator  würden  die  Gewinne  durch  eine  mechanische 
Vorrichtung  berechnet,  und  große  Einsätze  wären  schon  des- 
halb ausgeschlossen,  weil  der  Setzende  damit  die  Chancen 
seines  Verlustes  erhöhe,  ohne  gleichzeitig  seine  Gewinnaus- 
sichten zu  vermehren.  Infolge  dieser  Einrichtung  sei  das  für 
das  Publikum  weit  verhängnisvollere  Buchmacherwesen,  durch 
welches  jedem  die  Möglichkeit  gewährt  werde,  Einsätze  auf 
irgendwo  rennende  Pferde  unter  völlig  unkontrollierbaren  und 
stets  wechselnden  Bedingungen  zu  machen,  immer  mehr  zurück- 
gedrängt, was  schon  aus  der  nach  der  Einführung  des  Totali- 
sators eingetretenen  erheblichen  Abnahme  der  Zahl  der  Be- 
strafungen wegen  unberechtigter  Buchmacherei  hervorgehe. 
Außerdem  könne  die  Pferdezucht  die  Einnahmen  aus  dem  Totali- 
sator und  mithin  diesen  selbst  nicht  entbehren,  da  der  Staat 
jedenfalls  die  durch  seine  Aufhebung  entstehenden  Ausfälle  aus 
eigenen  Mitteln  nicht  ersetzen  würde.  Eine  von  den  prinzi- 
piellen Gegnern  des  Totalisators  und  der  Buchmacherei  ge- 
forderte Erhöhung  der  Steuer  auf  Wetteinsätze  auf  50  ^/q, 
durch  die  man  derartige  Wetten  ganz  zu  beseitigen  hoffte, 
wurde  abgelehnt  und  nur  eine  Steigerung  der  Abgabe  von 
5  auf  10  angenommen. 
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Außerdem  stimmte  die  Kommission  dem  Antrage  zu,  dem 
Gesetze  die  Worte  einzufügen:  „Den  Spieleinlagen  stehen 
gleich  die  Wetteinsätze  bei  öffentlich  veranstalteten  Pferde- 
rennen und  ähnlichen  öffentlichen  Veranstaltungen." 

Durch  diese  Erweiterung  des  Tarifs  Nr.  5  wurde  den 
Buchmachern  das  Geschäft  wenigstens  erschwert,  und  zugleich 
wurden  die  Wetten  bei  ähnlichen  Veranstaltungen,  z.  B.  bei 
Bad-  und  Motorwagenrennen  getroffen. 

Die  durch  diese  Neugestaltung  des  Tariftextes  notwendig 
gewordene  Ausdehnung  der  Strafbestimmungen  für  Steuer- 
hinterziehungen auf  die  Wetteinsätze  erreichte  die  Kommission, 
indem  sie  dem  §  25  als  zweiten  Absatz  die  Bestimmung  ein- 
fügte: „Die  gleiche  Strafe"  — nämlich  eine  Geldstrafe  gleich- 
kommend dem  fünffachen  Betrage  der  hinterzogenen  Abgabe 
—  „trifft  denjenigen,  welcher  Wetteinsätze  der  in  der  Tarif- 
nummer 5  bezeichneten  Art  entgegennimmt,  ohne  einen  Ausweis 
darüber  auszustellen",  und  indem  sie  in  den  dritten  Absatz 
die  Worte  einschaltete:  „oder  die  Gesamthöhe  der  Wettein- 
sätze", so  daß  letzterer  lautete: 

„Ist  die  Zahl  der  abgesetzten  Lose  oder  die  Gesamt- 
höhe der  Wetteinsätze  nicht  zu  ermitteln,  so  tritt  Geld- 
strafe von  250—5000  Mk.  ein." 

Diesen  von  der  9.  Kommission  gemachten  Änderungsvor- 
schlägen stimmte  der  Keichstag  in  der  2.  und  3.  Lesung  am 
7.^)  bezw.  19.^)  April  1894  zu,  obwohl  in  der  2.  Lesung  von 
den  prinzipiellen  Gegnern  des  Totalisators  nochmals  der  Ver- 
such gemacht  worden  war,  die  Steuer  auf  Kennwetten  statt 
auf  10  auf  50  ^/^  zu  erhöhen,  mit  der  Begründung,  daß  schon 

1)  Reichstag,  Session  1893/94,  Verhandlungsband  3  S.  1982  und 
Anlageband  3  Nr.  286. 

2)  Reichstag,  Session  1893/94,  Verhandlungsband  3  S.  2283/84  u.  2290. 
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wegen  des  hohen  Eintrittsgeldes  zum  Eennplatz  jedenfalls 
nur  reiche  Leute  am  Totalisator  spielen  würden,  die  für  diesen 
Luxus  auch  hohe  Steuern  zahlen  könnten. 

Das  abgeänderte  Eeichsstempelgesetz  wurde  nach  dem 
vom  Eeichstage  angenommenen  Wortlaute  vom  Bundesrate 
genehmigt,  vom  Kaiser  am  27.  April  1894  publiziert  und  trat 
am  1.  Mai  1894  in  Kraft.^) 

c)  Das  Abänderungsgesetz  vom  14.  April  1900. 

Eine  abermalige  Neugestaltung  der  Besteuerung  der  Renn- 
wetten trat  im  Jahre  1900  ein. 

Der  Abg.  Müller  (Fulda)  beantragte,  wie  oben  S.  43 
erwähnt,  unter  dem  I.Mai  1900  eine  Reform^)  des  Reichs- 
stempelgesetzes, in  der  unter  anderem  gerade  wie  für  Lotterie- 
lose auch  für  Wetteinsätze  bei  öffentlich  veranstalteten  Pferde- 
rennen und  ähnlichen  öffentlichen  Veranstaltungen  eine  Unter- 
scheidung zwischen  inländischen  und  ausländischen  und  die 
Belastung  der  ersteren  mit  20 '^/y,  der  letzteren  mit  25  ^/^ 
vorgeschlagen  war. 

In  der  Kommission  für  den  Reichshaushaltsetat,  der  die 
Vorlage  nach  der  am  2.  Mai  ^)  stattgehabten  1.  Lesung  über- 
wiesen war,  wurde  nach  deren  Bericht  vom  26.  Mai^)  zunächst 
eine  Verdoppelung  der  Steuer  mit  dem  Hinweise  auf  die 
mit  derartigen  Maßnahmen  bisher  gemachten  Erfahrungen 
bekämpft.    Es  wurde  ausgeführt,  daß  im  Jahre  1890,  dem 

1)  Reichsgesetzbl.  1894  Nr.  17  S.  387. 

2)  Reichstag,  Session  1898/1900,  Aulageband  7  Nr.  713. 

3)  Reichstag,  Session  1898/1900,  Verhandlungsband  6  S.  5198—5210. 
Reichstag,  Session  1898/19Ü0,  Anlageband  7  Nr.  870  S.  5545—47, 

5551/52,  5555. 
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letzten  ohne  Wettsteuer,  in  ständiger  Steigerung-  am  Totali- 
sator ein  Umsatz  von  24,5  Millionen  Mark  und  in  der  darauf 
folgenden  Periode  (1891 — 1894)  mit  einer  5prozent.  Belastung 
der  Totalisatorwetten  ein  Jahresumsatz  von  nur  13  Millionen  Mk. 
erreicht  worden  sei,  der  in  der  Gegenwart  mit  einer  lOprozent. 
Besteuerung  auf  ca.  10  Millionen  Mark  zurückgegangen  sei. 
Je  höher  die  Steuer  werde,  desto  mehr  würde  das  Publikum 
von  dem  reell  geleiteten  Totalisator  infolge  der  sich  durch 
jene  Abgaben  erheblich  verringernden  Größe  der  Gewinne  ab- 
gezogen und  den  betrügerischen  Elementen  in  den  privaten 
Wettbureaus  und  im  Buchmachergewerbe  zugeführt.  Träte 
nun  noch  eine  Verdoppelung  der  Steuer  auf  Rennwetten  am 
Totalisator  ein,  so  könnte  nach  den  gemachten  Beobachtungen 
der  Totalisator  schließlich  ganz  aufhören.  Selbst  wenn  der 
Umsatz  nur  um  die  Hälfte  zurückginge,  wäre  trotz  der  Ver- 
doppelung der  Steuer  der  finanzielle  Erfolg  dieser  gesetz- 
geberischen Maßnahme  gleich  Null.  In  beiden  Fällen  würde 
aber  die  Pferdezucht  einen  erheblichen  Schaden  erleiden. 
Der  Totalisator  müsse  im  Interesse  der  Förderung  des  Renn- 
sports und  der  Vollblutzucht  erhalten  bleiben,  denn  die 
direkten  und  indirekten  Einnahmen  aus  und  durch  ihn  könnten 
die  Rennvereine  nicht  entbehren.  Die  vorzugsweise  aus  diesen 
Einkünften  zu  bestreitenden  Rennprämien  würden  sich  sonst 
so  verringern,  daß  die  Neigung,  Vollblut  zu  züchten,  aufhören 
und  damit  ein  Mangel  in  der  im  militärischen  Interesse  nötigen 
leistungsfähigen  Nachzucht  eintreten  würde,  so  daß  schließlich 
die  Einzelstaaten  gezwungen  wären,  den  durch  die  Steuer- 
erhöhung hervorgerufenen  Ausfall  in  den  Finanzen  der  Renn- 
vereine aus  eigenen  Mitteln  zu  decken. 

Von  anderer  Seite  jedoch  wurde  geltend  gemacht,  daß 
es  nicht  angehe,  für  die  Wetten  am  Totalisator  den  bisherigen 
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Steuersatz  beizubehalten,  während  der  Lotteriestempel  im  allge- 
meinen auf  das  Doppelte  erhöht  würde.  Auch  wurde  die 
Ansicht  vertreten,  daß  das  Gedeihen  der  Yollblutzucht  nicht 
durch  die  Begünstigung  des  Totalisators  bedingt  sei,  da  trotz 
der  bedeutenden  Abnahme  des  Totalisatorumsatzes  die  Zahl 
der  Rennen,  der  Eennplätze  und  der  Eennpreise  sich  nicht 
vermindert  habe.  Selbst  wenn  angenommen  würde,  daß  die 
Erhöhung  der  ßennwettensteuer  den  bedeutenden  Rückgang 
der  Totalisatorumsätze  herbeigeführt  hätte,  so  könnte  nicht 
daraus  gefolgert  werden,  daß  bei  der  weiteren  Erhöhung 
dieser  Abgabe  ein  Lahmlegen  des  ganzen  Totalisatorgeschäfts 
eintreten  würde  und  damit  die  Rennen,  die  VolJblutzucht  und 
in  ihrem  Gefolge  die  Versorgung  des  Heeres  mit  leistungs- 
fähigem Pferdematerial  geschädigt  würden.  Jedenfalls  hätten 
aber  das  Reich  oder  die  Gliedstaaten  Zuschüsse  zu  leisten, 
wenn  die  Einnahmen  der  Rennvereine  aus  dem  Totalisator 
nicht  ausreichen  sollten,  um  durch  gute  Preise  die  Pferde- 
zucht auf  der  im  militärischen  Interesse  nötigen  Höhe  zu 
halten. 

Aus  den  zuletzt  angeführten  Gründen  wurde  es  in  der 
Kommission  abgelehnt,  die  Rennwetten  gegenüber  den  Lotterie- 
losen in  bezug  auf  die  Höhe  der  Steuer  zu  begünstigen;  man 
einigte  sich  vielmehr  auf  die  Stempelsätze  von  20  bezw.  25'^/o. 

Was  nun  das  Steuerobjekt  selbst  anbetrifft,  so  wollte  die 
Kommission,  entgegen  einem  Antrage,  bloß  die  Wettverträge 
bei  öffentlich  veranstalteten  Pferderennen  zu  belasten,  auch 
die  immer  mehr  sich  einbürgernden  Wetten  bei  anderen  öffent- 
lichen Rennen,  wie  z.  B.  bei  Fahrradrennen  und  bei  Regatten 
im  Segel-  und  Rudersport,  der  Besteuerung  unterwerfen.  Ob- 
wohl das  schon  nach  dem  Gesetze  von  1894,  welches  von 
„Wetteinsätzen  bei  öffentlich  veranstalteten  Pferderennen  und 

Kaup.  7 
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ähnlichen  öffentlichen  Veranstaltungen"  sprach,  möglich  und 
nach  den  damaligen  Verhandlungen  im  Reichstag  auch  beab- 
sichtigt war,  hielt  man  es  doch  für  zweckmäßiger,  in  dem 
Gesetzestexte  für  „Pferderennen"  den  allgemeinen  Ausdruck 
„Eennen"  zu  setzen  und  damit  in  unzweideutiger  Weise  die 
Steuerpflicht  der  Wetten  bei  allen  Rennen  festzustellen. 

Das  Hauptstreben  der  Kommission  ging  aber  dahin,  die 
Besteuerung  auf  die  mehr  als  die  Wetten  am  Totalisator  den 
Charakter  des  Spieles  tragenden,  durch  Buchmacher  und  Wett- 
bureaus vermittelten  Spieleinlagen  und  Wetteinsätze  auszu- 
dehnen, die,  obwohl  sie  schon  nach  dem  Wortlaute  des  §  26 
Abs.  2  und  3  des  Gesetzes  von  1894  zu  der  Reichsstempel- 
abgabe herangezogen  werden  konnten,  doch  tatsächlich  bisher 
sich  ihr  entzogen  hatten. 

Zu  diesem  Zwecke  wurde  folgendes  Amendement  zu  §  22 
angenommen : 

„Den  Spieleinlagen  stehen  im  Sinne  der  Tarif nummer  5 
die  Wetteinsätze  bei  öffentlich  veranstalteten  Rennen  und 
ähnlichen  öffentlichen  Veranstaltungen  gleich. 

Wer  im  Inlande  solche  Wetteinsätze  entgegennimmt, 
ist  verpflichtet,  versteuerte  Ausweise  hierüber  auszustellen." 

Um  ferner  auch  die  von  Inländern  sehr  viel  mit  Wett- 
unternehmern im  Auslande  abgeschlossenen  Rennwetten  zu 
fassen,  hielt  man  es  für  ratsam,  als  zweiten  und  dritten  Ab- 
satz in  den  §  24  zu  setzen: 

„Den  ausländischen  Losen  oder  Ausweisen  über  Spielein- 
lagen stehen  Ausweise  über  Einsätze  bei  ausländischen  Wett- 
unternehmungen für  öffentlich  veranstaltete  Rennen  und  ähn- 
liche öffentliche  Veranstaltungen  gleich.  Wer,  ohne  solche 
Ausweise  vom  Auslande  einzuführen,  Wetten  der  bezeichneten 
Art  vermittelt,  ist,  sofern  er  diese  Vermittelung  gewerbs- 


—    87  — 


mäßig  betreibt,  verpflichtet,  versteuerte  Ausweise  über  die 
Wetteinsätze  auszustellen. 

Gewerbsmäßige  Vermittler  von  Wetten  der  vorbezeicbneten 
Art  unterstellen  der  Aufsicht  der  Steuerbehörden  nach  näherer 
Bestimmung  des  Bundesrates." 

Der  Abs.  2  des  §  26  und  der  Abs.  2  im  Tarif  Nr.  5 
wurden  durch  die  obigen  Änderungen  überflüssig  und  kamen 
daher  in  Wegfall. 

Schließlich  wurde  noch  in  der  Kommission  von  denjenigen 
Mitgliedern,  die  für  die  Beibehaltung  der  alten  Höhe  der 
Steuer  auf  Rennwetten  eingetreten  waren,  als  Termin  des 
Inkrafttretens  der  neuen  Bestimmungen  der  Anfang  des 
folgenden  Etatjahres,  also  der  1.  April  1901,  befürwortet, 
unter  dem  Hinweis,  daß  bei  einer  sofortigen  Erhebung  der 
erhöhten  Steuer  den  Rennvereinen  ein  sehr  empfindlicher, 
nicht  anders  als  durch  Zuschüsse  des  Reiches  auszugleichender 
Verlust  an  Einnahmen  aus  dem  Totalisator  entstehen  würde, 
und  daß  solche  Zuwendungen  von  selten  des  Reiches  oder 
der  Gliedstaaten  erst  für  das  neue  Etatsjahr  verfügbar  ge- 
macht werden  könnten.  Mit  Rücksicht  hierauf  und  in  der 
ferneren  Erwägung,  daß  vom  Januar  bis  zum  April  Rennen 
nicht  stattzufinden  pflegen,  wurde  schließlich  der  1.  Januar 
1901  als  Einführungstermin  angenommen,  und  daher  wurde 
dem  §  29  als  zweiter  Absatz  angefügt: 

„Auf  den  Betrieb  der  Totalisatoren  auf  den  Rennplätzen 
finden  die  bisherigen  Bestimmungen  bis  zum  1.  Januar  1901 
Anwendung."  ^) 


1)  s.  Reichstag,  Session  1898—1900,  Anlagebd.  7  S.  5555  ff.  über 
die  von  der  Kommission  vorgeschlagenen  Änderungen. 

7* 
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In  der  zweiten  Lesung  ^)  des  Gesetzes  stand  der  ßeiclis- 
tag  den  Vorschlägen  der  Kommission  sympathisch  gegenüber. 

Nur  zwei  Änderungsanträge  des  Grafen  v.  Oriola'^) 
lagen  vor. 

In  dem  einen  wurde  verlangt,  daß  in  dem  von  der 
Kommission  beschlossenen  Abs.  3  des  §  24  zwischen:  „der 
vorbezeichneten  .  .  und  „Art"  eingeschaltet  werden  sollte: 
„sowie  der  in  §  22  Abs.  2  und  3  bezeichneten".  Für  diesen 
Zusatz  machte  der  Antragsteller  geltend,  daß  es  notwendig 
sei,  der  steuerlichen  Aufsicht  nach  näherer  Bestimmung  des 
Bundesrats  nicht  allein  solche  Leute  zu  unterwerfen,  die 
Eennwetten  bei  derartigen  ausländischen  Wettunternehmen 
gewerbsmäßig  vermitteln,  sondern  auch  die,  welche  die  Ver- 
mittlung von  Wetten  bei  inländischen  Wettunternehmungen 
gewerbsmäßig  vollziehen,  da  es  keinem  Zweifel  unterliege^ 
daß  die  letzteren  ebenso,  wenn  nicht  mehr,  kontrollbedürftig 
seien  als  die  ersteren,  indem  sie  gerade  so  schädlich  wirkten 
und  auf  Steuerhinterziehung  ausgingen  wie  jene. 

Der  andere  Antrag  forderte,  daß  die  in  §  29  Abs.  2  er- 
wähnten Eennplätze  ausdrücklich  als  „inländische"  bezeichnet 
werden  sollten.  Dadurch  würde  —  wie  die  Kommission  auch 
beabsichtigt  hätte  —  nur  den  inländischen,  nicht  aber  den 
ausländischen  Eennplatzverwaltungen  mit  Totalisatoren  die 
Vergünstigung  gewährt,  nach  dem  alten  Satze  bis  zum 
1.  Januar  1901  für  die  Tickets  zu  steuern. 

Beide  Vorschläge  des  Grafen  v.  Oriola  fanden  im  Reichs- 
tage allgemein  Anklang. 


s.  Reichstag,  Session  1898-1900,  Verhandlungsbd.  7  S.  6019  bis 
6022  und  Anlagebd.  7  Nr.  910. 

2)  s.  Reichstag,  Session  1898—1900,  Anlagebd.  7  Nr.  885. 
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In  der  dritten  Lesung^)  am  12.  Juni  1900  stimmte  der 
Eeichstag  den  Kommissionsbeschlüssen  mit  den  in  zweiter 
Lesung  vorgenommenen  Modifikationen  derselben  zu,  und  nacb 
erfolgter  YerabscMedung  seitens  des  Bundesrats  trat  das  Gesetz^) 
am  1.  Juli  1900  in  Kraft. 

3.  Statistik. 

Die  Steuer  auf  die  am  öffentlichen  Totalisator  abge- 
schlossenen Eennwetten  brachte  dem  Reiche  im  Kalenderjahr : 


1900  (bei 

io»/„ 

Belastun 

g) 

Mk. 

1  377  876 

1901  (  „ 

SO"/» 

5? 

) 

55 

1  784177 

1902  (  „ 

200/„ 

55 

) 

55 

1564  852 

1903  (  „ 

207o 

55 

) 

55 

1  295118 

1904  (  „ 

20»/„ 

55 

) 

55 

1  194019 

Aus  diesen  Angaben  ist  zu  ersehen,  daß  die  1900/01 
erfolgte  Verdoppelung  der  Steuer  keineswegs  eine  auch  nur 
annähernd  entsprechende  Erhöhung  des  Stempelertrages  her- 
beigeführt hat,  sondern  eine  immer  stärker  werdende  Abnahme 
jener  Eeichseinnahmen  zu  bewirken  scheint.  Die  gleichen 
finanziellen  Wirkungen  haben  auch  die  früher  vorgenommenen 
Steigerungen  der  Abgabe  gehabt.  Die  bezüglichen  Steuer- 
ergebnisse für  das  Reich  konnten  allerdings  nicht  erlangt 
werden.  Doch  dürfte  die  Gestaltung  der  betreffenden  Stempel- 
einnahmen in  Preußen  einen  Rückschluß  auf  die  gleichen  Ver- 
hältnisse im  Reiche  gestatten,  zumal  da  in  Preußen  sich  un- 
gefähr die  Hälfte  aller  Rennplätze  mit  einem  öffentlichen 

1)  s.  Reichstag,  Session  1898—1900,  Verhandlungsbd.  7  S.  6019  bis 
6022  und  Anlagebd.  7  Nr.  910. 

2)  Das  Gesetz  wurde  vom  Kaiser  am  14.  6.  1900  im  R.G.Bl.  1900 
{S.  260-297)  veröffentlicht. 
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Totalisator  befindet  (z.  B.  in  den  Jahren  1902:  20  unter  45 
und  im  Jahre  1904  sogar  15  unter  29). 

In  Preußen  wurden  vereinnahmt^): 


im 
Jahre 

dli    OLcUtJlil  VUll 

Totalisator-Tickets 
Mk. 

bei  einem 
Stempelsatze 
von 

1891 

1892 
1893 

597  101,73 
655  718,85 

1891 

515  554,50 

1895 

874  069,50 

1896 

895  179,00 

1897 
1898 

878  697,50 
1  000  256,50 

10  «/o 

1899 

1  030  190,00 

1900 

982  891,00 

1901 

1  490  704,00 

20  o/o 

1902 

1351  121,00 

Nach  vorstehender  Tabelle  sind  in  Preußen  die  Erträge 
der  Steuer  von  Wetteinsätzen  am  Totalisator  von  1894  bis 
1895  von  Mk.  515  555  bis  auf  Mk.  874  070  und  von  1900 
bis  1901  von  Mk.  982  891  auf  Mk.  1490  704  gewachsen,  was 
einer  relativen  Zunahme  von  100  auf  etwa  170  bezw.  von 
100  auf  rund  152  entspricht,  während  die  Reichsstempelabgabe 
in  beiden  Fällen  um  je  lOO^/o  erhöht  wurde.  Seit  der  Wirkung 
der  20prozentigen  Abgabe  scheint  jedoch  der  Eückgang  jener 
Steuereinnahmen  ein  dauernder  und  immer  größerer  zu  werden. 

^)  Die  aufgeführten  Steuerergebnisse  sind  aus  den  in  der  Reichs- 
tagsdrucksache Nr,  365  {Session  1903/04  Anlagebd.  3)  angegebenen 
Gesamtumsätzen  an  den  öffentlichen  Totalisatoren  durch  Berechnung 
gefunden  und  werden  daher  in  den  letzten  Stellen  vielleicht  kleine  Ab- 
weichungen von  den  tatsächlichen  Stempelverträgen  aufweisen. 
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So  belief  sich  in  Preußen  der  Ertrag  der  auf  Totalisator- 
wetten gelegten  Abgabe  im  Jahre  1901  auf  Mk.  1490  704 
und  im  Jahre  1902  bloß  auf  Mk.  1351121,  was  einem  Rück- 
gänge im  Verhältnis  von  100  zu  rund  91  gleichkommt,  obwohl 
sich  in  dem  gleichen  Zeiträume  die  Zahl  der  in  Betracht 
kommenden  Rennplätze  von  18  auf  20  und  die  der  Renntage, 
an  denen  der  Totalisator  geöffnet  war,  von  119  auf  127  er- 
höht hatte.  Auch  in  den  folgenden  Jahren  hat  die  Ver- 
minderung der  betreffenden  Staatseinnahmen  in  Preußen  an- 
gehalten. Hierauf  lassen  wenigstens  die  Rückgänge  der 
bezüglichen  Einnahmen  des  Reiches  mit  Sicherheit  schließen. 

Nach  den  vorgeführten  Steuerergebnissen  kann  kein 
Zweifel  mehr  bestehen,  daß  je  höher  die  Steuer  auf  Renn- 
wetten angesetzt  wird,  um  so  ungünstiger  sich  verhältnis- 
mäßig die  Stempeleinnahmen  aus  Totalisatorwetten  gestalten. 
Die  Gewinne  am  Totalisator  werden  eben  durch  eine  erheb- 
liche Abgabe  so  herabgedrückt,  daß  die  große  Masse  der 
Wettenden  vom  Totalisator  abgezogen  und  den  verbotenen  Wett- 
unternehmungen zugeführt  wird,  die  wegen  der  Leichtigkeit 
der  Steuerhinterziehung  günstigere  Chancen  bieten  können. 

4.  Die  Regierungsvorlage  vom  23.  April  1904. 

Außer  den  im  vorigen  Abschnitt  bereits  erwähnten  Übel- 
ständen hatte  das  Reichsstempelgesetz  von  1900  für  das 
Rennwettwesen  noch  mancherlei  andere  nachteilige  Folgen, 
die  schließlich  die  Regierung  veranlaßten,  im  Jahre  1904 
durch  eine  Gesetzesvorlage,  betr.  die  Wetten  bei  öffentlich 
veranstalteten  Pferderennen,^)  eine  Besserung  der  Verhältnisse 
anzubahnen. 


1)  s.  Reichstag,  Session  1903/04,  Anlagebaud  3  Nr.  365. 
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In  der  dem  Entwürfe  beigegebenen  Begründung  wurde 
hauptsächlich  auf  die  schon  früher^)  dargestellte  Unzuläng- 
lichkeit der  seit  1900  bestehenden  Kontrollbestimmungen 
(§25  Abs,  3)  über  die  Geschäfte  der  Wettvermittler  und  auf 
die  Unmöglichkeit  der  genauen  Überwachung  solcher  Betriebe 
hingewiesen.  Es  müsse  daher  die  Wettvermittelung  straf- 
rechtlich verfolgt  und  gleichzeitig  für  eine  dem  Wettbedürfnis 
entsprechende  Anzahl  von  obrigkeitlich  beaufsichtigten  Tota- 
lisatoren gesorgt  werden.  Außerdem  wurde  in  den  Motiven 
betont,  daß  der  immer  größer  gewordene  Wirkungskreis  der 
Privatwettbureaus,  als  selbständiger  Wettunternehmungen, 
nicht  nur  eine  moralische  und  finanzielle  Schädigung  breiter 
Bevölkerungsschichten  verursacht,  sondern  auch  trotz  der 
ständigen  Zunahme  der  Kennplätze  ^)  und  der  Eenntage,^)  an 
denen  der  Totalisator  vom  Publikum  benutzt  werden  konnte, 
einen  fast  ununterbrochenen  Eückgang  der  Wettumsätze  an 
den  öffentlichen  Totalisatoren  zur  Folge  gehabt  habe.  Die 
Abnahme  der  Einlagen  am  Totalisator^)  wirke  auf  die  Ein- 
nahmen ^)  der  betreffenden  Eennvereine  doppelt  ungünstig  ein, 

1)  s.  oben  S.  70 ff. 

2)  u.  ^)  s.  Tabelle  S.  94  Spalte  ,  3  u.  4. 

4)  s.  die  Tabelle  S.  94  Spalte  5.  Aus  derselben  geht  hervor, 
daß  die  Umsätze  an  den  öffentlichen  Totalisatoren  der  preußischen 
Rennvereine  seit  dem  Bestehen  der  Wettsteuer  (1891)  bis  zum  Jahre  1902 
von  Mk.  13  580  746  auf  Mk.  6655  605  zurückgegangen  sind,  was  einer 
relativen  Abnahme  von  100  auf  rund  49  gleichkommt. 

5)  Die  Reineinnahmen  (s.  Spalte  6)  der  preußischen  Rennvereine 
mit  einem  öffentlichen  Totalisator,  welche  hauptsächlich  aus  Abgaben 
von  Totalisatorwetten  und  aus  Eintrittsgeldern  stammen,  gingen  seit 
1890  fast  ununterbrochen  und  besonders  stark  bei  jeder  Steuererhöhung 
zurück.  So  nahmen  die  fraglichen  Überschüsse  absolut  z.  B.  von  1890 
auf  1891  von  Mk.  1852954  auf  Mk.  1228955,  von  1894  auf  1895  von 
Mk.  832111  auf  Mk.  699883  und  von  1900  auf  1901  von  Mk,  944092 
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weil  letztere  bei  der  1900  erfolgten  Erhöhung  der  Reichs- 
steuer auf  20  7o  sich  veranlaßt  gesehen  hätten,  ihre  Abgaben 
von  Totalisatorwetten  von  6  auf  4^/^  zu  ermäßigen,  um  den 
Totalisator  wenigstens  einigermaßen  noch  in  Tätigkeit  zu 
erhalten. 

Weiter  heißt  es  dann,  es  seien  die  in  Betracht  kommen- 
den Unternehmungen  infolge  ihrer  schlechten  Einnahmever- 
hältnisse nicht  mehr  in  der  Lage,  ihren  einzigen  Zweck,  die 
Zucht  edler  Pferde,  durch  gute  Eennprämien  ^)  und  andere 
direkte  Zuwendungen^)  zu  fördern,  zu  erreichen. 

Das  bedeute  aber  eine  große  Gefahr  für  die  ganze  ein- 
heimische Landespferdezucht,  da  der  Staat  allein  die  fragliche 
Aufgabe  nicht  erfüllen  könne,  sondern  der  Mitwirkung  Privater 
bedürfe.  Diese  würden  sich  aber  der  Zucht  edler  Pferde  nur 
dann  widmen,  wenn  sie  die  Aussicht  hätten,  einen  Teil  ihrer 
Unkosten  ersetzt  zu  bekommen.  Dazu  seien  vor  allem  hohe 
Eennpreise  nötig.  Die  hierfür  erforderlichen  bedeutenden 
Mittel  könnten  jedoch  nicht  von  dem  Reiche  und  den  Glied- 
staaten allein  durch  eine  wesentlich  stärkere  Belastung  ihrer 
Etats  aufgebracht  werden,  sondern  man  sei  dabei  auf  die 
Unterstützung  durch  die  Rennvereine  angewiesen.  Es  müsse 
daher  für  eine  Erhöhung  der  Einnahmen  derselben  besonders 

auf  Mk.  G25094  ab.  Der  gesamte  Reingewinn  der  in  Betracht  kommen- 
den Unternehmungen  war  also  von  1890  —  dem  letzten  Jahre  ohne 
Wettsteuer  —  bis  1902,  in  dem  eine  20prozentige  Reichsabgabe  be- 
stand, von  Mk.  1852954  auf  Mk.  554809  d.  h.  wie  von  100  auf  45 
zurückgegangen. 

1)  u.  2)  s.  Spalte  7  u.  8.  Es  verringerten  sich  z.  B.  die  von  den 
fraglichen  Rennvereinen  für  Rennprämien  aufgewandten  Geldmittel  von 
1890  bis  1902  absolut  von  Mk.  1742319  auf  Mk.  476237,  d.  h.  um  rund 
550/0,  obwohl  die  Entwicklung  der  bzgl.  Rennverhältnisse  nach  Spalte  3 
u.  4  das  Umgekehrte  verlangt  haben  dürfte. 
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aus  dem  Totalisatorbetriebe  nacb  Möglicbkeit  Sorge  getragen 
werden. 

Zur  Erreichung  dieses  Zieles  und  zur  gesunden  Umge- 
staltung des  Rennwettwesens  schlug  die  Eegierungsvorlage 
im  wesentlichen  folgende  Maßregeln  vor: 

a)  Inhalt  der  Regierangsvorlage. 

In  Zukunft  soll  nicht  nur  das  „gewerbsmäßige",  sondern 
auch  das  „geschäftsmäßige"  Vermitteln  von  Wetten  unter  er- 


Die  preußischen  Rennvereine  mit  einem  öffentlichen  TotaUsator, 
welche  ungefähr  die  Hälfte  aller  im  Reiche  befindhchen  ausmachen 
(z.  B.  im  Jahre  1902:  20  unter  45)  hatten: 


bei  einem 
Steuersatze  von  % 

im  Jahre 

auf  Rennplätzen 

an  Renntagen,  an 
denen  der  Totali- 
sator geöffnet  war 

einen  Gesamt- 
umsatz an 
den  öffent- 
lichen Tota- 
lisatoren von 
Mk. 

einen  Gesamt- 
reingewinn 
von  Mk. 

von  ihren  Ei 
verwand 

Rennpreise 

Mk. 

anahmen 
t  für 

sonstige 
direkte 
Zwecke  der 
Pferde- 
zucht 
Mk. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

0 

1890 

27 

129 

24429350,— 

1  852  954,— 

1742  319,— 

110  635,— 

1891 

12 

84 

13530746,— 

1228  955,40 

1059  673,89 

169  281,51 

1892 

12 

86 

11942034,50 

934  312,40 

804  366,30 

129  946,10 

5 

1863 

12 

88 

13114377,- 

966  100,11 

801  846,66 

164  253,45 

1894 

18 

89 

10311090,- 

832  111,03 

693  006,28 

139  104,75 

1895 

13 

95 

8740695,— 

G99  883,33 

605  217,27 

94  666,06 

1896 

14 

96 

8951790,— 

782  922,23 

701  348,01 

81  574,22 

10 

1897 

14 

100 

8786975,— 

821  831,68 

746  338,16 

75  493,52 

1898 

16 

110 

10002565,- 

961  547,14 

859  491,96 

102  055,18 

1899 

20 

123 

10301900,- 

989  590,67 

874  541,60 

115  049,07 

1900 

17 

120 

9828910,— 

944  092,29 

819134,44 

124  957,85 

1901 

18 

119 

7  453520,— 

625  094,43 

533  760,92 

91  333,51 

1902 

20 

127 

6655  605,— 

554  809,91 

476  237,42 

78  572,49 

Die  Angaben  stammen  aus  der  Reichstagsdrucksache  Nr.  365  im 
Anlageband  3  der  Session  1903/04. 
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hebliclie  Strafe  (§  6)  gestellt  werden.  Damit  bezweckt  man 
die  Beseitig"ung"  nicht  nur  der  Privatwettbureaus,  sondern 
auch  hauptsächlich  der  dermalen  schwer  faßbaren  Agenturen 
derselben.  Um  der  Ausbreitung  der  privaten  Wettvermittelung 
fernerhin  in  jeder  Weise  vorzubeugen,  vor  allem  in  bezug  auf 
das  Wetten  auf  ausländische  Pferderennen,  werden  auch  die 
öffentlich  oder  schriftlich  oder  durch  sonstige  Darstellungen 
erfolgenden  Aufforderungen  und  Angebote  zum  Abschluß  oder 
zur  Vermittelung  solcher  Wetten  bei  hoher  Strafe  verboten 
(§  3).^) 

Hingegen  soll  Vereinen,  die  öffentliche  Pferderennen  ver- 
anstalten, die  Erlaubnis  zum  Betriebe  eines  Wettunternehmens 
—  es  ist  der  Totalisator  gemeint  —  erteilt  werden,  aber  nur 
dann,  wenn  es  keinem  Zweifel  unterliegt,  daß  sie  den  aus 
dem  Wettunternehmen  sich  für  sie  ergebenden  Gewinn  aus- 
schließlich im  Interesse  der  Landespferdezucht  verwenden. 
Nach  dem  Ermessen  der  zuständigen  Behörden  können  auch 
noch  weitere  Anforderungen  gestellt  und  außerdem  die  er- 
teilte Genehmigung  jederzeit  beschränkt  oder  widerrufen 
werden  (§  2). 

Während  früher  betreffs  der  Behörden,  welche  den 
Eennvereinen  die  Erlaubnis  zur  Errichtung  eines  Totalisators 
zu  erteilen  hatten,  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  eine  große 
Verschiedenheit  herrschte,  ist  nunmehr  durch  die  Bestimmung, 
daß  nur  die  Landeszentralbehörde  oder  die  von  ihr  bezeichnete 
Behörde,  wie  es  z.  B.  in  Preußen  seit  1886  ist,  die  fragliche 
Erlaubnis  erteilen  darf,  für  die  deutschen  Gliedstaaten  in  dem 
Gesetzentwurfe  eine  einheitliche  Regelung  vorgesehen  (§  1). 

^)  In  Frankreich  sind  die  Tipsterinserate  in  den  Zeitungen  schon 
seit  mehreren  Jahren  gesetzlich  verboten.  Auch  in  England  ist  man 
diesem  Beispiele  vor  kurzem  gefolgt. 
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Ist  einem  Eennvereine  die  Aufstellung  eines  Totalisators  be- 
hördlich g-estattet  worden,  dann  kann  derselbe  auch  öffentlich 
durch  alle  möglichen  Darstellungen  oder  Schriften  zum  Wetten 
auffordern  (§  3).  Fehlt  jedoch  die  Konzession  für  einen 
Totalisator,  so  verfällt  der  betreffende  Verein,  gerade  wie  die 
Privat wettbureaus,  einer  erheblichen  Strafe  (§  6). 

Unter  Beibehaltung  der  bisherigen  Höhe  der  Steuer  auf 
Rennwetten  (für  inländische  20^/o)  sollen  bei  Pferderennen 
zu  dieser  Abgabe  fernerhin  auch  die  an  sogen.  Vereinstotali- 
satoren^)  abgeschlossenen  Wetten  herangezogen  werden  (§  4). 
Durch  das  am  5.  Mai  1896  gefällte  Strafsenatsurteil  des 
Reichsgerichts  ^)  waren  die  nur  für  Mitglieder  des  betreffenden 
Renn  Vereins  zur  Benutzung  offen  stehenden  Totalisatoren  als 
„nicht  öffentliche"  bezeichnet  und  daher  die  Wetten  an  ihnen 
als  nicht  steuerpflichtig  erklärt  worden.  Eine  derartige  Be- 
freiung entsprach  natürlich  nicht  der  ursprünglichen  Absicht 
des  Gesetzgebers. 

Schließlich  soll  jedem  Rennvereine  mit  konzessioniertem 
Totalisator  die  Hälfte  der  vereinnahmten  20prozent.  Reichs- 
steuer von  den  bei  Gelegenheit  des  von  ihm  veranstalteten 
Pferderennens  gemachten  Wetteinsätzen  zur  ausschließlichen 
Verwendung  im  Interesse  der  Landespferdezucht  überwiesen 
werden  (§  5).  Die  die  Wettunternehmen  genehmigende  Be- 
hörde soll  darüber  wachen,  daß  die  vereinnahmten  Steuergelder 
von  den  Vereinen  nur  in  dem  vorstehenden  Sinne  verbraucht 
und  Zuwiderhandlungen  mit  der  Schließung  des  Totalisator- 
betriebes bestraft  werden. 


^)  Im  Jahre  1903  gab  es  im  Deutschen  Reiche  unter  83  Totalisa- 
toren 38  sogen.  Vereinstotalisatoren. 

2)  s.  Entsch.  d,  R.G.  in  Strafsachen  Bd.  28  Nr.  116  S.  369ff. 
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b)  Die  Regierungsvorlage  im  PJeiium  und  in  der 
Kommission  des  Reichstages. 

Im  Reichstag  fand  die  erste  Lesung"  des  vorgeführten 
Gesetzentwurfes  am  4.  Mai  1904^)  statt. 

In  dieser  wurde  zunächst  von  dem  preußischen  Minister 
für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  v.  Podbielski, 
als  Vertreter  der  verbündeten  Regierungen ,  nochmals  auf  die 
bereits  in  den  Motiven  zur  Gesetzesvorlage  hervorgehobene 
dringende  Notwendigkeit  der  vollständigen  Beseitigung  der 
Privatwettbureaus  und  der  finanziellen  Förderung  der  Renn- 
vereine mit  konzessioniertem  Wettunternehmen  hingewiesen. 
Im  Anschluß  hieran  teilte  der  Minister  mit,  daß  in  Rücksicht 
auf  die  der  Herabsetzung  der  Steuer  entgegenstehenden  er- 
heblichen Gründe  —  die  Anführung  derselben  unterließ  aller- 
dings der  Regierungsvertreter  —  die  alte  Höhe  der  Belastung 
der  Rennwetten  beibehalten  werden  solle.  Es  sei  aber  die 
Absicht  der  Regierungen,  die  Hälfte  der  eingehenden  Steuer- 
beträge den  Rennvereinen  zur  ausschließlichen  Förderung  der 
Landespferdezucht  zuzuweisen,  so  daß  dann  —  wie  es 
wünschenswert  sei  —  die  einheimische  Pferdezucht  sich  aus 
sich  selbst  heraus  erhalten  könne,  wie  es  z.  B.  in  Frankreich 
und  in  Österreich  der  Fall  sei. 

Hinsichtlich  der  Höhe  der  Steuer  wurde  im  Verlaufe  der 
Beratung  aus  der  Mitte  des  Reichstages  (Abg.  Rettig)  eine 
Herabsetzung  derselben  auf  14 — lö^o  verlangt,  damit  die 
Privatwettbureaus  um  so  sicherer  beseitigt  würden,  denn  bei 
den  bisherigen  Abgabensätzen  würde  schließlich  ein  finanzieller 
Effekt  nicht  erzielt  und  eine  Eindämmung  der  Wettlust  nicht 
erreicht  werden,  da  das  Publikum  weiter  den  privaten  Wett- 


1)  Reichstag,  Session  1903/04,  Berichtband  4  S.  2642 ff. 
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unternelimuiigeii  zuströmen  und  vom  Totalisator  sich  ab- 
wenden werde. 

Außerdem  wurde  die  völlige  Steuerfreiheit  der  gelegentlich 
privatim  abgeschlossenen  Wetten  bedauert,  da  diese  haupt- 
sächlich bei  jungen  Leuten  gleichfalls  großen  Nachteil  den 
Beteiligten  bringen  könnten. 

Ebenso  wurde  die  Unmöglichkeit  der  vollständigen  Durch- 
führung des  in  §  3  vorgesehenen  Verbotes  von  öffentlichen 
Aufforderungen  und  Angeboten  zum  Abschluß  oder  zur  Ver- 
mittlung von  Wetten  auf  Pferderennen  hervorgehoben,  da  der- 
artige Anpreisungen  durch  ausländische  Zeitungen  auch  in 
Zukunft  die  ungehindertste  Verbreitung  in  Deutschland  finden 
würden,  was  die  Praxis  vieler  ausländischer,  besonders  bel- 
gischer Bureaus  schon  jetzt  bestätige. 

Ferner  wurde  betont,  daß  die  nach  §  2  der  Vorlage  von 
den  ßennvereinen  mit  behördlich  genehmigtem  Wettunter- 
nehmen zu  bietende  Sicherheit  für  die  Verwendung  der  aus 
dem  Totalisatorbetriebe  ihnen  zufließenden  Gelder  ausschließ- 
lich zugunsten  der  Landespferdezucht  im  Gesetz  genauer  fest- 
gelegt werden  müsse,  da  es  Eennvereine  gebe,  die  „innerlich" 
eine  Gewähr  in  dieser  Richtung  nur  in  geringem  Maße  böten. 
Es  sei  hierbei  vor  allem  an  die  zahlreichen  Rennvereine  mit 
Vereinstotalisatoren  zu  denken,  die  als  Mitglieder  viele  Per- 
sonen aufwiesen,  für  deren  Eintritt  in  den  Verein  einzig  und 
allein  die  Aussicht  maßgebend  gewesen  sei,  die  aus  der  be- 
stehenden Steuerfreiheit  sich  ergebenden  größeren  Gewinn- 
chancen bei  dem  Wetten  am.  Totalisator  für  sich  ausnützen 
zu  können.  Jedenfalls  sei  das  Mißtrauen  gegenüber  solchen 
Vereinen  gerechtfertigt. 

Von  einem  weiteren  Redner  wurde  die  Überlassung  der 
Hälfte  des  Steuer ertrages  an  die  Rennvereine  bekämpft.  Der- 
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selbe  hob  besonders  hervor,  daß  die  Erteilung  der  Genehmigung 
zum  Betriebe  eines  Wettunternehmens  an  Rennvereine  nur 
durch  die  Regierungsbehörde  ohne  Mitwirkung  der  Volksver- 
tretung erfolge,  und  daß  die  letztere  auch  bezüglich  der  den 
Vereinen  zu  überlassenden  Hälfte  des  Ertrages  der  Wettsteuer 
keine  Kontrolle  üben  könne. 

Schließlich  wurde  die  Vorlage  auf  Antrag  des  Abgeordneten 
Fritzen  (Düsseldorf)  der  Budgetkommission  überwiesen,  und 
zwar  dieser  deshalb,  weil  eine  Verkürzung  des  Reichssteuer- 
ertrages —  desjenigen  aus  Rennwetten  —  beabsichtigt  sei. 

In  der  Budgetkommission  wurde  nach  dem  Berichte  vom 
10.  Mai  1905^)  zunächst  auf  die  bereits  in  den  Motiven  zur 
Regierungsvorlage  (S.  93)  betonte  Notwendigkeit,  die  zur 
Förderung  der  Zucht  edler  Pferde  erforderlichen  Mittel  haupt- 
sächlich durch  die  Besteuerung  der  Wetten  am  Totalisator 
zu  gewinnen,  hingewiesen.  Demgegenüber  machten  die  Gegner 
der  Vorlage  geltend,  daß  die  Spiellust  der  kleinen  Leute 
nicht  begünstigt  werden  dürfe.  Das  Wetten  könne  zwar  nicht 
beseitigt  werden,  etwas  anderes  sei  es  aber,  wenn  der  Staat  das 
Spiel  am  Totalisator  sanktioniere.  Ob  außerdem  mit  den  vor- 
geschlagenen gesetzlichen  Neuerungen  ein  gewisser  ethischer 
Fortschritt  erzielt  werde,  sei  sehr  fraglich.  Jedenfalls  würde 
sich  nach  der  Aufhebung  der  Privatwettbureaus  eine  größere 
Zahl  von  Leuten  zusammentun,  um  gemeinsam  am  Totalisator 
zu  setzen,  gerade  so  wie  sich  bereits  Vereinigungen  zum  ge- 
meinsamen Lotteriespiel  gebildet  hätten.  Hierauf  erwiderte 
aber  der  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten 
V.  Podbielski,  „die  Lust  am  Wetten  sei  so  tief  im  Volks- 
charakter eingewurzelt,  wie  die  Erfahrung  zeige,  daß  es  un- 


1)  s.  Reichstag,  I.  Session  1903—1905,  Anlage  Nr.  785. 
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durchführbar  sein  würde,  es  gänzlich  zu  unterdrücken.  Je 
mehr  die  Pferderennen  sich  zu  Volksfesten  entwickelten, 
desto  notwendiger  sei  es  deshalb  für  den  Staat,  das  Wetten 
in  geordnete  Bahnen  zu  lenken  und  damit  den  Wettenden 
eine  Garantie  zu  geben,  daß  bei  der  Abwicklung  des  Wett- 
geschäftes mit  der  peinlichsten  Genauigkeit  verfahren  werde". 
Außerdem  wirke,  so  wurde  von  anderer  Seite  weiter  ausge- 
führt, der  Totalisator  nach  seiner  ganzen  Einrichtung  dem 
übermäßigen  Wetten  entgegen,  soweit  solches  überhaupt  mög- 
lich sei. 

Über  die  Höhe  der  Belastung  der  Wetten  am  Totalisator 
und  über  die  Art  der  Beteiligung  der  Rennvereine  an  dem 
Steuerertrage  lagen  vier  Anträge  vor. 

In  einem  derselben  wurde  gefordert,  daß  die  Hälfte  des 
Ertrages  der  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  20prozentigen 
Gesamtbelastung  der  Rennwetten  nicht  den  Vereinen  direkt 
überlassen,  sondern  zunächst  im  Reichshaushaltsetat  für  die 
Zwecke  der  Pferdezucht  bereitgestellt  werden  sollte.  Alsdann 
sollte  den  einzelnen  Bundesregierungen  aus  dem  in  ihrem  Ge- 
biete erzielten  Steuerertrage  von  Rennwetten  ein  entsprechender 
Anteil  zur  freien  Verfügung  im  Interesse  der  Landespferde- 
zucht überwiesen  werden. 

Wenn  dieser  Vorschlag  verworfen  werden  sollte,  wurde 
verlangt,  daß  von  dem  Ertrage  der  20  prozentigen  Totalisator- 
steuer 60  den  Rennvereinen  mit  sogen.  Vereinstotalisator 
und  40%  denjenigen  mit  einem  öffentlichen  Totalisator  un- 
mittelbar überwiesen  werden  sollten. 

In  einem  dritten  Antrage  wurde  empfohlen,  die  Reichs- 
stempelabgabe von  Wetten  an  sämtlichen  Totalisatoren  auf 
10  herabzusetzen.  Den  Rennvereinen  mit  konzessioniertem 
Totalisator  sollte  es  dann  überlassen  bleiben,  die  Wetten  mit 
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einer  weiteren  Abgabe  in  Form  von  Zuschlägen  zur  Eeicbs- 
steuer,  und  zwar  bis  zur  Höbe  derselben,  zu  belasten.  Be- 
gründet wurde  dieses  Verlangen  damit,  daß  es  nicht  angängig 
sei,  für  private  Zwecke  eine  Reicbssteuer  zu  erbeben. 

In  einem  vierten  Antrage  wurde  eine  Ermäßigung  des 
Reicbsstempelsatzes  für  alle  Totalisatorwetten  sogar  auf  5  ^/^ 
vorgeschlagen.  Gleichzeitig  sollte  den  Rennvereinen  das 
Recht  gegeben  werden,  ihrerseits  Abzüge  von  den  Totalisator- 
wetten für  die  Zwecke  der  Pferdezucht  zu  machen.  Vor 
allem  würde  die  Herabsetzung  des  Steuersatzes,  so  führte  der 
Antragsteller  aus,  die  private  Wettvermittlung  allmählich  ganz 
beseitigen,  da  der  von  den  Wettbureauinhabern  bislang  er- 
zielte bedeutende  Gewinn,  der  durch  die  Hinterziehung  der 
bei  den  Totalisatorwetten  erheblichen  Abgabe  an  den  Staat 
gemacht  wurde,  sich  zu  sehr  verringern  würde.  Der  Umsatz 
am  Totalisator  werde  infolgedessen  sich  wesentlich  steigern, 
was  dann  den  Rennvereinen  die  nötigen  Mittel  zur  Aussetzung 
hoher  Rennpreise  und  dem  Reiche  gute  Einnahmen  verschaffen 
würde.  Damit  jedoch  dem  Reiche  aus  der  Ermäßigung  des 
fraglichen  Stempelsatzes  kein  Verlust  erwachse,  könnten  die 
Rennvereine  demselben  eine  jährliche  Wettsteuereinnahme  von 
Mk.  1  200000  garantieren.  Der  letztere  Vorschlag  wurde  aber 
abgelehnt  mit  der  Begründung,  daß  das  Reich  bezüglich  ge- 
wisser Steuereinnahmen  auf  solche  Weise  in  direkte  finanzielle 
Abhängigkeit  zu  privaten  Vereinen  käme,  und  das  sei  staats- 
rechtlich unzulässig.  Auch  die  verlangte  Herabsetzung  des 
Stempelsatzes  wurde  in  der  Kommission  zurückgewiesen,  da 
mit  demselben  Rechte  Vereine,  welche  zu  gemeinnützigen 
Zwecken  Lotterien  veranstalteten,  ein  gleiches  Entgegenkommen 
verlangen  könnten,  was  jedoch  dem  Reiche  einen  erheblichen 
Ausfall  an  Einnahmen  bringen  würde.    „Ferner  habe  man", 
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SO  erklärte  der  Staatssekretär  des  Reictisscliatzamts  Freiherr 
V.  Stengel,  „den  Spieler  in  Ansehung  der  zu  entrichtenden 
Steuer  nicht  entlasten  zu  sollen  geglaubt.  Der  gegenwärtige 
Steuersatz  von  20  7o  sei  zwar  ein  sehr  hoher,  und  der  Ertrag 
sei  hinter  den  seinerzeit  gehegten  Erwartungen  weit  zurück- 
geblieben. Allein  die  Erhöhung  der  Steuer  auf  den  jetzigen 
Satz  sei  bekanntlich  aus  der  eigenen  Initiative  des  Reichs- 
tags hervorgegangen." 

Bezüglich  der  von  der  Regierung  geplanten  Überlassung 
der  Hälfte  des  Ertrages  der  Wettsteuer  an  die  Rennvereine 
äußerte  der  Schatzsekretär  Freiherr  von  Stengel,  daß  die 
unmittelbare  Beteiligung  jener  Vereine  an  den  Einnahmen  des 
Reiches  aus  ihren  eigenen  Totalisatorbetrieben  für  nötig  ge- 
halten werde,  denn  nur  mit  Hilfe  der  besonderen  Sach-  und 
Personenkenntnis  der  Verwaltungen  der  Rennvereine  sei  es 
den  Staatsbehörden  möglich,  das  Verbot  der  privaten  Wett- 
vermittelung wirklich  durchzuführen.  Nach  diesen  Erörte- 
rungen wurde  von  der  Kommission  der  hier  zuerst  genannte 
Antrag  angenommen. 

Außerdem  stimmte  sie  einer  vorgeschlagenen  geeigneten 
Fassung  der  §§  2  und  3  und  einer  zweckentsprechenderen 
praktischen  Gestaltung  der  Straf bestimmungen  (§  6)  zu. 

Über  diese  Kommissionsberatung  hinaus  ist  aber  die 
Totalisatorfrage  nicht  gekommen.  W" eiche  Stellung  der  Reichs- 
tag in  einer  neuen  Beratung  der  bzgl.  Frage  einnehmen  wird, 
wird  sich  jedenfalls  schon  in  der  kommenden  Session  zeigen. 

c)  Kritik  über  die  Regierungsvorlage. 

Es  kann  wohl  als  sicher  angenommen  werden,  daß  die 
in  dem  Gesetzentwurfe  betreffend  die  Wetten  bei  öffentlich 
veranstalteten  Pferderennen  von  der  Regierung  zum  Ausdruck 
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gebrachte  Absicht,  dem  unreellen  Wettwesen  und  der  unbe- 
rechtigten Steuerfreiheit  der  Wetten  an  gewissen  Totalisatoren 
eine  Ende  zu  machen,  ungeteilte  Zustimmung  finden  wird. 

Nicht  so  ohne  weiteres  wird  man  sich  dagegen  über  den 
einzuschlagenden  Weg  zur  Erreichung  jenes  Zieles  einigen. 
Allem  Anschein  nach  hat  der  Gesetzgeber  sich  bei  seinen 
Vorschlägen  zu  sehr  von  einer  Überschätzung  sowohl  der 
Macht  der  Polizei  als  auch  der  Findigkeit  der  Eennverwal- 
tungen  leiten  lassen. 

Die  in  der  1.  Lesung  im  Reichstage  und  in  der  Kommission 
gegen  die  Bestimmungen  der  Vorlage  gemachten  hauptsäch- 
lichsten Einwendungen  sind  in  jeder  Weise  berechtigte  gewesen. 

Am  wenigsten  ist  die  Beibehaltung  der  bisherigen  Höhe 
der  Totalisatorsteuer,  die  sich  in  Deutschland  doch  zur  Genüge 
als  verfehlt  herausgestellt  hat,  zu  verstehen.  Das  ist  um  so 
unbegreiflicher,  als  die  Regierung  sich  schon  im  Jahre  1900 
gegen  die  vom  Reichstag  vorgenommene  Hinaufschraubung 
der  Wettabgabe  von  10  auf  20  7o  aus  Furcht  vor  großen 
Steuerhinterziehungen  erklärte  und  außerdem  in  den  Motiven 
zur  jetzigen  Vorlage  und  in  der  ersten  Beratung  derselben 
im  Reichstage  durch  den  preußischen  Staatsminister  von  Pod- 
bielski  auf  die  Ursache  der  Blüte  der  französischen  Pferde- 
zucht hinwies,  nämlich  auf  die  nur  3  V2  ^/o  betragende  Stempel- 
abgabe von  Totalisatorwetten  an  den  Staat. 

Zur  Festhaltung  an  dem  hohen  Steuersatze  scheint  den 

Gesetzgeber  in  erster  Linie  der  Gedanke,  durch  eine  starke 

Belastung  der  Wetteinlagen  das  Spiel  beschränken  zu  können, 

veranlaßt  zu  haben.  Nach  den  gemachten  Erfahrungen  jedoch 

dämmt  eine  erhebliche  Steuer  nur  das  öffentliche  Spiel  ein 

und  bringt  das  geheime  zu  um  so  größerer  Blüte.    Es  wird 

ja  freilich  bei  hoher  Belastung  nicht  so  viel  heimlich  gewettet 
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werden,  als  sonst  öffentlich  gespielt  worden  wäre.  Diesem 
kleinen  Vorteile  stehen  aber  als  große  Nachteile  gegenüber, 
daß  weite  Kreise  an  die  Verletzung  des  Gesetzes  gewöhnt 
und  viele  Spieler  betrogen  werden. 

Es  sollte  daher  die  von  der  Eegierung  vorgeschlagene 
Herabsetzung  der  Gesamtbelastung  der  Wetteinlagen  von  24 
auf  20*^/(,  wegen  ihrer  Wirkungslosigkeit  infolge  der  immer 
noch  beträchtlichen  Höhe  der  Abgabe  verworfen  werden. 

Das  Richtige  dürfte  es  wahrscheinlich  sein,  wenn  die 
Eeichssteuer  auf  Totalisatorwetten,  gleichgültig  ob  auf  solche 
über  Pferderennen  usw.,  5  7o  d^r  Wetteinlagen  betragen  würde. 
Den  Rennvereinen  sollte  es  dann  überlassen  bleiben,  die  Höhe 
ihrer  Zuschläge  zur  Reichsabgabe  selbst  zu  bestimmen.  Doch 
dürften  die  Zuschläge  nicht  mehr  als  100  7o  der  Reichssteuer 
betragen,  damit  nicht  wieder  das  heimliche  Wetten  auf  Kosten 
der  reell  geleiteten  Totalisatorbetriebe  durch  zu  hohe  Abzüge 
eigennütziger  Rennverwaltungen  gefördert  wird.  Außerdem 
bewirkt  die  vorgeschlagene  Regelung,  daß  die  Rennwetten  in 
Deutschland  ungefähr  gleich  stark  belastet  werden  wie  im 
Auslande.  Die  daraus  sich  ergebende  Tatsache,  daß  überall 
relativ  dieselben  Gewinnchancen  bestehen,  würde  die  Anlage 
von  erheblichen  Beträgen,  die  jetzt  jährlich  zu  Wettzwecken 
ins  Ausland  wandern,  an  deutschen  Totalisatoren  bewirken, 
wodurch  sowohl  der  Gewinn  aus  diesen  Geldsummen  der  in- 
ländischen Pferdezucht  zugute  kommen,  als  auch  das  allge- 
meine Interesse  an  dem  einheimischen  Pferdesport  gehoben 
würde. 

Damit  nun  aber  auch  außerhalb  des  Totalisators  die  Leute, 
welche  aus  finanziellen  Rücksichten  oder  aus  Mangel  an  Zeit 
die  Rennen  nicht  besuchen  können,  Gelegenheit  zum  reellen 
Wetten  bekommen  und  nach  Aufhebung  der  öffentlichen  Privat- 
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wettbureaus  von  den  heimlichen  Schwindelunternehmungen 
abgezogen  werden,  dürfte  sich  eine  Einrichtung  wie  die 
preußischen  Lotterieeinnahmestellen  als  praktisch  sehr  em- 
pfehlen. Zu  dem  Zwecke  sollte  einer  beschränkten  Anzahl 
von  Privatunternehmern  oder  noch  besser  den  Verwaltungen 
von  Rennvereinen,  die  die  Sicherheit  einer  ehrlichen  Geschäfts- 
führung gewährleisten  und  sich  jeder  staatlichen  Kontrolle 
unterwerfen,  vom  Reiche  die  Erlaubnis  gegeben  werden,  in 
Orten  von  gewisser  Größe  Bureaus  zu  eröffnen,  in  denen 
Wetteinlagen  auf  sämtliche  inländische  Rennen  entgegenge- 
nommen werden,  natürlich  nur  gegen  Aushändigung  von  vom 
Reiche  gestempelten  Bescheinigungen. 

Durch  solche  Einrichtungen  werden  zum  Nutzen  des 
wettenden  Publikums  und  der  einheimischen  Pferdezucht  die 
Privatwettbureaus  und  die  Buchmacher  mit  Sicherheit  be- 
seitigt, weil  sie  entbehrlich  gemacht  werden,  während  Verbote 
und  Strafdrohungen  ihnen  wenig  anhaben  können. 
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